
Beschlussempfehlung und Zweiter Bericht 

des Innenausschusses 

zu dem Gesetzentwurf  

der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

für ein Hessisches Gesetz zur Anpassung des Hessischen Datenschutzrechts an die 

Verordnung (EU) Nr. 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) Nr. 

2016/680 und zur Informationsfreiheit 

Drucksache 19/6259 zu Drucksache 19/5728 
 
hierzu: 
 

Änderungsantrag 

der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

Drucksache 19/6300 
 

Änderungsantrag 

der Fraktion der FDP 

Drucksache 19/6326 
 
 
A. Beschlussempfehlung 
 
 Der Innenausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen von CDU und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen von SPD, DIE LINKE und FDP, 
den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des Änderungsantrags Drucks. 19/6300 
und des mündlich eingebrachten Änderungsantrags – und damit in der aus der An-
lage ersichtlichen Fassung – in dritter Lesung anzunehmen. 

 
B. Bericht 
 
 1. Der Gesetzentwurf war dem Innenausschuss, federführend, und dem Unteraus-

schuss Datenschutz, beteiligt, in der 135. Plenarsitzung am 24. April 2018 nach 
zweiter Lesung zur Vorbereitung der dritten Lesung zurücküberwiesen worden. 

 
 2. Der Innenausschuss und der Unterausschuss Datenschutz haben sich in gemeinsa-

mer Sitzung am 24. April 2018 mit dem Gesetzentwurf und den Änderungsanträ-
gen befasst.  

 
 3.  Der Unterausschuss Datenschutz hat dem federführenden Innenausschuss mit den 

Stimmen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen von 
SPD, DIE LINKE und FDP vorgeschlagen, dem Plenum die Annahme des Ge-
setzentwurfs in dritter Lesung zu empfehlen. 

 
  Zuvor war der Änderungsantrag, Drucks. 19/6300, mit den Stimmen von CDU 

und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der LINKEN und der FDP 
bei Stimmenthaltung der SPD angenommen worden. 

 
  Ebenso wurde der mündliche Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 

  Art. 1 wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Nach den Wörtern „VIERTER TEIL“ werden die Wörter „Anspruch 
auf Informationszugang“ durch das Wort „Informationsfreiheit“ er-
setzt.  
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b) Nach § 86 werden die Wörter „Verfahren bei Beteiligung einer be-

troffenen Person“ durch die Wörter „Verfahren bei Beteiligung Drit-
ter“ ersetzt. 

 
2. In § 4 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „oder“ gestrichen. 

 
  mit den Stimmen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der 

FDP und Nichtbeteiligung von SPD und DIE LINKE angenommen. 
 
  Ferner wurde der Änderungsantrag, Drucks. 19/6326, mit den Stimmen von 

CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE gegen die Stimme der FDP 
bei Enthaltung der SPD abgelehnt. 

 
 4. Der Innenausschuss hat die unter A wiedergegebene Beschlussempfehlung an das 

Plenum ausgesprochen. 
 
  Zuvor war der Änderungsantrag, Drucks. 19/6300, mit den Stimmen von CDU 

und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der LINKEN und der FDP 
bei Stimmenthaltung der SPD angenommen worden. 

 
 Ebenso war der mündlich eingebrachte Änderungsantrag von CDU und BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der FDP und Nichtbeteiligung von SPD und 
DIE LINKE angenommen worden. 

 
 Ferner war der Änderungsantrag, Drucks. 19/6326, mit den Stimmen von CDU, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE gegen die Stimme der FDP bei 
Enthaltung der SPD abgelehnt worden. 

 
 
Wiesbaden, 24. April 2018 
 
Berichterstatter: Ausschussvorsitzender: 
Alexander Bauer Horst Klee 
 



 
Hessisches Gesetz 

zur Anpassung des Hessischen Datenschutzrechts  
an die Verordnung (EU) Nr. 2016/679 und zur  
Umsetzung der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 

und zur Informationsfreiheit 
 

Vom 
 
 
Inhaltsübersicht  
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Artikel 1  

Hessisches Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetz 
(HDSIG) 

 
INHALTSVERZEICHNIS 
 
ERSTER TEIL 
Gemeinsame Bestimmungen 
 
Erster Abschnitt 
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 
 
§ 1 Anwendungsbereich  
§ 2 Begriffsbestimmungen 
 
Zweiter Abschnitt 
Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
 
§ 3 Verarbeitung personenbezogener Daten, Auftragsverarbeitung 
§ 4 Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Räume  
 
Dritter Abschnitt 
Datenschutzbeauftragte öffentlicher Stellen 
 
§ 5 Benennung 
§ 6 Rechtsstellung 
§ 7 Aufgaben 
 
Vierter Abschnitt 
Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte 
 
§ 8 Rechtsstellung und Unabhängigkeit 
§ 9 Wahl  
§ 10 Persönliche Voraussetzungen  
§ 11 Amtsverhältnis 
§ 12 Verschwiegenheitspflicht 
§ 13 Zuständigkeit und Aufgaben 
§ 14 Befugnisse 
§ 15 Gutachten und Untersuchungen, Tätigkeitsbericht 
§ 16 Informationspflichten 
§ 17 Benachteiligungsverbot bei Anrufung der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten 
§ 18 Personal- und Sachausstattung 
 
Fünfter Abschnitt 
Rechtsbehelfe 
 
§ 19 Gerichtlicher Rechtsschutz 
 
ZWEITER TEIL 
Durchführungsbestimmungen für Verarbeitungen zu Zwecken nach Artikel 2  
der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
 
Erster Abschnitt 
Rechtsgrundlagen der Verarbeitung personenbezogener Daten 
 
Erster Titel 
Verarbeitung personenbezogener Daten und Verarbeitung zu anderen Zwecken 
 
§ 20 Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 
§ 21 Verarbeitung zu anderen Zwecken 
§ 22 Datenübermittlungen durch öffentliche Stellen 
 
Zweiter Titel 
Besondere Verarbeitungssituationen  
 
§ 23 Datenverarbeitung für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 
§ 24 Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken  

und zu statistischen Zwecken 
§ 25 Datenverarbeitung zu im öffentlichen Interesse liegenden Archivzwecken 
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§ 26 Rechte der betroffenen Person und aufsichtsbehördliche Untersuchungen im Fall  

von Geheimhaltungspflichten  
§ 27 Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften 
§ 28 Datenverarbeitung des Hessischen Rundfunks zu journalistischen Zwecken 
 
Dritter Titel 
Rechte des Landtags und der kommunalen Vertretungsorgane 
 
§ 29 Auskunftsrecht des Landtags und der kommunalen Vertretungsorgane 
§ 30 Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Landtag und die  

kommunalen Vertretungsorgane 
 
Zweiter Abschnitt 
Rechte der betroffenen Person  
 
§ 31 Informationspflicht bei der Erhebung von personenbezogenen Daten bei der  

betroffenen Person 
§ 32 Informationspflicht, wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der  

betroffenen Person erhoben wurden 
§ 33 Auskunftsrecht der betroffenen Person 
§ 34 Recht auf Löschung ("Recht auf Vergessenwerden") 
§ 35 Widerspruchsrecht 
 
Dritter Abschnitt 
Sanktionen 
 
§ 36 Anwendung der Vorschriften über das Bußgeld- und Strafverfahren bei Verstößen  

nach Artikel 83 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
§ 37 Strafvorschriften 
§ 38 Bußgeldvorschriften 
 
Vierter Abschnitt 
Gemeinsame Verfahren, Gemeinsam Verantwortliche 
 
§ 39 Gemeinsame Verfahren, Gemeinsam Verantwortliche  
 
DRITTER TEIL 
Bestimmungen für Verarbeitungen zu Zwecken nach Artikel 1 Absatz 1 der  
Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 
 
Erster Abschnitt 
Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen und allgemeine Grundsätze  
für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
 
§ 40 Anwendungsbereich 
§ 41 Begriffsbestimmungen 
§ 42 Allgemeine Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
 
Zweiter Abschnitt 
Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
 
§ 43 Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 
§ 44 Verarbeitung zu anderen Zwecken 
§ 45 Verarbeitung zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken,  

archivarischen oder statistischen Zwecken 
§ 46 Einwilligung 
§ 47 Verarbeitung auf Weisung des Verantwortlichen 
§ 48 Datengeheimnis 
§ 49 Automatisierte Einzelentscheidung 
 
Dritter Abschnitt 
Rechte der betroffenen Person 
 
§ 50 Allgemeine Informationen zu Datenverarbeitungen 
§ 51 Benachrichtigung betroffener Personen 
§ 52 Auskunftsrecht 
§ 53 Rechte auf Berichtigung und Löschung sowie Einschränkung der Verarbeitung 
§ 54 Verfahren für die Ausübung der Rechte der betroffenen Person 
§ 55 Anrufung der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten 
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§ 56 Rechtsschutz gegen Entscheidungen der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten 

oder bei deren oder dessen Untätigkeit 
 
Vierter Abschnitt 
Pflichten der Verantwortlichen und Auftragsverarbeiter 
 
§ 57 Auftragsverarbeitung 
§ 58 Gemeinsame Verfahren, Gemeinsam Verantwortliche  
§ 59 Anforderungen an die Sicherheit der Datenverarbeitung 
§ 60 Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten an die  

Hessische Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten  
§ 61 Benachrichtigung betroffener Personen bei Verletzungen des Schutzes  

personenbezogener Daten  
§ 62 Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschätzung 
§ 63 Zusammenarbeit mit der oder dem Hessischen Datenschutzbeauftragten 
§ 64 Vorherige Konsultation der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten 
§ 65 Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 
§ 66 Datenschutz durch Technikgestaltung und datenschutzfreundliche Voreinstellungen 
§ 67 Unterscheidung zwischen verschiedenen Kategorien betroffener Personen 
§ 68 Unterscheidung zwischen Tatsachen und persönlichen Einschätzungen 
§ 69 Qualitätssicherung personenbezogener Daten vor deren Übermittlung 
§ 70 Berichtigung und Löschung personenbezogener Daten sowie Einschränkung  

der Verarbeitung  
§ 71 Protokollierung 
§ 72 Vertrauliche Meldung von Verstößen 
 
Fünfter Abschnitt 
Datenübermittlungen an Drittländer und an internationale Organisationen 
 
§ 73 Allgemeine Voraussetzungen 
§ 74 Datenübermittlung bei geeigneten Garantien 
§ 75 Ausnahmen für eine Datenübermittlung ohne geeignete Garantien 
§ 76 Sonstige Datenübermittlung an Empfänger in Drittländern 
 
Sechster Abschnitt 
Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden 
 
§ 77 Gegenseitige Amtshilfe 
 
Siebter Abschnitt 
Haftung und Sanktionen 
 
§ 78 Schadensersatz und Entschädigung 
§ 79 Strafvorschriften 
 
VIERTER TEIL 
Informationsfreiheit 
 
§ 80 Anspruch auf Informationszugang 
§ 81 Anwendungsbereich 
§ 82 Schutz besonderer öffentlicher und privater Belange 
§ 83 Schutz personenbezogener Daten 
§ 84 Schutz behördlicher Entscheidungsprozesse 
§ 85 Antrag 
§ 86 Verfahren bei Beteiligung Dritter 
§ 87 Entscheidung 
§ 88 Kosten 
§ 89 Die oder der Hessische Informationsfreiheitsbeauftragte 
 
FÜNFTER TEIL 
Übergangs- und Schlussvorschriften 
 
§ 90 Übergangsvorschriften 
§ 91 Inkrafttreten 
 
Anlage: Verwaltungskostenverzeichnis 
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ERSTER TEIL 

Gemeinsame Bestimmungen 
 

Erster Abschnitt 
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

 
§ 1 

Anwendungsbereich 
 
(1) Dieses Gesetz gilt für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die öffentlichen 
Stellen des Landes, der Gemeinden und Landkreise. 
 
(2) Andere Rechtsvorschriften über den Datenschutz gehen vorbehaltlich des Abs. 3 den Vor-
schriften dieses Gesetzes vor. Regeln sie einen Sachverhalt, für den dieses Gesetz gilt, nicht 
oder nicht abschließend, finden die Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung. Die Verpflichtung 
zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- oder besonderen Amtsge-
heimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt unberührt. 
 
(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes gehen denen des Hessischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes vor, soweit bei der Ermittlung des Sachverhalts personenbezogene Daten verarbeitet wer-
den.  
 
(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes, ausgenommen § 28, finden keine Anwendung, soweit der 
Hessische Rundfunk personenbezogene Daten zu journalistischen Zwecken verarbeitet. 
 
(5) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine Anwendung, soweit das Recht der Europäi-
schen Union, insbesondere die Verordnung (EU) Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1, Nr. L 314 S. 72) in der jeweils 
geltenden Fassung, unmittelbar gilt. 
 
(6) Bei Verarbeitungen zu den in Art. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 genannten Zwe-
cken stehen die Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und 
die Schweiz den Mitgliedstaaten der Europäischen Union gleich. Andere Staaten gelten insoweit 
als Drittländer. 
 
(7) Bei Verarbeitungen zu den in Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Ver-
hütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung 
sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des 
Rates (ABl. EU Nr. L 119 S. 89) genannten Zwecken stehen die bei der Umsetzung, Anwen-
dung und Entwicklung des Schengen-Besitzstandes assoziierten Staaten den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union gleich. Andere Staaten gelten insoweit als Drittländer.  
 
(8) Für Verarbeitungen personenbezogener Daten durch öffentliche Stellen im Rahmen von 
Tätigkeiten, die nicht in den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 und der 
Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 fallen, finden die Verordnung (EU) Nr. 2016/679 sowie der Erste 
und Zweite Teil entsprechende Anwendung, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.  
 
(9) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine Anwendung auf anonyme Informationen oder 
anonymisierte Daten. 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Öffentliche Stellen sind die Behörden, die Organe der Rechtspflege und andere öffentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen des Landes, der Gemeinden und Landkreise oder sonstige 
deren Aufsicht unterstehende juristische Personen des öffentlichen Rechts sowie deren Vereini-
gungen ungeachtet ihrer Rechtsform. Nimmt eine nicht öffentliche Stelle hoheitliche Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung wahr, ist sie insoweit öffentliche Stelle im Sinne dieses Gesetzes. 
 
(2) Öffentliche Stellen gelten als nicht öffentliche Stellen, soweit sie als öffentlich-rechtliche 
Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen. Insoweit finden die für nicht öffentliche Stellen gel-
tenden Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes und die §§ 5 bis 18 und 23 Anwendung. 
 
(3) Vereinigungen des privaten Rechts von öffentlichen Stellen, die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnehmen, gelten ungeachtet der Beteiligung nicht öffentlicher Stellen als öffent-
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liche Stellen, wenn einer oder mehreren öffentlichen Stellen die absolute Mehrheit der Anteile 
gehört oder der Stimmen zusteht. Beteiligt sich eine Vereinigung des privaten Rechts, die nach 
Satz 1 als öffentliche Stelle gilt, an einer weiteren Vereinigung des privaten Rechts, so finden 
Satz 1 und Abs. 2 entsprechende Anwendung.  
 
(4) Anonyme Informationen sind solche Informationen, die sich nicht auf eine identifizierte oder 
identifizierbare natürliche Person beziehen. Personenbezogene Daten, die in einer Weise ano-
nymisiert worden sind, dass die betroffene Person nicht oder nicht mehr identifiziert werden 
kann, sind anonymisierte Daten. Eine natürliche Person ist identifizierbar, wenn sie unter Be-
rücksichtigung aller Mittel, die von dem Verantwortlichen oder einer anderen Person nach all-
gemeinem Ermessen wahrscheinlich genutzt werden, um die Identität der natürlichen Person 
direkt oder indirekt zu ermitteln, identifiziert werden kann. Bei der Feststellung, ob Mittel nach 
allgemeinem Ermessen wahrscheinlich zur Identifizierung der natürlichen Person genutzt wer-
den, sollten alle objektiven Faktoren, insbesondere die Kosten der Identifizierung und der dafür 
erforderliche Zeitaufwand, herangezogen werden, wobei die zum Zeitpunkt der Verarbeitung 
verfügbare Technologie und technologische Entwicklungen zu berücksichtigen sind. 
 

Zweiter Abschnitt 
Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
§ 3 

Verarbeitung personenbezogener Daten, Auftragsverarbeitung 
 
(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch eine öffentliche Stelle ist zulässig, wenn 
sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit des Verantwortlichen liegenden Aufgabe oder in Aus-
übung öffentlicher Gewalt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde, erforderlich ist. 
 
(2) Als Auftragsverarbeiter gelten auch Personen und Stellen, die im Auftrag Wartungsarbeiten 
und vergleichbare Hilfstätigkeiten bei der Verarbeitung personenbezogener Daten erledigen.  
 

§ 4 
Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Räume 

 
(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit optisch-elektronischen Einrichtungen 
(Videoüberwachung) ist nur zulässig, soweit sie 

1. zur Aufgabenerfüllung öffentlicher Stellen, 

2. zur Wahrnehmung des Hausrechts 

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffe-
nen überwiegen.  
 
(2) Der Umstand der Beobachtung sowie der Name und die Kontaktdaten des Verantwortlichen 
sind durch geeignete Maßnahmen zum frühestmöglichen Zeitpunkt erkennbar zu machen. 
 
(3) Die Speicherung oder Verwendung von nach Abs. 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie 
zum Erreichen des verfolgten Zwecks erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass 
schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen. Für einen anderen Zweck dürfen sie nur 
weiterverarbeitet werden, soweit dies zur Abwehr von Gefahren für die staatliche und öffentli-
che Sicherheit sowie zur Verfolgung von Straftaten und nicht geringfügigen Ordnungswidrigkei-
ten erforderlich ist. 
 
(4) Die Daten sind zu löschen, sobald sie zur Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlich 
sind oder wenn schutzwürdige Interessen der Betroffenen einer weiteren Speicherung entgegen-
stehen. 
 

Dritter Abschnitt 
Datenschutzbeauftragte öffentlicher Stellen 

 
§ 5 

Benennung 
 
(1) Öffentliche Stellen benennen eine Datenschutzbeauftragte oder einen Datenschutzbeauftrag-
ten sowie deren oder dessen Vertreterin oder Vertreter.  
 
(2) Für mehrere öffentliche Stellen kann unter Berücksichtigung ihrer Organisationsstruktur und 
ihrer Größe eine gemeinsame Datenschutzbeauftragte oder ein gemeinsamer Datenschutzbeauf-
tragter benannt werden. 
 



- 8 - 

 
(3) Die oder der Datenschutzbeauftragte wird auf der Grundlage ihrer oder seiner beruflichen 
Qualifikation und insbesondere ihres oder seines Fachwissens benannt, das sie oder er auf dem 
Gebiet des Datenschutzrechts und der Datenschutzpraxis besitzt, sowie auf der Grundlage ihrer 
oder seiner Fähigkeit zur Erfüllung der in § 7 genannten Aufgaben. 
 
(4) Die oder der Datenschutzbeauftragte kann Beschäftigte oder Beschäftigter der öffentlichen 
Stelle sein oder ihre oder seine Aufgaben auf der Grundlage eines Dienstleistungsvertrags erfül-
len. 
 
(5) Die öffentliche Stelle veröffentlicht die Kontaktdaten der oder des Datenschutzbeauftragten 
und teilt diese Daten der oder dem Hessischen Datenschutzbeauftragten mit. 
 

§ 6 
Rechtsstellung 

 
(1) Die öffentliche Stelle stellt sicher, dass die oder der Datenschutzbeauftragte ordnungsgemäß 
und frühzeitig in alle mit dem Schutz personenbezogener Daten zusammenhängenden Fragen 
eingebunden wird. 
 
(2) Die öffentliche Stelle unterstützt die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftrag-
ten bei der Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben nach § 7, indem sie die für die Erfüllung die-
ser Aufgaben erforderlichen Ressourcen und den Zugang zu personenbezogenen Daten und 
Verarbeitungsvorgängen sowie die zur Erhaltung ihres oder seines Fachwissens erforderlichen 
Ressourcen zur Verfügung stellt. Insbesondere ist die oder der Datenschutzbeauftragte im erfor-
derlichen Umfang von der Erfüllung anderer Aufgaben freizustellen. 
 
(3) Die öffentliche Stelle stellt sicher, dass die oder der Datenschutzbeauftragte bei der Erfüllung 
ihrer oder seiner Aufgaben keine Anweisungen bezüglich der Ausübung dieser Aufgaben erhält. 
Die oder der Datenschutzbeauftragte untersteht und berichtet unmittelbar der höchsten Leitungs-
ebene der öffentlichen Stelle. Die oder der Datenschutzbeauftragte darf von der öffentlichen Stelle 
wegen der Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben nicht abberufen oder benachteiligt werden. 
 
(4) Beschäftigte der öffentlichen Stellen können sich ohne Einhaltung des Dienstwegs in allen 
Angelegenheiten des Datenschutzes an die oder den Datenschutzbeauftragten wenden. Betroffe-
ne Personen können die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten zu allen mit 
der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten und mit der Wahrnehmung ihrer Rechte nach 
der Verordnung (EU) Nr. 2016/679, diesem Gesetz sowie anderen Rechtsvorschriften über den 
Datenschutz im Zusammenhang stehenden Fragen zu Rate ziehen. Die oder der Datenschutzbe-
auftragte ist zur Verschwiegenheit über die Identität der betroffenen Person verpflichtet, die ihr 
oder ihm in der Eigenschaft als Datenschutzbeauftragte oder Datenschutzbeauftragter Tatsachen 
anvertraut hat. Die Verschwiegenheitspflicht erstreckt sich auch auf die Umstände, die Rück-
schlüsse auf die betroffene Person zulassen, sowie auf diese Tatsachen selbst, soweit die oder 
der Datenschutzbeauftragte nicht durch die betroffene Person davon befreit wird. 
 
(5) Wenn die oder der Datenschutzbeauftragte bei ihrer oder seiner Tätigkeit Kenntnis von Daten 
erhält, für die der Leitung oder einer bei der öffentlichen Stelle beschäftigten Person aus berufli-
chen Gründen ein Zeugnisverweigerungsrecht zusteht, steht dieses Recht auch der oder dem Da-
tenschutzbeauftragten und den ihr oder ihm unterstellten Beschäftigten zu. Über die Ausübung 
dieses Rechts entscheidet die Person, der das Zeugnisverweigerungsrecht aus beruflichen Gründen 
zusteht, es sei denn, dass diese Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden kann. 
So weit das Zeugnisverweigerungsrecht der oder des Datenschutzbeauftragten reicht, unterliegen 
ihre oder seine Akten und andere Dokumente einem Beschlagnahmeverbot. 
 

§ 7 
Aufgaben 

 
(1) Der oder dem Datenschutzbeauftragten obliegen neben den in der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 genannten Aufgaben zumindest folgende Aufgaben: 

1. Unterrichtung und Beratung der öffentlichen Stelle und der Beschäftigten, die Verarbei-
tungen durchführen, hinsichtlich ihrer Pflichten nach diesem Gesetz und sonstigen Vor-
schriften über den Datenschutz, einschließlich der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
Nr. 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften, 

2. Überwachung der Einhaltung dieses Gesetzes und sonstiger Vorschriften über den Daten-
schutz, einschließlich der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 erlassenen 
Rechtsvorschriften, sowie der Strategien der öffentlichen Stelle für den Schutz personen-
bezogener Daten einschließlich der Zuweisung von Zuständigkeiten, der Sensibilisierung 
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und der Schulung der an den Verarbeitungsvorgängen beteiligten Beschäftigten und der 
diesbezüglichen Überprüfungen, 

3. Beratung im Zusammenhang mit der Datenschutz-Folgenabschätzung und Überwachung 
ihrer Durchführung nach § 62, 

4. Zusammenarbeit mit der oder dem Hessischen Datenschutzbeauftragten, 

5. Tätigkeit als Anlaufstelle für die oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten in mit der 
Verarbeitung zusammenhängenden Fragen, einschließlich der vorherigen Konsultation 
nach § 64, und gegebenenfalls Beratung zu allen sonstigen Fragen. 

Im Fall einer oder eines bei einem Gericht bestellten Datenschutzbeauftragten beziehen sich 
diese Aufgaben nicht auf das Handeln des Gerichts im Rahmen seiner justiziellen Tätigkeit. 
 
(2) Die oder der Datenschutzbeauftragte kann andere Aufgaben und Pflichten wahrnehmen. Die 
öffentliche Stelle stellt sicher, dass derartige Aufgaben und Pflichten nicht zu einem Interessen-
konflikt führen. 
 
(3) Die oder der Datenschutzbeauftragte trägt bei der Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben dem 
mit den Verarbeitungsvorgängen verbundenen Risiko gebührend Rechnung, wobei sie oder er 
die Art, den Umfang, die Umstände und die Zwecke der Verarbeitung berücksichtigt. 
 

Vierter Abschnitt 
Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte 

 
§ 8 

Rechtsstellung und Unabhängigkeit 
 
(1) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte ist eine oberste Landesbehörde.  
 
(2) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte handelt in Ausübung ihres oder seines Amtes 
unabhängig und ist nur dem Gesetz unterworfen. Sie oder er unterliegt bei der Erfüllung ihrer 
oder seiner Aufgaben und bei der Ausübung ihrer oder seiner Befugnisse weder direkter noch 
indirekter Beeinflussung von außen und ersucht weder um Weisung noch nimmt sie oder er 
Weisungen entgegen. 
 
(3) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte unterliegt der Rechnungsprüfung durch den 
Hessischen Rechnungshof. 
 
(4) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte ist berechtigt, an den Sitzungen des Landtags 
und seiner Ausschüsse nach Maßgabe der Geschäftsordnung des Landtags teilzunehmen und sich 
zu Fragen zu äußern, die für den Datenschutz von Bedeutung sind. Der Landtag und seine Aus-
schüsse können die Anwesenheit der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten verlangen. 
 

§ 9 
Wahl 

 
(1) Der Landtag wählt auf Vorschlag der Landesregierung die Hessische Datenschutzbeauftragte 
oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten.  
 
(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Landtags verpflichtet die Hessische Datenschutzbe-
auftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten vor dem Landtag, ihr oder sein Amt 
gerecht und unparteiisch zu führen und die Verfassung des Landes Hessen und das Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland und die Gesetze getreulich zu wahren. 
 

§ 10 
Persönliche Voraussetzungen 

 
Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte muss über die für die Erfüllung ihrer oder seiner 
Aufgaben und die Ausübung ihrer oder seiner Befugnisse erforderliche Qualifikation, Erfahrung 
und Sachkunde insbesondere im Bereich des Schutzes personenbezogener Daten verfügen und 
die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Dienst haben.  
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§ 11 
Amtsverhältnis 

 
(1) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte steht nach Maßgabe dieses Gesetzes zum 
Land in einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis. Sie oder er übt ihre oder seine Tätigkeit 
hauptamtlich aus. Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte sieht von allen mit den Auf-
gaben ihres oder seines Amtes nicht zu vereinbarenden Handlungen ab und übt während der 
Amtszeit keine mit dem Amt nicht zu vereinbarende entgeltliche oder unentgeltliche Tätigkeit 
aus. Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte erteilt dem Landtag jährlich Auskunft über 
Art und Umfang der von ihr oder ihm im Kalenderjahr ausgeübten Nebentätigkeiten sowie über 
die dafür erhaltenen Vergütungen. 
 
(2) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte wird für die Dauer von fünf Jahren gewählt. 
Das Amtsverhältnis endet mit Ablauf der Amtszeit oder mit dem Rücktritt. Die oder der Hessi-
sche Datenschutzbeauftragte bleibt bis zur Neuwahl im Amt. Die Wiederwahl ist zulässig. 
Durch Urteil des Staatsgerichtshofs können ihr oder ihm das Amt und die Rechte aus dem Amt 
abgesprochen werden, wenn Tatsachen vorliegen, die bei einer Beamtin oder einem Beamten 
die Entlassung nach den §§ 22 und 23 Abs. 1 und 3 Nr. 1 des Beamtenstatusgesetzes vom 
17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Juni 2017 (BGBl. I S. 
1570), oder die Beendigung des Dienstverhältnisses nach § 24 des Beamtenstatusgesetzes recht-
fertigen. Der Antrag auf Erhebung der Klage muss von mindestens 15 Mitgliedern des Landtags 
unterzeichnet sein und bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl seiner 
Mitglieder. Die §§ 31 bis 35 des Gesetzes über den Staatsgerichtshof in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Januar 2001 (GVBl. I S. 78), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. 
März 2015 (GVBl. S. 158), sind entsprechend anzuwenden.  
 
(3) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte kann jederzeit von ihrem oder seinem Amt 
zurücktreten. 
 
(4) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte ernennt für den Fall der Verhinderung oder 
des vorzeitigen Ausscheidens aus dem Amt für die Zeit bis zur Wahl einer oder eines neuen 
Hessischen Datenschutzbeauftragten eine Beschäftigte oder einen Beschäftigten ihrer oder seiner 
Dienststelle zur Vertreterin oder zum Vertreter. Als Verhinderung gilt auch, wenn im Einzelfall 
in der Person der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten Gründe vorliegen, die bei einer 
Richterin oder einem Richter zum Ausschluss von der Mitwirkung oder zur Ablehnung wegen 
Besorgnis der Befangenheit führen können. 
 
(5) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte erhält vom Beginn des Kalendermonats an, in 
dem das Amtsverhältnis beginnt, bis zum Ende des Kalendermonats, in dem das Amtsverhältnis 
endet, als Amtsbezüge ein Amtsgehalt in Höhe des Grundgehalts der Besoldungsgruppe B 7 sowie 
einen Familienzuschlag in entsprechender Anwendung des Hessischen Besoldungsgesetzes vom 
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 256, 508), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2017 (GVBl. 
S. 114), in der jeweils geltenden Fassung. Für Reise- und Umzugskosten, Trennungsgeld, Beihil-
fen und Urlaubsangelegenheiten der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten gelten die für 
die Beamtinnen und Beamten des Landes geltenden Vorschriften entsprechend.  
 
(6) Zuständig für die Festsetzung, Berechnung und Anordnung der Zahlung der Amtsbezüge 
einschließlich der Sonderzahlungen sowie der Rückforderung zu viel gezahlter Amtsbezüge ist 
die Hessische Bezügestelle im Auftrag der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten. Zu-
ständig für die Festsetzung von Reise- und Umzugskosten sowie Trennungsgeld ist die Dienst-
stelle der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten. Zuständig für die Festsetzung der Bei-
hilfe ist die Kanzlei des Hessischen Landtags. 
 
(7) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte und deren oder dessen Hinterbliebene erhal-
ten Versorgung in entsprechender Anwendung der in Hessen für die Mitglieder der Landesre-
gierung geltenden Bestimmungen. Zuständig für die Festsetzung der Versorgungsbezüge ist das 
Regierungspräsidium Kassel im Auftrag der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten. 
 

§ 12 
Verschwiegenheitspflicht 

 
Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte ist, auch nach Beendigung ihres oder seines 
Amtsverhältnisses, verpflichtet, über die ihr oder ihm bei ihrer oder seiner amtlichen Tätigkeit 
bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mittei-
lungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung 
nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Satz 1 und 2 gelten entsprechend für ihre oder seine Be-
schäftigten. Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte gilt als oberste Dienstbehörde im 
Sinne des § 96 der Strafprozessordnung. Sie oder er entscheidet entsprechend den Bestimmun-
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gen über die Vorlage- und Auskunftspflichten von Behörden in den gerichtlichen Verfahrens-
ordnungen. Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte trifft die Entscheidungen nach § 37 
Abs. 3 des Beamtenstatusgesetzes und § 46 des Hessischen Beamtengesetzes für sich und die bei 
ihr oder ihm tätigen Beamtinnen und Beamten. 
 

§ 13 
Zuständigkeit und Aufgaben 

 
(1) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte überwacht bei den öffentlichen und nicht 
öffentlichen Stellen sowie deren Auftragsverarbeitern die Anwendung dieses Gesetzes, der Ver-
ordnung (EU) Nr. 2016/679 und sonstiger Vorschriften über den Datenschutz, einschließlich 
der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften. 
 
(2) Neben den Aufgaben nach Art. 57 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 hat die oder der 
Hessische Datenschutzbeauftragte die Aufgaben, 

1. die Anwendung dieses Gesetzes und sonstiger Vorschriften über den Datenschutz, ein-
schließlich der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 erlassenen Rechtsvor-
schriften, zu überwachen und durchzusetzen, 

2. die Öffentlichkeit für die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im Zusammen-
hang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten zu sensibilisieren und sie darüber 
aufzuklären, wobei spezifische Maßnahmen für Kinder und Jugendliche besondere Be-
achtung finden, 

3. den Landtag, die im Landtag vertretenen Fraktionen, die Landesregierung, die Kommu-
nen und andere Einrichtungen und Gremien über legislative und administrative Maßnah-
men zum Schutz der Rechte und Freiheiten natürlicher Personen in Bezug auf die Verar-
beitung personenbezogener Daten zu beraten, 

4. die Verantwortlichen und die Auftragsverarbeiter für die ihnen aus diesem Gesetz und 
sonstigen Vorschriften über den Datenschutz, einschließlich der zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften, entstehenden Pflichten bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten zu sensibilisieren, 

5. auf Anfrage jeder betroffenen Person Informationen über die Ausübung ihrer Rechte 
aufgrund dieses Gesetzes und sonstiger Vorschriften über den Datenschutz, einschließlich 
der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften, zur 
Verfügung zu stellen und gegebenenfalls zu diesem Zweck mit den Aufsichtsbehörden in 
anderen Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, 

6. sich mit Beschwerden einer betroffenen Person oder Beschwerden einer Stelle, einer 
Organisation oder eines Verbandes nach Art. 55 der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 zu be-
fassen, den Gegenstand der Beschwerde in angemessenem Umfang zu untersuchen und 
den Beschwerdeführer innerhalb einer angemessenen Frist über den Fortgang und das 
Ergebnis der Untersuchung zu unterrichten, insbesondere, wenn eine weitere Untersu-
chung oder Koordinierung mit einer anderen Aufsichtsbehörde notwendig ist, 

7. mit anderen Aufsichtsbehörden zusammenzuarbeiten, auch durch Informationsaustausch, 
und ihnen Amtshilfe zu leisten, um die einheitliche Anwendung und Durchsetzung dieses 
Gesetzes und sonstiger Vorschriften über den Datenschutz, einschließlich der zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften, zu gewährleisten, 

8. Untersuchungen über die Anwendung dieses Gesetzes und sonstiger Vorschriften über 
den Datenschutz, einschließlich der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 er-
lassenen Rechtsvorschriften, durchzuführen, auch auf der Grundlage von Informationen 
einer anderen Aufsichtsbehörde oder einer anderen Behörde, 

9. maßgebliche Entwicklungen zu verfolgen, soweit sie sich auf den Schutz personenbezo-
gener Daten auswirken, insbesondere die Entwicklung der Informations- und Kommuni-
kationstechnologie und 

10. Beratung in Bezug auf die in § 64 genannten Verarbeitungsvorvorgänge zu leisten. 

Im Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 nimmt die oder der Hessische Daten-
schutzbeauftragte zudem die Aufgaben nach § 52 Abs. 7 auch in Verbindung mit § 51 Abs. 4, § 53 
Abs. 7 und § 55 wahr. 
 
(3) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte beobachtet die Auswirkungen der automati-
sierten Datenverarbeitung auf die Arbeitsweise und die Entscheidungsbefugnisse der öffentli-
chen Stellen, insbesondere ob diese zu einer Verschiebung in der Gewaltenteilung zwischen den 
Verfassungsorganen des Landes, zwischen den Organen der kommunalen Selbstverwaltung oder 
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zwischen der staatlichen Verwaltung und der kommunalen Selbstverwaltung führen. Sie oder er 
soll Maßnahmen anregen, die geeignet erscheinen, derartige Auswirkungen zu verhindern. 
 
(4) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte ist 

1. zuständige Behörde für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach  

 a)  § 38 und 

 b)  Art. 83 Abs. 4 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 sowie 

2. zuständige Stelle für die Leistung von Hilfe nach Art. 13 Abs. 2 Buchst. a des Überein-
kommens zum Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezo-
gener Daten vom 28. Januar 1981 (BGBl. 1985 II S. 538, 539). 

 
(5) Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für das Handeln der Gerichte im Rahmen ihrer justiziellen 
Tätigkeit. 
 
(6) Zur Erfüllung der in Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 genannten Aufgabe kann die oder der Hessische 
Datenschutzbeauftragte von sich aus oder auf Anfrage Stellungnahmen an den Landtag oder 
einen seiner Ausschüsse, die Landesregierung, die Kommunen, sonstige Einrichtungen und 
Stellen sowie an die Öffentlichkeit richten. Auf Ersuchen des Landtags oder eines seiner Aus-
schüsse, der Landesregierung, der Kommunen, sonstiger Einrichtungen und Stellen geht die 
oder der Hessische Datenschutzbeauftragte ferner Hinweisen auf Angelegenheiten und Vorgän-
ge des Datenschutzes nach. 
 
(7) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte erleichtert das Einreichen der in Abs. 2 Satz 
1 Nr. 6 genannten Beschwerden durch Maßnahmen wie etwa die Bereitstellung eines Beschwer-
deformulars, das auch elektronisch ausgefüllt werden kann, ohne dass andere Kommunikati-
onsmittel ausgeschlossen werden.  
 
(8) Zur Erfüllung der in Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 genannten Aufgabe kann die oder der Hessische 
Datenschutzbeauftragte anderen Aufsichtsbehörden Informationen übermitteln und ihnen Amts-
hilfe leisten. 
 
(9) Für die Erfüllung der Aufgaben und Gewährung der Auskunft nach § 80 Abs. 1 erhebt die 
oder der Hessische Datenschutzbeauftragte Kosten (Gebühren und Auslagen) nach Maßgabe des 
Hessischen Verwaltungskostengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Januar 
2004 (GVBl. I S. 36), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2012 (GVBl. S. 622), 
und § 88 Abs. 1 in Verbindung mit der Anlage zu diesem Gesetz.  
 
(10) Die Erfüllung der Aufgaben der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten ist für die 
betroffene Person verwaltungskostenfrei. Bei offenkundig unbegründeten oder, insbesondere im 
Fall von häufiger Wiederholung, exzessiven Anfragen kann die oder der Hessische Daten-
schutzbeauftragte eine Gebühr auf der Grundlage der Anlage zu diesem Gesetz verlangen oder 
sich weigern, aufgrund der Anfrage tätig zu werden. In diesem Fall trägt die oder der Hessische 
Datenschutzbeauftragte die Beweislast für den offenkundig unbegründeten oder exzessiven Cha-
rakter der Anfrage. 
 
(11) Die Landesregierung wird ermächtigt, nach Anhörung der oder des Hessischen Daten-
schutzbeauftragten die Anlage zu diesem Gesetz durch Rechtsverordnung nach Maßgabe des 
Hessischen Verwaltungskostengesetzes zu ändern.  
 

§ 14 
Befugnisse 

 
(1) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte nimmt im Anwendungsbereich der Verord-
nung (EU) Nr. 2016/679 die Befugnisse nach Art. 58 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
wahr. Kommt die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte zu dem Ergebnis, dass Verstöße 
gegen die Vorschriften über den Datenschutz oder sonstige Mängel bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten vorliegen, teilt sie oder er dies der öffentlichen Stelle mit und gibt dieser 
vor der Ausübung der Befugnisse des Art. 58 Abs. 2 Buchst. b bis g, i und j der Verordnung 
(EU) Nr. 2016/679 Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist. Von 
der Einräumung der Gelegenheit zur Stellungnahme kann abgesehen werden, wenn eine soforti-
ge Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im öffentlichen Interesse notwendig erscheint 
oder ihr ein zwingendes öffentliches Interesse entgegensteht. Die Stellungnahme soll auch eine 
Darstellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Mitteilung der oder des Hessischen 
Datenschutzbeauftragten getroffen worden sind. Die Ausübung der Befugnisse nach Art. 58 
Abs. 2 Buchst. b bis g, i und j der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 teilt die oder der Hessische 
Datenschutzbeauftragte der jeweils zuständigen Rechts- und Fachaufsichtsbehörde mit. 
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(2) Stellt die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte bei Datenverarbeitungen zu Zwecken 
außerhalb des Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 Verstöße gegen die 
Vorschriften dieses Gesetzes oder gegen andere Vorschriften über den Datenschutz oder sonsti-
ge Mängel bei der Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten fest, so beanstandet sie 
oder er dies im Fall einer öffentlichen Stelle 

1. des Landes gegenüber der zuständigen obersten Landesbehörde, 

2. einer Gemeinde oder eines Landkreises gegenüber dem jeweiligen vertretungsberechtig-
ten Organ 

und fordert diese zur Stellungnahme innerhalb einer von ihr oder ihm zu bestimmenden Frist 
auf. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 unterrichtet die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte 
gleichzeitig die zuständige Aufsichtsbehörde. Die Stellungnahme soll auch eine Darstellung der 
Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Beanstandung der oder des Hessischen Datenschutzbe-
auftragten getroffen worden sind. Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte kann von 
einer Beanstandung absehen oder auf eine Stellungnahme verzichten, insbesondere wenn es sich 
um unerhebliche oder inzwischen beseitigte Mängel handelt. Die oder der Hessische Daten-
schutzbeauftragte kann den Verantwortlichen auch davor warnen, dass beabsichtigte Verarbei-
tungsvorgänge voraussichtlich gegen in diesem Gesetz enthaltene und andere auf die jeweilige 
Datenverarbeitung anzuwendende Vorschriften über den Datenschutz verstoßen.  
 
(3) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte kann bei Verstößen nach Abs. 2 Satz 1 da-
rüber hinaus anordnen,  

1. Verarbeitungsvorgänge, gegebenenfalls auf bestimmte Weise oder innerhalb eines be-
stimmten Zeitraums, mit den Vorschriften dieses Gesetzes oder anderen Vorschriften 
über den Datenschutz in Einklang zu bringen, 

2. personenbezogene Daten zu berichtigen, 

3. personenbezogene Daten in der Verarbeitung einzuschränken, 

4. personenbezogene Daten zu löschen, 

wenn dies zur Beseitigung eines erheblichen Verstoßes gegen datenschutzrechtliche Vorschriften 
erforderlich ist.  
 
(4) Die öffentlichen Stellen sind verpflichtet, die Hessische Datenschutzbeauftragte oder den 
Hessischen Datenschutzbeauftragten bei der Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben zu unterstüt-
zen. Ihr oder ihm ist insbesondere 

1. Auskunft zu allen Fragen zu erteilen und alle Dokumente vorzulegen, die im Zusammen-
hang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten stehen, 

2. Zugang zu allen personenbezogenen Daten, die verarbeitet werden, zu gewähren, 

3. Zugang zu den Grundstücken und Diensträumen einschließlich aller Datenverarbeitungs-
anlagen und -geräte zu gewähren, 

soweit dies zur Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben erforderlich ist. 
 
(5) Wenn eine oberste Landesbehörde im Einzelfall feststellt, dass die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes dies gebietet, dürfen die Rechte nach Abs. 3 nur von der oder dem Hessi-
schen Datenschutzbeauftragten persönlich ausgeübt werden. In diesem Fall dürfen personenbe-
zogene Daten einer betroffenen Person, der von dem Verantwortlichen Vertraulichkeit beson-
ders zugesichert worden ist, auch der oder dem Hessischen Datenschutzbeauftragten gegenüber 
nicht offenbart werden.  
 

§ 15 
Gutachten und Untersuchungen, Tätigkeitsbericht 

 
(1) Der Landtag und die Landesregierung können die Hessische Datenschutzbeauftragte oder 
den Hessischen Datenschutzbeauftragten mit der Erstattung von Gutachten und der Durchfüh-
rung von Untersuchungen in Datenschutzfragen und Fragen des freien Zugangs zu Informatio-
nen betrauen. 
 
(2) Der Landtag, die Präsidentin oder der Präsident des Landtags und die in § 29 Abs. 3 ge-
nannten Vertretungsorgane können verlangen, dass die oder der Hessische Datenschutzbeauf-
tragte untersucht, aus welchen Gründen Auskunftsersuchen nicht oder nicht ausreichend beant-
wortet wurden. 
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(3) Zum 31. Dezember jedes Jahres hat die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte dem 
Landtag und der Landesregierung einen Bericht über das Ergebnis ihrer oder seiner Tätigkeit 
vorzulegen und regt Verbesserungen des Datenschutzes an. Die oder der Hessische Daten-
schutzbeauftragte macht diesen Bericht der Öffentlichkeit, der Europäischen Kommission und 
dem Europäischen Datenschutzausschuss zugänglich. Zwischenberichte zur Vorlage bei dem 
Landtag und der Landesregierung sind zulässig. 
 
(4) Die Landesregierung legt ihre Stellungnahme zu einem Bericht nach Abs. 3 Satz 1 oder 3, 
soweit dessen Gegenstand die Verarbeitung personenbezogener Daten durch öffentliche Stellen 
ist, dem Landtag vor. 
 

§ 16 
Informationspflichten 
 

(1) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte ist über Verfahrensentwicklungen im Zu-
sammenhang mit der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten rechtzeitig und 
umfassend zu unterrichten. 
 
(2) Wird die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte aufgrund einer Rechtsvorschrift gehört, 
soll sie oder er unverzüglich mitteilen, ob und innerhalb welcher Frist eine Stellungnahme ab-
gegeben wird. 
 

§ 17 
Benachteiligungsverbot bei Anrufung der oder des  

Hessischen Datenschutzbeauftragten 
 
Unbeschadet des Art. 77 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 sowie § 55 darf keiner Person ein 
Nachteil daraus erwachsen, dass sie sich aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte für einen Verstoß 
gegen Vorschriften dieses Gesetzes oder anderer Vorschriften über den Datenschutz an die 
Hessische Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten wendet. Be-
schäftigte öffentlicher Stellen können sich ohne Einhaltung des Dienstwegs an die Hessische 
Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten wenden. Die dienstrecht-
lichen Pflichten der Beschäftigten bleiben im Übrigen unberührt. 
 

§ 18 
Personal- und Sachausstattung 

 
(1) Der oder dem Hessischen Datenschutzbeauftragten ist die für die Erfüllung ihrer oder seiner 
Aufgaben notwendige Personal- und Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Sie ist im Ein-
zelplan des Landtags in einem eigenen Kapitel auszuweisen. Die Präsidentin oder der Präsident 
des Landtags nimmt die Personal- und Sachausstattung nach Auswahl der oder des Hessischen 
Datenschutzbeauftragten vor. 
 
(2) Die Beamtinnen und Beamten werden von der oder dem Hessischen Datenschutzbeauftragten 
ausgewählt und auf deren oder dessen Vorschlag durch die Präsidentin oder den Präsidenten des 
Landtags ernannt. Ihre Dienstvorgesetzte oder ihr Dienstvorgesetzter ist die oder der Hessische 
Datenschutzbeauftragte, an deren oder dessen Weisungen sie ausschließlich gebunden sind. Die 
oder der Hessische Datenschutzbeauftragte übt für die bei ihr oder ihm tätigen Beamtinnen und 
Beamten die Aufgaben der obersten Dienstbehörde nach dem Hessischen Disziplinargesetz aus. 
Für sonstige Beschäftigte gelten Satz 1 und 2 entsprechend.  
 

Fünfter Abschnitt 
Rechtsbehelfe 

 
§ 19 

Gerichtlicher Rechtsschutz 
 
(1) Für Streitigkeiten zwischen einer natürlichen oder einer juristischen Person und der oder 
dem Hessischen Datenschutzbeauftragten über Rechte nach Art. 78 Abs. 1 und 2 der Verord-
nung (EU) Nr. 2016/679 sowie § 56 ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Satz 1 gilt nicht für 
Bußgeldverfahren.  
 
(2) Für Verfahren nach Abs. 1 Satz 1 findet § 20 Abs. 2, 3, 5 und 7 des Bundesdatenschutzge-
setzes entsprechende Anwendung. 
 
(3) In Verfahren nach Abs. 1 Satz 1 ist die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte beteili-
gungsfähig.  
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(4) Für Klagen betroffener Personen gegen einen Verantwortlichen oder einen 
Auftragsverarbeiter wegen eines Verstoßes gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen im An-
wendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 oder der darin enthaltenen Rechte der 
betroffenen Person findet § 44 des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechende Anwendung. 
 
(5) Behörden und sonstige öffentliche Stellen des Landes können unbeschadet anderer Rechtsbe-
helfe gerichtlich gegen sie betreffende verbindliche Entscheidungen der oder des Hessischen 
Datenschutzbeauftragten vorgehen. Wenn die Behörde oder öffentliche Stelle eine verbindliche 
Entscheidung der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten nicht beachtet und nicht inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe gerichtlich gegen diese vorgeht, kann die oder der Hessi-
sche Datenschutzbeauftragte die gerichtliche Feststellung der Rechtmäßigkeit der getroffenen 
verbindlichen Entscheidung beantragen. 
 
(6) Die Klage einer Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle des Landes gegen eine verbindliche 
Entscheidung der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten nach Art. 58 Abs. 2 Buchst. g der 
Verordnung (EU) Nr. 2016/679 oder § 14 Abs. 3 Nr. 4 hat aufschiebende Wirkung.  
 
 
 
 

ZWEITER TEIL 
Durchführungsbestimmungen für Verarbeitungen  

zu Zwecken nach Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
 

Erster Abschnitt 
Rechtsgrundlagen der Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
Erster Titel 

Verarbeitung personenbezogener Daten und Verarbeitung zu anderen Zwecken 
 

§ 20 
Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 

 
(1) Abweichend von Art. 9 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 ist die Verarbeitung 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 Abs. 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 2016/679 durch öffentliche Stellen zulässig, wenn sie 

1. erforderlich ist, um die aus dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes 
erwachsenden Rechte auszuüben und den diesbezüglichen Pflichten nachzukommen, 

2. zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, für die Beurteilung der Arbeitsfähigkeit der Be-
schäftigten, für die medizinische Diagnostik, die Versorgung oder Behandlung im 
Gesundheits- oder Sozialbereich oder für die Verwaltung von Systemen und Diensten im 
Gesundheits- und Sozialbereich oder aufgrund eines Vertrags der betroffenen Person mit 
einem Angehörigen eines Gesundheitsberufs erforderlich ist, und diese Daten von ärztli-
chem Personal oder durch sonstige Personen, die einer entsprechenden Geheimhaltungs-
pflicht unterliegen, oder unter deren Verantwortung verarbeitet werden, oder 

3. aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit, wie dem 
Schutz vor schwerwiegenden grenzüberschreitenden Gesundheitsgefahren oder zur Ge-
währleistung hoher Qualitäts- und Sicherheitsstandards bei der Gesundheitsversorgung 
und bei Arzneimitteln und Medizinprodukten erforderlich ist; ergänzend zu den in Abs. 2 
genannten Maßnahmen sind insbesondere die berufsrechtlichen und strafrechtlichen Vor-
gaben zur Wahrung des Berufsgeheimnisses einzuhalten, 

4. a) aus Gründen eines erheblichen öffentlichen Interesses unbedingt erforderlich ist, 

 b) zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit erforderlich ist 
oder 

 c) aus zwingenden Gründen der Verteidigung oder für humanitäre Maßnahmen erforder-
lich ist 

und soweit die Interessen des Verantwortlichen an der Datenverarbeitung die Interessen der 
betroffenen Person überwiegen. 
 
(2) In den Fällen des Abs. 1 sind angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der 
Interessen der betroffenen Person vorzusehen. Unter Berücksichtigung des Stands der Technik, 
der Implementierungskosten und der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der 
Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit der 
Verarbeitung verbundenen Risiken für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen können 
dazu insbesondere gehören: 
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1. technische und organisatorische Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Verarbeitung 

nach der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 erfolgt, 

2. Maßnahmen, die gewährleisten, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden 
kann, ob und von wem personenbezogene Daten eingegeben, verändert oder entfernt 
worden sind, 

3. Sensibilisierung der an Verarbeitungsvorgängen Beteiligten, 

4. Beschränkung des Zugangs zu den personenbezogenen Daten innerhalb der verantwortli-
chen Stelle und von Auftragsverarbeitern, 

5. Pseudonymisierung personenbezogener Daten, 

6. Verschlüsselung personenbezogener Daten, 

7. Sicherstellung der Fähigkeit, Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit 
der Systeme und Dienste im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, einschließlich der Fähigkeit, die Verfügbarkeit und den Zugang bei einem physi-
schen oder technischen Zwischenfall rasch wiederherzustellen, 

8. zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung die Einrichtung eines Verfahrens zur 
regelmäßigen Überprüfung, Bewertung und Evaluierung der Wirksamkeit der techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen oder 

9. spezifische Verfahrensregelungen, die im Fall einer Übermittlung oder Verarbeitung für 
andere Zwecke die Einhaltung der Vorgaben dieses Gesetzes sowie der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 sicherstellen. 

 
(3) Werden personenbezogene Daten nicht automatisiert verarbeitet, sind insbesondere Maß-
nahmen zu treffen, um den Zugriff Unbefugter bei der Bearbeitung, der Aufbewahrung, dem 
Transport und der Vernichtung zu verhindern. 
 

§ 21 
Verarbeitung zu anderen Zwecken 

 
(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu 
dem die Daten erhoben wurden, durch öffentliche Stellen im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung 
ist zulässig, wenn 

1. offensichtlich ist, dass sie im Interesse der betroffenen Person liegt und kein Grund zu 
der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis des anderen Zwecks ihre Einwilligung ver-
weigern würde, 

2. Angaben der betroffenen Person überprüft werden müssen, weil tatsächliche Anhalts-
punkte für deren Unrichtigkeit bestehen, 

3. sie zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung, die Verteidigung oder die nationale Sicherheit, zur 
Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls oder zur Sicherung des Steuer- oder 
Zollaufkommens erforderlich ist, 

4. sie zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder 
zum Vollzug von Strafen oder Maßnahmen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafge-
setzbuchs oder von Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendge-
richtsgesetzes oder zur Vollstreckung von Geldbußen erforderlich ist, 

5. sie zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte und Freiheiten einer 
anderen Person erforderlich ist oder 

6. sie der Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprüfung 
oder der Durchführung von Organisationsuntersuchungen des Verantwortlichen dient; 
dies gilt auch für die Verarbeitung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken durch den 
Verantwortlichen, soweit schutzwürdige Interessen der betroffenen Person dem nicht 
entgegenstehen. 

 
(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 
Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem 
die Daten erhoben wurden, ist zulässig, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 und ein Ausnah-
metatbestand nach Art. 9 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 oder nach § 20 Abs. 1 
vorliegen. 
 
(3) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der 
Datensicherung oder zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Betriebs einer Datenverarbei-
tungsanlage verarbeitet werden, dürfen nicht für andere Zwecke verarbeitet werden.  
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§ 22 
Datenübermittlungen durch öffentliche Stellen 

 
(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten durch öffentliche Stellen an öffentliche Stellen 
ist zulässig, wenn sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle oder des 
Dritten, an den die Daten übermittelt werden, liegenden Aufgaben erforderlich ist und die Vo-
raussetzungen vorliegen, die eine Verarbeitung nach § 21 zulassen würden. Der Dritte, an den 
die Daten übermittelt werden, darf diese nur für den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie 
ihm übermittelt werden. Eine Verarbeitung für andere Zwecke ist unter den Voraussetzungen 
des § 21 zulässig. 
 
(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten durch öffentliche Stellen an nicht öffentliche 
Stellen ist zulässig, wenn 

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle liegenden Aufgaben 
erforderlich ist und die Voraussetzungen vorliegen, die eine Verarbeitung nach § 21 zu-
lassen würden, 

2. der Dritte, an den die Daten übermittelt werden, ein berechtigtes Interesse an der Kennt-
nis der zu übermittelnden Daten glaubhaft darlegt und die betroffene Person kein schutz-
würdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung hat oder 

3. es zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche erforderlich 
ist 

und der Dritte sich gegenüber der übermittelnden öffentlichen Stelle verpflichtet hat, die Daten 
nur für den Zweck zu verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden. Eine Verar-
beitung für andere Zwecke ist zulässig, wenn eine Übermittlung nach Satz 1 zulässig wäre und 
die übermittelnde Stelle zugestimmt hat. 
 
(3) Die Übermittlung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 Abs. 
1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 ist zulässig, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 oder 2 
und ein Ausnahmetatbestand nach Art. 9 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 oder nach 
§ 20 Abs. 1 vorliegen. 
 
(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Ist 
die Übermittlung zur Erfüllung von Aufgaben eines in § 2 Abs. 1 und 3 genannten Empfängers 
erforderlich, so trägt auch dieser hierfür die Verantwortung und hat sicherzustellen, dass die 
Erforderlichkeit nachträglich überprüft werden kann. Die übermittelnde Stelle hat in diesem Fall 
die Zuständigkeit des Empfängers und die Schlüssigkeit der Anfrage zu überprüfen. Bestehen 
im Einzelfall Zweifel an der Schlüssigkeit, so hat sie darüber hinaus die Erforderlichkeit zu 
überprüfen. Der Empfänger hat der übermittelnden Stelle die für ihre Prüfung erforderlichen 
Angaben zu machen.  
 

Zweiter Titel 
Besondere Verarbeitungssituationen 

 
§ 23 

Datenverarbeitung für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 
 
(1) Personenbezogene Daten von Beschäftigten dürfen für Zwecke des Beschäftigungsverhält-
nisses verarbeitet werden, wenn dies für die Entscheidung über die Begründung eines Beschäfti-
gungsverhältnisses oder nach Begründung des Beschäftigungsverhältnisses für dessen Durchfüh-
rung, Beendigung oder Abwicklung sowie zur Durchführung innerdienstlicher planerischer, 
organisatorischer, sozialer und personeller Maßnahmen erforderlich ist. Dies gilt auch  zur 
Ausübung oder Erfüllung der sich aus einem Gesetz oder einem Tarifvertrag, einer Betriebs- 
oder Dienstvereinbarung (Kollektivvereinbarung) ergebenden Rechte und Pflichten der Interes-
senvertretung der Beschäftigten. Zur Aufdeckung von Straftaten dürfen personenbezogene Da-
ten von Beschäftigten nur dann verarbeitet werden, wenn zu dokumentierende tatsächliche An-
haltspunkte den Verdacht begründen, dass die betroffene Person im Beschäftigungsverhältnis 
eine Straftat begangen hat, die Verarbeitung zur Aufdeckung erforderlich ist und das schutz-
würdige Interesse der oder des Beschäftigten an dem Ausschluss der Verarbeitung nicht über-
wiegt, insbesondere Art und Ausmaß im Hinblick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind. 
 
(2) Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Daten von Beschäftigten auf der Grundlage 
einer Einwilligung, so sind für die Beurteilung der Freiwilligkeit der Einwilligung insbesondere 
die im Beschäftigungsverhältnis bestehende Abhängigkeit der beschäftigten Person sowie die 
Umstände, unter denen die Einwilligung erteilt worden ist, zu berücksichtigen. Freiwilligkeit 
kann insbesondere vorliegen, wenn für die beschäftigte Person ein rechtlicher oder wirtschaftli-
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cher Vorteil erreicht wird oder Dienstherr oder Arbeitgeber und beschäftigte Person gleichgela-
gerte Interessen verfolgen. Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen beson-
derer Umstände eine andere Form angemessen ist. Der Dienstherr oder Arbeitgeber hat die 
beschäftigte Person über den Zweck der Datenverarbeitung und über ihr Widerrufsrecht nach 
Art. 7 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 in Textform aufzuklären. 
 
(3) Abweichend von Art. 9 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 ist die Verarbeitung 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 Abs. 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 2016/679 für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses zulässig, wenn sie zur Aus-
übung von Rechten oder zur Erfüllung rechtlicher Pflichten aus dem Arbeitsrecht, dem Recht 
der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen Person an dem Ausschluss der Verar-
beitung überwiegt. Abs. 2 gilt auch für die Einwilligung in die Verarbeitung besonderer Kate-
gorien personenbezogener Daten; die Einwilligung muss sich dabei ausdrücklich auf diese Daten 
beziehen. § 20 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 
(4) Die Verarbeitung personenbezogener Daten einschließlich besonderer Kategorien personen-
bezogener Daten von Beschäftigten für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses ist auf der 
Grundlage von Kollektivvereinbarungen zulässig. Dabei haben die Verhandlungspartner Art. 88 
Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 zu beachten. 
 
(5) Der Verantwortliche muss geeignete Maßnahmen ergreifen um sicherzustellen, dass insbe-
sondere die in Art. 5 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 dargelegten Grundsätze für die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten eingehalten werden. 
 
(6) Die Beteiligungsrechte der Interessenvertretungen der Beschäftigten bleiben unberührt. 
 
(7) Die Abs. 1 bis 6 sind auch anzuwenden, wenn personenbezogene Daten, einschließlich be-
sonderer Kategorien personenbezogener Daten, von Beschäftigten verarbeitet werden, ohne dass 
sie in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden sollen. Die für das Personal-
aktenrecht geltenden Vorschriften des Hessischen Beamtengesetzes sind, soweit tarifvertraglich 
nichts Abweichendes geregelt ist, auf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst entsprechend anzuwenden.  
 
(8) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind: 

1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, einschließlich der Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmer im Verhältnis zum Entleiher, 

2. zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, 

3. Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie an 
Abklärungen der beruflichen Eignung oder Arbeitserprobung (Rehabilitandinnen und Re-
habilitanden), 

4. in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen Beschäftigte, 

5. Freiwillige, die einen Dienst nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz vom 16. Mai 
2008 (BGBl. I S. 842), geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 2854), oder dem Bundesfreiwilligendienstgesetz vom 28. April 2011 (BGBl. I 
S. 687), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722), leisten, 

6. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnliche 
Personen anzusehen sind; zu diesen gehören auch die in Heimarbeit Beschäftigten und 
die ihnen Gleichgestellten, 

7. Beamtinnen und Beamte im Geltungsbereich des Hessischen Beamtengesetzes, Richterin-
nen und Richter des Landes sowie Zivildienstleistende.  

Bewerberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsverhältnis sowie Personen, deren Beschäf-
tigungsverhältnis beendet ist, gelten als Beschäftigte.  
 

§ 24 
Datenverarbeitung zu wissenschaftlichen oder  

historischen Forschungszwecken und zu statistischen Zwecken 
 
(1) Abweichend von Art. 9 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 ist die Verarbeitung 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 Abs. 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 2016/679 auch ohne Einwilligung für wissenschaftliche oder historische Forschungs-
zwecke oder für statistische Zwecke zulässig, wenn die Verarbeitung zu diesen Zwecken erfor-
derlich ist und die Interessen des Verantwortlichen an der Verarbeitung die Interessen der be-
troffenen Person an einem Ausschluss der Verarbeitung überwiegen. Der Verantwortliche sieht 
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angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der betroffenen Person 
nach § 20 Abs. 2 Satz 2 vor. Vor dem Beginn des Forschungsvorhabens ist ein Datenschutz-
konzept zu erstellen, das der zuständigen Aufsichtsbehörde auf Nachfrage vorzulegen ist. 
 
(2) Die in den Art. 15, 16, 18 und 21 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 vorgesehenen Rechte 
der betroffenen Person sind insoweit beschränkt, als diese Rechte voraussichtlich die Verwirkli-
chung der Forschungs- oder Statistikzwecke unmöglich machen oder ernsthaft beinträchtigen 
und die Beschränkung für die Erfüllung der Forschungs- oder Statistikzwecke notwendig ist. 
Das Recht auf Auskunft nach Art. 15 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 besteht darüber hin-
aus nicht, wenn die Daten für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung erforderlich sind und 
die Auskunftserteilung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde. 
 
(3) Ergänzend zu den in § 20 Abs. 2 genannten Maßnahmen sind zu wissenschaftlichen oder 
historischen Forschungszwecken oder zu statistischen Zwecken verarbeitete besondere Katego-
rien personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
zu anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungs- oder Statistikzweck möglich ist, es sei 
denn, berechtigte Interessen der betroffenen Person stehen dem entgegen. Sobald der For-
schungs- oder Statistikzweck dies erlaubt, sind die Merkmale, mit deren Hilfe ein Personenbe-
zug hergestellt werden kann, gesondert zu speichern; die Merkmale sind zu löschen, sobald der 
Forschungs- oder Statistikzweck dies zulässt.  
 
(4) Der Verantwortliche darf personenbezogene Daten zu wissenschaftlichen oder historischen 
Forschungszwecken nur veröffentlichen, wenn die betroffene Person eingewilligt hat oder dies 
für die Darstellung von Forschungsergebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte unerlässlich 
ist. 
 

§ 25 
Datenverarbeitung zu im öffentlichen Interesse liegenden Archivzwecken 

 
(1) Abweichend von Art. 9 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 ist die Verarbeitung 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 Abs. 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 2016/679 zulässig, wenn sie für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke 
erforderlich ist. Der Verantwortliche sieht angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wah-
rung der Interessen der betroffenen Person nach § 20 Abs. 2 Satz 2 vor. 
 
(2) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person nach Art. 15 der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 besteht nicht, wenn das Archivgut nicht durch den Namen der Person erschlossen 
ist oder keine Angaben gemacht werden, die das Auffinden des betreffenden Archivguts mit 
vertretbarem Verwaltungsaufwand ermöglichen. 
 
(3) Das Recht auf Berichtigung der betroffenen Person nach Art. 16 der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 besteht nicht, wenn die personenbezogenen Daten zu Archivzwecken im öffentli-
chen Interesse verarbeitet werden. Bestreitet die betroffene Person die Richtigkeit der personen-
bezogenen Daten, ist ihr die Möglichkeit einer Gegendarstellung einzuräumen. Das zuständige 
Archiv ist verpflichtet, die Gegendarstellung den Unterlagen hinzuzufügen. 
 
(4) Die in Art. 18 Abs. 1 Buchst. a, b und d, Art. 20 und 21 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
vorgesehenen Rechte bestehen nicht, soweit diese Rechte voraussichtlich die Verwirklichung der 
im öffentlichen Interesse liegenden Archivzwecke unmöglich machen oder ernsthaft beeinträchti-
gen und die Ausnahmen für die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich sind. 
 

§ 26 
Rechte der betroffenen Person und aufsichtsbehördliche Untersuchungen  

im Fall von Geheimhaltungspflichten 
 
(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen Person nach Art. 14 Abs. 1 bis 4 der Verord-
nung (EU) Nr. 2016/679 besteht ergänzend zu den in Art. 14 Abs. 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 genannten Ausnahmen nicht, soweit durch ihre Erfüllung Informationen offenbart 
würden, die ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten Interessen 
eines Dritten, geheim gehalten werden müssen.  
 
(2) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person nach Art. 15 der Verordnung Nr. 2016/679 
besteht nicht, soweit durch die Auskunft Informationen offenbart würden, die nach einer 
Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten 
Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden müssen.  
 
(3) Die Pflicht zur Benachrichtigung nach Art. 34 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 besteht 
ergänzend zu der in Art. 34 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 genannten Ausnahme 
nicht, soweit durch die Benachrichtigung Informationen offenbart würden, die nach einer 
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Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten 
Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden müssen. Abweichend von der Ausnahme nach 
Satz 1 ist die betroffene Person nach Art. 34 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 zu benach-
richtigen, wenn die Interessen der betroffenen Person, insbesondere unter Berücksichtigung 
drohender Schäden, gegenüber dem Geheimhaltungsinteresse überwiegen. 
 
(4) Werden Daten Dritter im Zuge der Aufnahme oder im Rahmen eines Mandatsverhältnisses 
an einen Berufsgeheimnisträger übermittelt, so besteht die Pflicht der übermittelnden Stelle zur 
Information der betroffenen Person nach Art. 13 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
nicht, sofern nicht das Interesse der betroffenen Person an der Informationserteilung überwiegt. 
 
(5) Erlangt die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte oder ihre oder seine Beschäftigten im 
Rahmen einer Untersuchung Kenntnis von Daten, die nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem 
Wesen nach einer Geheimhaltungspflicht unterliegen, gilt diese auch für sie. 
 

§ 27 
Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften 

 
Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der öffentlich-rechtlichen Religionsge-
meinschaften ist in entsprechender Anwendung der Vorschriften über die Übermittlung an öf-
fentliche Stellen nur zulässig, sofern auf Grundlage geeigneter Garantien sichergestellt ist, dass 
bei der empfangenden Stelle eine Datenverarbeitung im Einklang mit der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 erfolgt. 
 

§ 28 
Datenverarbeitung des Hessischen Rundfunks zu journalistischen Zwecken 

 
(1) Führt die journalistische Verarbeitung personenbezogener Daten zur Veröffentlichung von 
Gegendarstellungen der betroffenen Personen, so sind diese Gegendarstellungen zu den gespei-
cherten Daten zu nehmen und für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst. 
 
(2) Der Rundfunkrat bestellt eine Beauftragte oder einen Beauftragten für den Datenschutz, die 
oder der die Ausführung von Abs. 1 sowie anderer Vorschriften über den Datenschutz im jour-
nalistischen Bereich frei von Weisungen überwacht. An sie oder ihn kann sich jede Person wen-
den, wenn sie annimmt, bei der Verarbeitung personenbezogener Daten zu journalistischen 
Zwecken in ihren Rechten verletzt worden zu sein. Beanstandungen richtet die oder der Beauf-
tragte für den Datenschutz an die Intendantin oder den Intendanten und unterrichtet gleichzeitig 
den Rundfunkrat. Die Dienstaufsicht obliegt dem Verwaltungsrat. 
 
(3) Der oder dem nach Abs. 2 zu bestellenden Beauftragten für den Datenschutz können auch 
die Aufgaben nach § 7 zugewiesen werden. 
 

Dritter Titel 
Rechte des Landtags und der kommunalen Vertretungsorgane 

 
§ 29 

Auskunftsrecht des Landtags und der kommunalen Vertretungsorgane 
 
(1) Die Hessische Zentrale für Datenverarbeitung, die Kommunalen Gebietsrechenzentren und 
die öffentlichen Stellen des Landes, die Datenverarbeitungsanlagen und -geräte betreiben, sind 
verpflichtet, dem Landtag, der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtags und den Fraktio-
nen des Landtags die von diesen im Rahmen ihrer Zuständigkeit verlangten Auskünfte aufgrund 
der gespeicherten Daten zu geben, soweit Programme zur Auswertung vorhanden sind. Die 
Auskünfte dürfen keine personenbezogenen Daten enthalten. Den Auskünften darf ein gesetzli-
ches Verbot oder ein öffentliches Interesse nicht entgegenstehen. Dem Auskunftsrecht des Land-
tags steht ein öffentliches Interesse in der Regel nicht entgegen. Der Landtag hat Zugriff auf die 
Daten, soweit durch technische Maßnahmen sichergestellt ist, dass die Grenzen von Satz 1 bis 3 
eingehalten werden. 
 
(2) Der Landtag kann von der Landesregierung Auskünfte über die bestehenden Verfahren ver-
langen, die für Auskünfte oder den Zugriff nach Abs. 1 geeignet sind. Das Auskunftsverlangen 
kann sich erstrecken auf 

1. den Namen des Verfahrens mit kurzer Funktionsbeschreibung, 

2. die vorhandenen Verfahren, 

3. den Aufbau der Datensätze mit Angaben über den Inhalt und die Ordnungskriterien, 

4. die vorhandenen Auswertungsprogramme, 
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5. die zuständige Behörde. 
 
(3) Das Auskunftsrecht nach Abs. 1 steht im Rahmen ihrer Zuständigkeiten den Gemeindever-
tretungen und den Kreistagen sowie deren Fraktionen und den entsprechenden Organen der 
anderen in § 2 Abs. 1 genannten öffentlichen Stellen gegenüber der Hessischen Zentrale für 
Datenverarbeitung, dem zuständigen Kommunalen Gebietsrechenzentrum und den Behörden der 
Gemeinden und Landkreise zu, die Datenverarbeitungsanlagen und -geräte betreiben. Anträge 
der Fraktionen sind in den Gemeinden über den Gemeindevorstand, in den Kreisen über den 
Kreisausschuss zu leiten. 
 

§ 30 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Landtag  

und die kommunalen Vertretungsorgane 
 
(1) Mit Ausnahme der §§ 15 und 29 gelten die Vorschriften dieses Gesetzes für den Landtag 
nur, soweit er in Verwaltungsangelegenheiten tätig wird, insbesondere wenn es sich um die 
wirtschaftlichen Angelegenheiten des Landtags, die Personalverwaltung oder die Ausführung 
von gesetzlichen Vorschriften, deren Vollzug der Präsidentin oder dem Präsidenten des Land-
tags zugewiesen ist, handelt. Im Übrigen gibt sich der Landtag eine seiner verfassungsrechtli-
chen Stellung entsprechende Datenschutzordnung. Sie findet auf die für die Fraktionen und 
Abgeordneten tätigen Personen entsprechende Anwendung. 
 
(2) Die Landesregierung darf personenbezogene Daten, die für andere Zwecke erhoben worden 
sind, zur Beantwortung parlamentarischer Anfragen sowie zur Vorlage von Unterlagen und 
Berichten im Rahmen der Geschäftsordnung des Landtags in dem dafür erforderlichen Umfang 
verwenden. Dies gilt nicht, wenn die Übermittlung der Daten wegen ihres streng persönlichen 
Charakters für die Betroffenen unzumutbar ist. Besondere gesetzliche Übermittlungsverbote 
bleiben unberührt. 
 
(3) Von der Landesregierung übermittelte personenbezogene Daten dürfen nicht in Landtags-
drucksachen aufgenommen oder in sonstiger Weise allgemein zugänglich gemacht werden. Dies 
gilt nicht, wenn keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Belange der Betroffe-
nen beeinträchtigt werden. 
 
(4) Abs. 2 gilt entsprechend für die Verwaltungsbehörden der Gemeinden und Landkreise im 
Rahmen ihrer jeweiligen Auskunftspflichten nach der Hessischen Gemeindeordnung und der 
Hessischen Landkreisordnung. 
 

Zweiter Abschnitt 
Rechte der betroffenen Person 

 
§ 31 

Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten  
bei der betroffenen Person 

 
(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen Person nach Art. 13 Abs. 3 der Verordnung 
(EU) Nr. 2016/679 besteht ergänzend zu der in Art. 13 Abs. 4 der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 genannten Ausnahme dann nicht, wenn die Erteilung der Information über die 
beabsichtigte Weiterverarbeitung  

1. eine Weiterverarbeitung analog gespeicherter Daten betrifft, bei der sich der Verantwort-
liche durch die Weiterverarbeitung unmittelbar an die betroffene Person wendet, der 
Zweck mit dem Erhebungszweck nach der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 vereinbar ist, 
die Kommunikation mit der betroffenen Person nicht in digitaler Form erfolgt und das 
Interesse der betroffenen Person an der Informationserteilung nach den Umständen des 
Einzelfalls, insbesondere mit Blick auf den Zusammenhang, in dem die Daten erhoben 
wurden, als gering anzusehen ist,  

2. a) die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit des Verantwortlichen liegen-
den Aufgaben im Sinne des Art. 23 Abs. 1 Buchst. a bis e der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 gefährden, 

 b)  die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden, 

 c)  die Rechte oder Freiheiten Dritter gefährden, 

 d)  die Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche beeinträch-
tigen oder  

 e)  sonst dem Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten  
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 würde und das Interesse des Verantwortlichen an der Nichterteilung der Information das 

Informationsinteresse der betroffenen Person überwiegt. 

Die Entscheidung trifft die Leitung der öffentlichen Stelle oder eine von ihr bestimmte, bei der 
öffentlichen Stelle beschäftigte Person.  
 
(2) Unterbleibt eine Information der betroffenen Person nach Maßgabe des Abs. 1, ergreift der 
Verantwortliche geeignete Maßnahmen zum Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen 
Person, einschließlich der Bereitstellung der in Art. 13 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 genannten Informationen für die Öffentlichkeit in präziser, transparenter, ver-
ständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache. Der Verant-
wortliche hält schriftlich fest, aus welchen Gründen er von einer Information abgesehen hat. 
Satz 1 und 2 finden in den Fällen des Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d und Nr. 3 keine Anwen-
dung. 
 
(3) Unterbleibt eine Information der betroffenen Person nach Maßgabe des Abs. 1 wegen eines 
vorübergehenden Hinderungsgrundes, kommt der Verantwortliche der Informationspflicht unter 
Berücksichtigung der spezifischen Umstände der Verarbeitung innerhalb einer angemessenen 
Frist nach Fortfall des Hinderungsgrundes, spätestens jedoch innerhalb von zwei Wochen, nach. 
 

§ 32 
Informationspflicht, wenn die personenbezogenen Daten  

nicht bei der betroffenen Person erhoben wurden 
 
(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen Person nach Art. 14 Abs. 1, 2 und 4 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 2016/679 besteht ergänzend zu den in Art. 14 Abs. 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 und § 26 Abs. 1 genannten Ausnahmen nicht, wenn die Erteilung der Information 

1. die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit des Verantwortlichen liegenden 
Aufgaben im Sinne des Art. 23 Abs. 1 Buchst. a bis e der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 gefährden, 

2. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden,   

3. die Rechte oder Freiheiten Dritter gefährden oder 

4. sonst dem Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten  

würde und das Interesse des Verantwortlichen an der Nichterteilung der Information das Infor-
mationsinteresse der betroffenen Person überwiegt. Die Entscheidung trifft die Leitung der 
öffentlichen Stelle oder eine von ihr bestimmte, bei der öffentlichen Stelle beschäftigte Person.  
 
(2) Unterbleibt eine Information der betroffenen Person nach Maßgabe des Abs. 1, ergreift der 
Verantwortliche geeignete Maßnahmen zum Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen 
Person, einschließlich der Bereitstellung der in Art. 14 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 genannten Informationen für die Öffentlichkeit in präziser, transparenter, ver-
ständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache. Der Verant-
wortliche hält schriftlich fest, aus welchen Gründen er von einer Information abgesehen hat. 
 
(3) Bezieht sich die Informationserteilung auf die Übermittlung personenbezogener Daten durch 
öffentliche Stellen an Verfassungsschutzbehörden, den Bundesnachrichtendienst, den Militäri-
schen Abschirmdienst und, soweit die Sicherheit des Bundes berührt wird, andere Behörden des 
Bundesministeriums der Verteidigung, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zulässig.  
 

§ 33 
Auskunftsrecht der betroffenen Person 

 
(1) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person nach Art. 15 der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 besteht ergänzend zu den in § 24 Abs. 2, § 25 Abs. 2 und § 26 Abs. 2 genannten 
Ausnahmen nicht, wenn 

1. die betroffene Person nach § 32 Abs. 1 oder 3 nicht zu informieren ist, oder 

2. die Daten  

 a) nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund gesetzlicher oder satzungsmäßiger 
Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht werden dürfen, oder 

 b) ausschließlich Zwecken der Datensicherung, der Datenschutzkontrolle oder der Si-
cherstellung des ordnungsgemäßen Betriebs einer Datenverarbeitungsanlage dienen. 

 
(2) Die Gründe der Auskunftsverweigerung sind zu dokumentieren. Die Ablehnung der Aus-
kunftserteilung ist gegenüber der betroffenen Person zu begründen, soweit nicht durch die Mit-
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teilung der tatsächlichen und rechtlichen Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, der 
mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet würde. Die zum Zweck der Aus-
kunftserteilung an die betroffene Person und zu deren Vorbereitung gespeicherten Daten dürfen 
nur für diesen Zweck sowie für Zwecke der Datenschutzkontrolle verarbeitet werden; für ande-
re Zwecke ist die Verarbeitung nach Maßgabe des Art. 18 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
einzuschränken. 
 
(3) Wird der betroffenen Person keine Auskunft erteilt, kann sie ihr Auskunftsrecht auch über 
die Hessische Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten ausüben. 
Der Verantwortliche hat die betroffene Person über diese Möglichkeit sowie darüber zu unter-
richten, dass sie nach Art. 77 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 die Hessische Datenschutzbe-
auftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten anrufen oder gerichtlichen Rechtsschutz 
suchen kann. Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte hat die betroffene Person darüber 
zu unterrichten, dass alle erforderlichen Prüfungen erfolgt sind oder eine Überprüfung durch sie 
oder ihn stattgefunden hat. Die Mitteilung der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten an 
die betroffene Person darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand des Verantwortlichen 
zulassen, sofern dieser keiner weitergehenden Auskunft zustimmt. Die oder der Hessische Da-
tenschutzbeauftragte hat zudem die betroffene Person über ihr Recht auf gerichtlichen Rechts-
schutz zu unterrichten. 
 
(4) Das Recht der betroffenen Person auf Auskunft über personenbezogene Daten, die weder 
automatisiert verarbeitet noch nicht automatisiert verarbeitet und in einem Dateisystem gespei-
chert werden, besteht nur, soweit die betroffene Person Angaben macht, die das Auffinden der 
Daten ermöglichen, und der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer 
Verhältnis zu dem von der betroffenen Person geltend gemachten Informationsinteresse steht. 
Statt einer Auskunft über personenbezogene Daten kann der betroffenen Person Akteneinsicht 
gewährt werden. 
 

§ 34 
Recht auf Löschung ("Recht auf Vergessenwerden") 

 
(1) Ist eine Löschung im Fall nicht automatisierter Datenverarbeitung wegen der besonderen Art 
der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich und ist das 
Interesse der betroffenen Person an der Löschung als gering anzusehen, besteht das Recht der 
betroffenen Person auf und die Pflicht des Verantwortlichen zur Löschung personenbezogener 
Daten nach Art. 17 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 ergänzend zu den in Art. 17 
Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 genannten Ausnahmen nicht. In diesem Fall tritt an 
die Stelle einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 der Verordnung 
(EU) Nr. 2016/679. Satz 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn die personenbezogenen Daten 
unrechtmäßig verarbeitet wurden. Satz 1 bis 3 gelten bis zum 31. Dezember 2024 auch bei 
automatisierter Datenverarbeitung. 
 
(2) Ergänzend zu Art. 18 Abs. 1 Buchst. b und c der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 gilt 
Abs. 1 Satz 1 und 2 entsprechend im Fall des Art. 17 Abs. 1 Buchst. a und d der Verordnung 
(EU) Nr. 2016/679, solange und soweit der Verantwortliche Grund zu der Annahme hat, dass 
durch eine Löschung schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt würden. 
Der Verantwortliche unterrichtet die betroffene Person über die Einschränkung der Verarbei-
tung, sofern sich die Unterrichtung nicht als unmöglich erweist oder einen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordern würde. 
 
(3) Ergänzend zu Art. 17 Abs. 3 Buchst. b der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 gilt Abs. 1 
entsprechend im Fall des Art. 17 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EU) Nr. 2016/679, wenn 
einer Löschung satzungsmäßige Aufbewahrungsfristen entgegenstehen. 
 

§ 35 
Widerspruchsrecht 

 
Das Recht auf Widerspruch nach Art. 21 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 besteht 
nicht, soweit an der Verarbeitung ein zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die Interes-
sen der betroffenen Person überwiegt, oder eine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet. 
 

Dritter Abschnitt 
Sanktionen 

 
§ 36 

Anwendung der Vorschriften über das Bußgeld- und Strafverfahren  
bei Verstößen nach Artikel 83 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
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(1) Für Verstöße nach Art. 83 Abs. 4 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 gilt, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, § 41 Abs. 1 Satz 1 und 2 sowie Abs. 2 des Bundesdaten-
schutzgesetzes entsprechend.  
 
(2) Wegen eines Verstoßes gegen Art. 83 Abs. 4 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
werden gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen nach § 2 Abs. 1 Satz 1 keine Geldbu-
ßen verhängt. 
 
(3) Eine Meldung nach Art. 33 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 oder eine Benachrichtigung 
nach Art. 34 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 darf in einem Verfahren nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten gegen die meldepflichtige oder benachrichtigende Person 
oder ihre in § 52 Abs. 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustim-
mung der meldepflichtigen oder benachrichtigenden Person verwendet werden.  
 

§ 37 
Strafvorschriften 

 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer personenbezo-
gene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind,  

1. ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbeitet oder 

2. durch unrichtige Angaben erschleicht, 

und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen. 
 
(2) Abs. 1 findet nur Anwendung, soweit die Tat nicht in anderen Vorschriften mit einer schwe-
reren Strafe bedroht ist.  
 
(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die betroffene Person, der 
Verantwortliche und die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte. 
 
(4) Eine Meldung nach Art. 33 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 oder eine Benachrichtigung 
nach Art. 34 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 darf in einem Strafverfahren gegen die 
meldepflichtige oder benachrichtigende Person oder ihre in § 52 Abs. 1 der Strafprozessord-
nung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung der meldepflichtigen oder benachrichti-
genden Person verwendet werden. 

 
§ 38 

Bußgeldvorschriften 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 22 Abs. 2 Satz 2 perso-
nenbezogene Daten für andere Zwecke verarbeitet, als für die sie übermittelt wurden. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Abs. 1 kann mit einer Geldbuße von bis zu fünfzigtausend 
Euro geahndet werden.  
 

Vierter Abschnitt 
Gemeinsame Verfahren, Gemeinsam Verantwortliche 

 
§ 39 

Gemeinsame Verfahren, Gemeinsam Verantwortliche 
 
(1) Die Einrichtung eines Verfahrens, das mehreren Verantwortlichen als gemeinsam Verant-
wortliche im Sinne von Art. 26 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 die Verarbeitung personen-
bezogener Daten ermöglicht, ist nur zulässig, wenn dies unter Berücksichtigung der schutzwür-
digen Belange der betroffenen Personen und der Aufgaben der beteiligten Stellen angemessen 
ist.  
 
(2) Über die in Art. 26 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 genannten Festlegungen hinaus 
bestimmen die gemeinsam Verantwortlichen eine Stelle, der die Planung, Einrichtung und 
Durchführung des gemeinsamen Verfahrens obliegt.  
 
(3) Abs. 1 und 2 gelten entsprechend, wenn innerhalb einer öffentlichen Stelle ein gemeinsames 
Verfahren zur Verarbeitung personenbezogener Daten für verschiedene Zwecke eingerichtet 
wird.  
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DRITTER TEIL 

Bestimmungen für Verarbeitungen zu Zwecken nach  
Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 

 
Erster Abschnitt 

Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen und allgemeine Grundsätze  
für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
§ 40 

Anwendungsbereich 
 
(1) Die Vorschriften dieses Teils gelten für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die für die Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten, einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit, zuständigen öffentlichen Stellen. Dies gilt, soweit die öffentlichen Stellen 
zum Zwecke der Erfüllung dieser Aufgaben personenbezogene Daten verarbeiten. Die öffentli-
chen Stellen gelten dabei als Verantwortliche.  
 
(2) Abs. 1 findet auch Anwendung auf diejenigen öffentlichen Stellen, die für die Vollstreckung 
und den Vollzug von Strafen, von Maßnahmen im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 des Strafgesetz-
buchs, von Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes und 
von Geldbußen zuständig sind.  
 
(3) Soweit dieser Teil Vorschriften für Auftragsverarbeiter enthält, gilt er auch für diese. 
 

§ 41 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne des Dritten Teils  

1. sind personenbezogene Daten alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder 
identifizierbare natürliche Person (betroffene Person) beziehen; als identifizierbar wird 
eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuord-
nung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu 
einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen, die Aus-
druck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kul-
turellen oder sozialen Identität dieser Person sind, identifiziert werden kann; 

2. ist Verarbeitung jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführte Vor-
gang oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten 
wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die An-
passung, die Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenle-
gung durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den 
Abgleich, die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung; 

3. ist Einschränkung der Verarbeitung die Markierung gespeicherter personenbezogener 
Daten mit dem Ziel, ihre künftige Verarbeitung einzuschränken; 

4. ist Profiling jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, die 
darin besteht, dass diese personenbezogenen Daten verwendet werden, um bestimmte 
persönliche Aspekte, die sich auf eine natürliche Person beziehen, zu bewerten, insbe-
sondere um Aspekte bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, persön-
liche Vorlieben, Interessen, Zuverlässigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel 
dieser natürlichen Person zu analysieren oder vorherzusagen; 

5. ist Pseudonymisierung die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass 
die personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung zusätzlicher Informationen nicht mehr 
einer spezifischen betroffenen Person zugeordnet werden können, sofern diese zusätzli-
chen Informationen gesondert aufbewahrt werden und technischen und organisatorischen 
Maßnahmen unterliegen, die gewährleisten, dass die personenbezogenen Daten nicht ei-
ner identifizierten oder identifizierbaren natürlichen Person zugewiesen werden; 

6. ist Dateisystem jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach bestimm-
ten Kriterien zugänglich sind, unabhängig davon, ob diese Sammlung zentral, dezentral 
oder nach funktionalen oder geografischen Gesichtspunkten geordnet geführt wird; 

7. ist zuständige Behörde 

 a)  eine staatliche Stelle, die für die Aufgaben nach § 40 zuständig ist, oder  
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 b)  eine andere staatliche Stelle oder Einrichtung, der durch Rechtsvorschrift die Aus-

übung öffentlicher Gewalt und hoheitlicher Befugnisse zur Erfüllung der Aufgaben 
nach § 40 übertragen wurde; 

8. ist Verantwortlicher die zuständige Behörde, die allein oder gemeinsam mit anderen über 
die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet; sind 
die Zwecke und Mittel dieser Verarbeitung durch das Unionsrecht oder das Recht der 
Mitgliedstaaten vorgegeben, so kann der Verantwortliche beziehungsweise können die 
bestimmten Kriterien seiner Benennung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mit-
gliedstaaten vorgesehen werden; 

9. ist Auftragsverarbeiter eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder 
andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet; 

10. ist Empfänger eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere 
Stelle, der personenbezogene Daten offengelegt werden, unabhängig davon, ob es sich 
bei ihr um einen Dritten handelt oder nicht; Behörden, die im Rahmen eines bestimmten 
Untersuchungsauftrags nach dem Recht der Mitgliedstaaten möglicherweise personenbe-
zogene Daten erhalten, gelten jedoch nicht als Empfänger; die Verarbeitung dieser Daten 
durch die genannten Behörden erfolgt im Einklang mit den geltenden Datenschutzvor-
schriften nach den Zwecken der Verarbeitung; 

11. ist Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten eine Verletzung der Sicherheit, die 
zur Vernichtung, zum Verlust oder zur Veränderung, ob unbeabsichtigt oder unrechtmä-
ßig, oder zur unbefugten Offenlegung von beziehungsweise zum unbefugten Zugang zu 
personenbezogenen Daten führt, die übermittelt, gespeichert oder auf sonstige Weise 
verarbeitet wurden; 

12. sind genetische Daten personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen geneti-
schen Eigenschaften einer natürlichen Person, die eindeutige Informationen über die 
Physiologie oder die Gesundheit dieser Person liefern und insbesondere aus der Analyse 
einer biologischen Probe der Person gewonnen wurden; 

13. sind biometrische Daten mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezo-
gene Daten zu den physischen, physiologischen oder verhaltenstypischen Merkmalen ei-
ner natürlichen Person, die die eindeutige Identifizierung dieser natürlichen Person er-
möglichen oder bestätigen, wie Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten; 

14. sind Gesundheitsdaten personenbezogene Daten, die sich auf die körperliche oder geisti-
ge Gesundheit einer natürlichen Person, einschließlich der Erbringung von Gesundheits-
dienstleistungen, beziehen und aus denen Informationen über deren Gesundheitszustand 
hervorgehen; 

15. sind besondere Kategorien personenbezogener Daten 

 a)  Daten, aus denen die rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, reli-
giöse oder weltanschauliche Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit 
hervorgehen, 

 b)  genetische Daten, 

 c)  biometrische Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person, 

 d)  Gesundheitsdaten und 

 e)  Daten zum Sexualleben oder zur sexuellen Orientierung; 

16. ist Aufsichtsbehörde eine von einem Mitgliedstaat nach Art. 41 der Richtlinie (EU) 
Nr. 2016/680 eingerichtete unabhängige staatliche Stelle; 

17. ist internationale Organisation eine völkerrechtliche Organisation und ihre nachgeordne-
ten Stellen oder jede sonstige Einrichtung, die durch eine von zwei oder mehr Ländern 
geschlossene Übereinkunft oder auf der Grundlage einer solchen Übereinkunft geschaf-
fen wurde; 

18. ist Einwilligung jede freiwillig für den bestimmten Fall, in informierter Weise und un-
missverständlich abgegebene Willensbekundung in Form einer Erklärung oder einer 
sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung, mit der die betroffene Person zu verste-
hen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten 
einverstanden ist. 

 
§ 42 

Allgemeine Grundsätze für die Verarbeitung  
personenbezogener Daten 
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Personenbezogene Daten müssen 

1. auf rechtmäßige Weise und nach Treu und Glauben verarbeitet werden, 

2. für festgelegte, eindeutige und rechtmäßige Zwecke erhoben und nicht in einer mit die-
sen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise verarbeitet werden, 

3. dem Verarbeitungszweck entsprechen, für das Erreichen des Verarbeitungszwecks erfor-
derlich sein und ihre Verarbeitung nicht außer Verhältnis zu diesem Zweck stehen, 

4. sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; dabei sind alle ange-
messenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf die 
Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt werden, 

5. nicht länger als es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist, in 
einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen ermög-
licht, und 

6. in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der personenbezoge-
nen Daten gewährleistet; hierzu gehört auch ein durch geeignete technische und organisa-
torische Maßnahmen zu gewährleistender Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger 
Verarbeitung, unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtig-
ter Schädigung. 

 
Zweiter Abschnitt 

Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
 

§ 43 
Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 

 
(1) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten ist nur zulässig, wenn sie 
zur Aufgabenerfüllung unbedingt erforderlich ist.  
 
(2) Werden besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet, sind geeignete Garan-
tien für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen vorzusehen. Geeignete Garantien 
können insbesondere sein 

1. spezifische Anforderungen an die Datensicherheit oder die Datenschutzkontrolle, 

2. die Festlegung von besonderen Aussonderungsprüffristen, 

3. die Sensibilisierung der an Verarbeitungsvorgängen Beteiligten, 

4. die Beschränkung des Zugangs zu den personenbezogenen Daten innerhalb der verant-
wortlichen Stelle, 

5. die von anderen Daten getrennte Verarbeitung, 

6. die Pseudonymisierung personenbezogener Daten, 

7. die Verschlüsselung personenbezogener Daten oder 

8. spezifische Verfahrensregelungen, die im Fall einer Übermittlung oder Verarbeitung für 
andere Zwecke die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung sicherstellen. 

 
§ 44 

Verarbeitung zu anderen Zwecken 
 
Eine Verarbeitung personenbezogener Daten zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem 
sie erhoben wurden, ist zulässig, wenn es sich bei dem anderen Zweck um einen der in § 40 ge-
nannten Zwecke handelt, der Verantwortliche befugt ist, Daten zu diesem Zweck zu verarbeiten 
und die Verarbeitung zu diesem Zweck erforderlich und verhältnismäßig ist. Die Verarbeitung 
personenbezogener Daten zu einem anderen, in § 40 nicht genannten Zweck ist zulässig, wenn sie 
in einer Rechtsvorschrift vorgesehen ist. 
 

§ 45 
Verarbeitung zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken,  

archivarischen oder statistischen Zwecken 
 
(1) Personenbezogene Daten dürfen im Rahmen der in § 40 genannten Zwecke zu wissenschaft-
lichen oder historischen Forschungszwecken, archivarischen oder statistischen Zwecken verar-
beitet werden, wenn  

1.  die betroffene Person nach § 46 eingewilligt hat oder  
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2.  hieran ein öffentliches Interesse besteht und geeignete Garantien für die Rechte und Frei-

heiten der betroffenen Personen vorgesehen werden. Geeignete Garantien nach Satz 1 
Nr. 2 können in einer so zeitnah wie möglich erfolgenden Anonymisierung der perso-
nenbezogenen Daten, in Vorkehrungen gegen ihre unbefugte Kenntnisnahme durch Dritte 
oder in ihrer räumlich und organisatorisch von den sonstigen Fachaufgaben getrennten 
Verarbeitung bestehen. 

 
(2) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Fall des Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 muss darüber hinaus zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken, 
archivarischen oder statistischen Zwecken unbedingt erforderlich sein und die Interessen des 
Verantwortlichen an der Verarbeitung die Interessen der betroffenen Person an einem Aus-
schluss der Verarbeitung überwiegen.  
 
(3) Der Verantwortliche sieht im Fall des Abs. 2 angemessene und spezifische Maßnahmen zur 
Wahrung der Interessen der betroffenen Personen nach § 43 Abs. 2 vor. Ergänzend zu den in § 43 
Abs. 2 genannten Maßnahmen sind zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken 
oder zu statistischen Zwecken verarbeitete besondere Kategorien personenbezogener Daten zu 
anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungs- oder Statistikzweck möglich ist, es sei denn, 
berechtigte Interessen der betroffenen Person stehen dem entgegen. Sobald der Forschungs- oder 
Statistikzweck dies erlaubt, sind die Merkmale, mit deren Hilfe ein Personenbezug hergestellt 
werden kann, gesondert zu speichern; die Merkmale sind zu löschen, sobald der Forschungs- oder 
Statistikzweck dies zulässt. Vor dem Beginn des Forschungsvorhabens ist ein Datenschutzkonzept 
zu erstellen, das der zuständigen Aufsichtsbehörde auf Nachfrage vorzulegen ist. 
 
(4) Die in den §§ 50 bis 53 vorgesehenen Rechte sind insoweit beschränkt, als diese Rechte 
voraussichtlich die Verwirklichung der Forschungs- oder Statistikzwecke unmöglich machen 
oder ernsthaft beeinträchtigen und die Beschränkung für die Erfüllung der Forschungs- oder 
Statistikzwecke notwendig ist. Das Recht auf Auskunft besteht darüber hinaus nicht, wenn die 
Daten für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung erforderlich sind und die Auskunftsertei-
lung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde. 
 
(5) Das Recht auf Auskunft nach § 52 besteht nicht, wenn das Archivgut nicht durch den Na-
men der Person erschlossen ist oder keine Angaben gemacht werden, die das Auffinden des 
betreffenden Archivguts mit vertretbarem Verwaltungsaufwand ermöglichen. Das Recht auf 
Berichtigung der betroffenen Person nach § 53 besteht nicht, wenn die personenbezogenen Da-
ten zu Archivzwecken im öffentlichen Interesse verarbeitet werden. Bestreitet die betroffene 
Person die Richtigkeit der personenbezogenen Daten, ist ihr die Möglichkeit einer Gegendar-
stellung einzuräumen. Das zuständige Archiv ist verpflichtet, die Gegendarstellung den Unterla-
gen hinzuzufügen. Das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach § 53 besteht nicht, 
soweit dieses Recht voraussichtlich die Verwirklichung der im öffentlichen Interesse liegenden 
Archivzwecke unmöglich machen oder ernsthaft beeinträchtigen und die Ausnahmen für die 
Erfüllung dieser Zwecke erforderlich sind. 
 
(6) Der Verantwortliche darf personenbezogene Daten zu wissenschaftlichen oder historischen 
Forschungszwecken nur veröffentlichen, wenn die betroffene Person eingewilligt hat oder dies für 
die Darstellung von Forschungsergebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte unerlässlich ist. 
 

§ 46 
Einwilligung 

 
(1) Soweit die Verarbeitung personenbezogener Daten nach einer Rechtsvorschrift auf der 
Grundlage einer Einwilligung erfolgen kann, muss der Verantwortliche die Einwilligung der 
betroffenen Person nachweisen können. 
 
(2) Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklärung, die noch 
andere Sachverhalte betrifft, muss das Ersuchen um Einwilligung in verständlicher und leicht 
zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen, dass es von den anderen 
Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. 
 
(3) Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch den 
Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum 
Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. Die betroffene Person ist vor Abgabe der Ein-
willigung hiervon in Kenntnis zu setzen. Der Widerruf der Einwilligung muss so einfach wie 
die Erteilung der Einwilligung sein. 
 
(4) Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn sie auf der freien Entscheidung der betroffenen 
Person beruht. Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, müssen die 
Umstände der Erteilung berücksichtigt werden. Die betroffene Person ist auf den vorgesehenen 
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Zweck der Verarbeitung hinzuweisen. Ist dies nach den Umständen des Einzelfalles erforderlich 
oder verlangt die betroffene Person dies, ist sie auch über die Folgen der Verweigerung der 
Einwilligung zu belehren. 
 
(5) Soweit besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet werden, muss sich die 
Einwilligung ausdrücklich auf diese Daten beziehen. 
 

§ 47 
Verarbeitung auf Weisung des Verantwortlichen 

 
Der Auftragsverarbeiter und jede einem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter unter-
stellte Person, die Zugang zu personenbezogenen Daten hat, darf diese Daten ausschließlich auf 
Weisung des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, dass sie nach einer Rechtsvorschrift zur 
Verarbeitung verpflichtet sind. 
 

§ 48 
Datengeheimnis 

 
Mit Datenverarbeitung befasste Personen dürfen personenbezogene Daten nicht unbefugt verar-
beiten (Datengeheimnis). Das Datengeheimnis besteht auch nach der Beendigung ihrer Tätigkeit 
fort. Die Personen sind über die bei ihrer Tätigkeit zu beachtenden Vorschriften über den Da-
tenschutz zu unterrichten.  
 

§ 49 
Automatisierte Einzelentscheidung 

 
(1) Eine ausschließlich auf einer automatischen Verarbeitung beruhende Entscheidung, die mit 
einer nachteiligen Rechtsfolge für die betroffene Person verbunden ist oder sie erheblich beein-
trächtigt, ist nur zulässig, wenn sie in einer Rechtsvorschrift vorgesehen ist. 
 
(2) Entscheidungen nach Abs. 1 dürfen nicht auf besonderen Kategorien personenbezogener 
Daten beruhen, sofern nicht geeignete Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten sowie 
der berechtigten Interessen der betroffenen Personen getroffen wurden. 
 
(3) Profiling, das zur Folge hat, dass betroffene Personen auf der Grundlage von besonderen 
Kategorien personenbezogener Daten diskriminiert werden, ist verboten. 
 

Dritter Abschnitt 
Rechte der betroffenen Person 

 
§ 50 

Allgemeine Informationen zu Datenverarbeitungen 
 
Der Verantwortliche hat in allgemeiner, verständlicher und leicht zugänglicher Form Informati-
onen in einer klaren und einfachen Sprache zur Verfügung zu stellen über 

1. die Zwecke der von ihm vorgenommenen Verarbeitungen, 

2. die im Hinblick auf die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten bestehenden Rechte 
der betroffenen Personen auf Auskunft, Berichtigung, Löschung und Einschränkung der 
Verarbeitung, 

3. den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen und die Kontaktdaten der oder 
des Datenschutzbeauftragten, 

4. das Recht, die Hessische Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauf-
tragten anzurufen, und 

5. die Erreichbarkeit der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten. 
 

§ 51 
Benachrichtigung betroffener Personen 

 
(1) Ist die Benachrichtigung betroffener Personen über die Verarbeitung sie betreffender perso-
nenbezogener Daten in speziellen Rechtsvorschriften, insbesondere bei verdeckten Maßnahmen, 
vorgesehen oder angeordnet, so hat diese Benachrichtigung zumindest die folgenden Angaben 
zu enthalten: 

1. die in § 50 genannten Angaben, 

2. die Rechtsgrundlage der Verarbeitung, 
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3. die für die Daten geltende Speicherdauer oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien 

für die Festlegung dieser Dauer, 

4. gegebenenfalls die Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten, auch der 
Empfänger in Drittländern oder in internationalen Organisationen, sowie 

5. erforderlichenfalls weitere Informationen, insbesondere, wenn die personenbezogenen 
Daten ohne Wissen der betroffenen Person erhoben wurden. 

 
(2) In den Fällen des Abs. 1 kann der Verantwortliche die Benachrichtigung insoweit und solan-
ge aufschieben, einschränken oder unterlassen, wie andernfalls 

1. die  

 a)  Erfüllung der in § 40 genannten Aufgaben, 

 b)  öffentliche Sicherheit oder 

 c)  Rechte oder Freiheiten Dritter  

 gefährdet würden oder 

2. dem Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereitet würden 
 
und wenn das Interesse des Verantwortlichen an der Nichterteilung der Information das Infor-
mationsinteresse der betroffenen Person überwiegt. Die Entscheidung trifft die Leitung der 
öffentlichen Stelle oder eine von ihr bestimmte, bei der öffentlichen Stelle beschäftigte Person.  
 
(3) Bezieht sich die Benachrichtigung auf die Übermittlung personenbezogener Daten an Verfas-
sungsschutzbehörden, den Bundesnachrichtendienst, den Militärischen Abschirmdienst und, 
soweit die Sicherheit des Bundes berührt wird, andere Behörden des Bundesministeriums der 
Verteidigung, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zulässig. 
 
(4) Im Fall der Einschränkung nach Abs. 2 gilt § 52 Abs. 7 entsprechend. 

 
§ 52 

Auskunftsrecht 
 
(1) Der Verantwortliche hat betroffenen Personen auf Antrag Auskunft darüber zu erteilen, ob 
er sie betreffende Daten verarbeitet. Betroffene Personen haben darüber hinaus das Recht, In-
formationen zu erhalten über 

1. die personenbezogenen Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, und die Kategorie, 
zu der sie gehören, 

2. die verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten, 

3. die Zwecke der Verarbeitung und deren Rechtsgrundlage, 

4. die Empfänger oder die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die Daten offen-
gelegt worden sind, insbesondere bei Empfängern in Drittländern oder bei internationa-
len Organisationen, 

5. die für die Daten geltende Speicherdauer oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien 
für die Festlegung dieser Dauer, 

6. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbei-
tung der Daten durch den Verantwortlichen, 

7. das Recht nach § 55, die Hessische Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Daten-
schutzbeauftragten anzurufen, sowie 

8. Angaben zur Erreichbarkeit der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten. 
 
(2) Abs. 1 gilt nicht für personenbezogene Daten, die nur deshalb verarbeitet werden, weil sie 
aufgrund gesetzlicher Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht werden dürfen, oder die aus-
schließlich Zwecken der Datensicherung, der Datenschutzkontrolle oder der Sicherstellung des 
ordnungsgemäßen Betriebs einer Datenverarbeitungsanlage dienen. 
 
(3) Das Recht der betroffenen Person auf Auskunft über personenbezogene Daten, die weder 
automatisiert verarbeitet noch nicht automatisiert verarbeitet und in einem Dateisystem gespei-
chert werden, besteht nur, soweit die betroffene Person Angaben macht, die das Auffinden der 
Daten ermöglichen, und der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer 
Verhältnis zu dem von der betroffenen Person geltend gemachten Informationsinteresse steht. 
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Statt einer Auskunft über personenbezogene Daten kann der betroffenen Person Akteneinsicht 
gewährt werden. 
 
(4) Der Verantwortliche kann unter den Voraussetzungen des § 51 Abs. 2 von der Auskunft 
nach Abs. 1 Satz 1 absehen oder die Auskunftserteilung nach Abs. 1 Satz 2 teilweise oder voll-
ständig einschränken. 
 
(5) Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Übermittlung personenbezogener Daten an Ver-
fassungsschutzbehörden, den Bundesnachrichtendienst, den Militärischen Abschirmdienst und, 
soweit die Sicherheit des Bundes berührt wird, andere Behörden des Bundesministeriums der 
Verteidigung, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zulässig. 
 
(6) Der Verantwortliche hat die betroffene Person über das Absehen von oder die Einschrän-
kung einer Auskunft unverzüglich schriftlich zu unterrichten. Dies gilt nicht, wenn bereits die 
Erteilung dieser Informationen eine Gefährdung im Sinne des § 51 Abs. 2 mit sich bringen 
würde. Die Unterrichtung nach Satz 1 ist zu begründen, es sei denn, dass die Mitteilung der 
Gründe den mit dem Absehen von oder der Einschränkung der Auskunft verfolgten Zweck 
gefährden würde. 
 
(7) Wird die betroffene Person nach Abs. 6 über das Absehen von oder die Einschränkung der 
Auskunft unterrichtet, kann sie ihr Auskunftsrecht auch über die Hessische Datenschutzbeauf-
tragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten ausüben. Der Verantwortliche hat die be-
troffene Person über diese Möglichkeit sowie darüber zu unterrichten, dass sie nach § 55 die 
Hessische Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten anrufen oder 
gerichtlichen Rechtsschutz suchen kann. Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte hat die 
betroffene Person darüber zu unterrichten, dass alle erforderlichen Prüfungen erfolgt sind oder 
eine Überprüfung durch sie oder ihn stattgefunden hat. Die Mitteilung der oder des Hessischen 
Datenschutzbeauftragten an die betroffene Person darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnis-
stand des Verantwortlichen zulassen, sofern dieser keiner weitergehenden Auskunft zustimmt. 
Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte hat zudem die betroffene Person über ihr Recht 
auf gerichtlichen Rechtsschutz zu unterrichten. 
 
(8) Der Verantwortliche hat die sachlichen oder rechtlichen Gründe für die Entscheidung zu 
dokumentieren. 
 

§ 53 
Rechte auf Berichtigung und Löschung  
sowie Einschränkung der Verarbeitung 

 
(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die Berichti-
gung sie betreffender unrichtiger Daten zu verlangen. Insbesondere im Fall von Aussagen oder 
Bewertungen betrifft die Frage der Richtigkeit nicht den Inhalt der Aussage oder der Bewer-
tung. Wenn die Richtigkeit oder Unrichtigkeit der Daten nicht festgestellt werden kann, tritt an 
die Stelle der Berichtigung eine Einschränkung der Verarbeitung. In diesem Fall hat der Ver-
antwortliche die betroffene Person zu unterrichten, bevor er die Einschränkung wieder aufhebt. 
Die betroffene Person kann zudem die Vervollständigung unvollständiger personenbezogener 
Daten verlangen, wenn dies unter Berücksichtigung der Verarbeitungszwecke angemessen ist. 
 
(2) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die Löschung 
sie betreffender Daten zu verlangen, wenn deren Verarbeitung unzulässig ist, deren Kenntnis 
für die Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich ist oder diese zur Erfüllung einer rechtlichen 
Verpflichtung gelöscht werden müssen. 
 
(3) Anstatt die personenbezogenen Daten zu löschen, kann der Verantwortliche deren Verarbei-
tung einschränken, wenn 

1. Grund zu der Annahme besteht, dass eine Löschung schutzwürdige Interessen einer be-
troffenen Person beeinträchtigen würde, 

2. die Daten zu Beweiszwecken weiter aufbewahrt werden müssen oder 

3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhält-
nismäßig hohem Aufwand möglich ist. 

In ihrer Verarbeitung nach Satz 1 eingeschränkte Daten dürfen nur zu dem Zweck, der ihrer 
Löschung entgegenstand, oder sonst mit Einwilligung der betroffenen Person verarbeitet wer-
den. 
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(4) Bei automatisierten Dateisystemen ist technisch sicherzustellen, dass eine Einschränkung der 
Verarbeitung eindeutig erkennbar ist und eine Verarbeitung für andere Zwecke nicht ohne wei-
tere Prüfung möglich ist. 
 
(5) Hat der Verantwortliche eine Berichtigung vorgenommen, hat er der Stelle, die ihm die 
personenbezogenen Daten zuvor übermittelt hat, die Berichtigung mitzuteilen. In Fällen der 
Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung nach Abs. 1 bis 3 hat der Ver-
antwortliche Empfängern, denen die Daten übermittelt wurden, diese Maßnahmen mitzuteilen. 
Der Empfänger hat die Daten zu berichtigen, zu löschen oder ihre Verarbeitung einzuschrän-
ken. 
 
(6) Der Verantwortliche hat die betroffene Person über ein Absehen von der Berichtigung oder 
Löschung personenbezogener Daten oder über die an deren Stelle tretende Einschränkung der 
Verarbeitung schriftlich zu unterrichten. Dies gilt nicht, soweit bereits die Erteilung dieser In-
formationen eine Gefährdung im Sinne des § 51 Abs. 2 mit sich bringen würde. Die Unterrich-
tung nach Satz 1 ist zu begründen, es sei denn, dass die Mitteilung der Gründe den mit dem 
Absehen von der Unterrichtung verfolgten Zweck gefährden würde. 
 
(7) § 52 Abs. 7 und 8 findet entsprechende Anwendung. 
 

§ 54 
Verfahren für die Ausübung der Rechte der betroffenen Person 

 
(1) Der Verantwortliche hat mit betroffenen Personen unter Verwendung einer klaren und ein-
fachen Sprache in präziser, verständlicher und leicht zugänglicher Form zu kommunizieren. 
Unbeschadet besonderer Formvorschriften soll er bei der Beantwortung von Anträgen die für 
den Antrag gewählte Form verwenden. Bei der Auswahl des Mediums sind die Anforderungen 
des § 59 zu beachten. 
 
(2) Bei Anträgen hat der Verantwortliche die betroffene Person unbeschadet des § 52 Abs. 6 
und des § 53 Abs. 6 unverzüglich schriftlich darüber in Kenntnis zu setzen, wie mit diesen 
Anträgen verfahren wurde. 
 
(3) Die Erteilung von Informationen nach § 50, die Benachrichtigungen nach den §§ 51 und 61 
und die Bearbeitung von Anträgen nach den §§ 52 und 53 erfolgen verwaltungskostenfrei. Bei 
offenkundig unbegründeten oder exzessiven Anträgen nach den §§ 52 und 53 kann der Verant-
wortliche entweder eine angemessene Gebühr auf der Grundlage des Verwaltungsaufwands 
verlangen oder sich weigern, aufgrund des Antrags tätig zu werden. In diesem Fall muss der 
Verantwortliche den offenkundig unbegründeten oder exzessiven Charakter des Antrags belegen 
können. 
 
(4) Hat der Verantwortliche begründete Zweifel an der Identität einer betroffenen Person, die 
einen Antrag nach den §§ 52 oder 53 gestellt hat, kann er von ihr zusätzliche Informationen 
anfordern, die zur Bestätigung ihrer Identität erforderlich sind. 
 

§ 55 
Anrufung der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten 

 
(1) Jede betroffene Person kann sich unbeschadet anderweitiger Rechtsbehelfe mit einer Be-
schwerde an die Hessische Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftrag-
ten wenden, wenn sie der Auffassung ist, bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten 
durch öffentliche Stellen zu den in § 40 genannten Zwecken in ihren Rechten verletzt worden zu 
sein. Dies gilt nicht für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch Gerichte, soweit 
diese die Daten im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit verarbeitet haben. Die oder der Hessi-
sche Datenschutzbeauftragte hat die betroffene Person über den Stand und das Ergebnis der 
Beschwerde zu unterrichten und sie hierbei auf die Möglichkeit gerichtlichen Rechtsschutzes 
nach § 56 hinzuweisen. 
 
(2) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte hat eine bei ihr oder ihm eingelegte Be-
schwerde über eine Verarbeitung, die in die Zuständigkeit einer anderen Aufsichtsbehörde fällt, 
unverzüglich an diese weiterzuleiten. Sie oder er hat in diesem Fall die betroffene Person über 
die Weiterleitung zu unterrichten und ihr auf deren Ersuchen weitere Unterstützung zu leisten. 
 

§ 56 
Rechtsschutz gegen Entscheidungen der oder des  

Hessischen Datenschutzbeauftragten oder  
bei deren oder dessen Untätigkeit 
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(1) Jede natürliche oder juristische Person kann unbeschadet anderer Rechtsbehelfe gerichtlich 
gegen eine sie betreffende verbindliche Entscheidung der oder des Hessischen Datenschutzbe-
auftragten vorgehen. 
 
(2) Abs. 1 gilt entsprechend zugunsten betroffener Personen, wenn sich die oder der Hessische 
Datenschutzbeauftragte mit einer Beschwerde nach § 55 nicht befasst oder die betroffene Person 
nicht innerhalb von drei Monaten nach Einlegung der Beschwerde über den Stand oder das 
Ergebnis der Beschwerde in Kenntnis gesetzt hat. 
 
 

Vierter Abschnitt 
Pflichten der Verantwortlichen und Auftragsverarbeiter 

 
§ 57 

Auftragsverarbeitung 
 
(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag eines Verantwortlichen durch andere Personen 
oder Stellen verarbeitet, hat der Verantwortliche für die Einhaltung der Vorschriften dieses 
Gesetzes und anderer Vorschriften über den Datenschutz zu sorgen. Die Rechte der betroffenen 
Personen auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung und Scha-
densersatz sind in diesem Fall gegenüber dem Verantwortlichen geltend zu machen. 
 
(2) Ein Verantwortlicher darf nur solche Auftragsverarbeiter mit der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten beauftragen, die mit geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen 
sicherstellen, dass die Verarbeitung im Einklang mit den gesetzlichen Anforderungen erfolgt 
und der Schutz der Rechte der betroffenen Personen gewährleistet wird. 
 
(3) Auftragsverarbeiter dürfen ohne vorherige schriftliche Genehmigung des Verantwortlichen 
keine weiteren Auftragsverarbeiter hinzuziehen. Hat der Verantwortliche dem 
Auftragsverarbeiter eine allgemeine Genehmigung zur Hinzuziehung weiterer 
Auftragsverarbeiter erteilt, hat der Auftragsverarbeiter den Verantwortlichen über jede beab-
sichtigte Hinzuziehung oder Ersetzung zu informieren. Der Verantwortliche kann in diesem Fall 
die Hinzuziehung oder Ersetzung untersagen. 
 
(4) Zieht ein Auftragsverarbeiter einen weiteren Auftragsverarbeiter hinzu, so hat er diesem 
dieselben Verpflichtungen aus seinem Vertrag mit dem Verantwortlichen nach Abs. 5 aufzuer-
legen, die auch für ihn gelten, soweit diese Pflichten für den weiteren Auftragsverarbeiter nicht 
schon aufgrund anderer Vorschriften verbindlich sind. Erfüllt ein weiterer Auftragsverarbeiter 
diese Verpflichtungen nicht, so haftet der ihn beauftragende Auftragsverarbeiter gegenüber dem 
Verantwortlichen für die Einhaltung der Pflichten des weiteren Auftragsverarbeiters. 
 
(5) Die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter hat auf der Grundlage eines Vertrags oder 
eines anderen Rechtsinstruments zu erfolgen, der oder das den Auftragsverarbeiter an den Ver-
antwortlichen bindet und der oder das den Gegenstand, die Dauer, die Art und den Zweck der 
Verarbeitung, die Art der personenbezogenen Daten, die Kategorien betroffener Personen und 
die Rechte und Pflichten des Verantwortlichen festlegt. Der Vertrag oder das andere Rechtsin-
strument haben insbesondere vorzusehen, dass der Auftragsverarbeiter 

1. nur auf dokumentierte Weisung des Verantwortlichen handelt; ist der Auftragsverarbeiter 
der Auffassung, dass eine Weisung rechtswidrig ist, hat er den Verantwortlichen unver-
züglich zu informieren; 

2. gewährleistet, dass die zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten befugten Perso-
nen zur Vertraulichkeit verpflichtet werden, soweit sie keiner angemessenen gesetzlichen 
Verschwiegenheitspflicht unterliegen; 

3. den Verantwortlichen mit geeigneten Mitteln dabei unterstützt, die Einhaltung der Be-
stimmungen über die Rechte der betroffenen Person zu gewährleisten; 

4. alle personenbezogenen Daten nach Abschluss der Erbringung der Verarbeitungsleistun-
gen nach Wahl des Verantwortlichen zurückgibt oder löscht und bestehende Kopien ver-
nichtet, wenn nicht nach einer Rechtsvorschrift eine Verpflichtung zur Speicherung der 
Daten besteht; 

5. dem Verantwortlichen alle erforderlichen Informationen, insbesondere die nach § 71 
erstellten Protokolle, zum Nachweis der Einhaltung seiner Pflichten zur Verfügung stellt; 

6. Überprüfungen, die von dem Verantwortlichen oder einem von diesem beauftragten 
Prüfer durchgeführt werden, ermöglicht und dazu beiträgt; 

7. die in den Abs. 3 und 4 aufgeführten Bedingungen für die Inanspruchnahme der Dienste 
eines weiteren Auftragsverarbeiters einhält; 
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8. alle nach § 59 erforderlichen Maßnahmen ergreift und 

9. unter Berücksichtigung der Art der Verarbeitung und der ihm zur Verfügung stehenden 
Informationen den Verantwortlichen bei der Einhaltung der in den §§ 59 bis 62 und 64 
genannten Pflichten unterstützt. 

 

(6) Der Vertrag im Sinne des Abs. 5 ist schriftlich oder elektronisch abzufassen. 

(7) Ein Auftragsverarbeiter, der die Zwecke und Mittel der Verarbeitung unter Verstoß gegen 
diese Vorschrift bestimmt, gilt in Bezug auf diese Verarbeitung als Verantwortlicher. 
 

§ 58 
Gemeinsame Verfahren, Gemeinsam Verantwortliche 

 
(1) Die Einrichtung eines Verfahrens, das mehreren Verantwortlichen als gemeinsam Verant-
wortliche die Verarbeitung personenbezogener Daten ermöglicht, ist nur zulässig, wenn dies 
unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Belange der betroffenen Personen und der Aufgaben 
der beteiligten Stellen angemessen ist.  
 
(2) Legen zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und die Mittel der Verarbei-
tung fest, gelten sie als gemeinsam Verantwortliche.  
 
(3) Gemeinsam Verantwortliche haben eine Stelle zu bestimmen, der die Planung, Einrichtung 
und Durchführung des gemeinsamen Verfahrens obliegt, und ihre jeweiligen Aufgaben sowie 
datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeiten in transparenter Form in einer Vereinbarung fest-
zulegen, soweit diese nicht bereits in Rechtsvorschriften festgelegt sind. Aus der Vereinbarung 
muss insbesondere hervorgehen, wer welchen Informationspflichten nachzukommen hat und wie 
und gegenüber wem betroffene Personen ihre Rechte wahrnehmen können. Eine entsprechende 
Vereinbarung hindert die betroffene Person nicht, ihre Rechte gegenüber jedem der gemeinsam 
Verantwortlichen geltend zu machen. 
 
(4) Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn innerhalb einer öffentlichen Stelle ein gemeinsames 
Verfahren zur Verarbeitung personenbezogener Daten für verschiedene Zwecke eingerichtet 
wird.  
 

§ 59 
Anforderungen an die Sicherheit der Datenverarbeitung 

 
(1) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter haben unter Berücksichtigung des Stands 
der Technik, der Implementierungskosten, der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwe-
cke der Verarbeitung sowie der Eintrittswahrscheinlichkeit und der Schwere des Risikos für die 
Rechte und Freiheiten natürlicher Personen geeignete technische und organisatorische Maßnah-
men zu treffen, um bei der Verarbeitung personenbezogener Daten ein dem Risiko angemesse-
nes Schutzniveau zu gewährleisten, insbesondere im Hinblick auf die Verarbeitung besonderer 
Kategorien personenbezogener Daten. Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der Verletzung 
sollen nach der Art, dem Umfang, den Umständen und den Zwecken der Verarbeitung bestimmt 
und anhand einer objektiven Beurteilung die Höhe des Risikos festgestellt werden.  
 
(2) Die in Abs. 1 genannten Maßnahmen können unter anderem die Pseudonymisierung und 
Verschlüsselung personenbezogener Daten umfassen, soweit solche Mittel in Anbetracht der 
Verarbeitungszwecke möglich sind. Die Maßnahmen nach Abs. 1 sollen dazu führen, dass 

1. die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit der Systeme und Dienste 
im Zusammenhang mit der Verarbeitung auf Dauer sichergestellt werden und 

2. die Verfügbarkeit der personenbezogenen Daten und der Zugang zu ihnen bei einem 
physischen oder technischen Zwischenfall rasch wiederhergestellt werden können. 

 

(3) Im Fall einer automatisierten Verarbeitung haben der Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter nach einer Risikobewertung Maßnahmen zu ergreifen, die Folgendes be-
zwecken: 

1. Verwehrung des Zugangs zu Verarbeitungsanlagen, mit denen die Verarbeitung durch-
geführt wird, für Unbefugte (Zugangskontrolle), 

2. Verhinderung des unbefugten Lesens, Kopierens, Veränderns oder Löschens von Daten-
trägern (Datenträgerkontrolle), 
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3. Verhinderung der unbefugten Eingabe von personenbezogenen Daten sowie der unbefug-

ten Kenntnisnahme, Veränderung und Löschung von gespeicherten personenbezogenen 
Daten (Speicherkontrolle), 

4. Verhinderung der Nutzung automatisierter Verarbeitungssysteme mithilfe von Einrich-
tungen zur Datenübertragung durch Unbefugte (Benutzerkontrolle), 

5. Gewährleistung, dass die zur Benutzung eines automatisierten Verarbeitungssystems 
Berechtigten ausschließlich zu den von ihrer Zugangsberechtigung umfassten personen-
bezogenen Daten Zugang haben (Zugriffskontrolle), 

6. Gewährleistung, dass überprüft und festgestellt werden kann, an welche Stellen perso-
nenbezogene Daten mithilfe von Einrichtungen zur Datenübertragung übermittelt oder 
zur Verfügung gestellt wurden oder werden können (Übertragungskontrolle), 

7. Gewährleistung, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden kann, welche perso-
nenbezogenen Daten zu welcher Zeit und von wem in automatisierte Verarbeitungssys-
teme eingegeben oder verändert worden sind (Eingabekontrolle), 

8. Gewährleistung, dass bei der Übermittlung personenbezogener Daten sowie beim Trans-
port von Datenträgern die Vertraulichkeit und Integrität der Daten geschützt werden 
(Transportkontrolle), 

9. Gewährleistung, dass eingesetzte Systeme im Störungsfall wiederhergestellt werden kön-
nen (Wiederherstellbarkeit), 

10. Gewährleistung, dass alle Funktionen des Systems zur Verfügung stehen und auftretende 
Fehlfunktionen gemeldet werden (Zuverlässigkeit), 

11. Gewährleistung, dass gespeicherte personenbezogene Daten nicht durch Fehlfunktionen 
des Systems beschädigt werden können (Datenintegrität), 

12. Gewährleistung, dass personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, nur 
entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden können (Auftrags-
kontrolle), 

13. Gewährleistung, dass personenbezogene Daten gegen Zerstörung oder Verlust geschützt 
sind (Verfügbarkeitskontrolle), 

14. Gewährleistung, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene personenbezogene Daten 
getrennt verarbeitet werden können (Trennbarkeit). 

Ein Zweck nach Satz 1 Nr. 2 bis 5 kann insbesondere durch die Verwendung von dem Stand 
der Technik entsprechenden Verschlüsselungsverfahren erreicht werden. 
 
(4) Werden personenbezogene Daten nicht automatisiert verarbeitet, sind insbesondere Maß-
nahmen zu treffen, um den Zugriff Unbefugter bei der Bearbeitung, der Aufbewahrung, dem 
Transport und der Vernichtung zu verhindern. 
 

§ 60 
Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten  

an die Hessische Datenschutzbeauftragte  
oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten 

 
(1) Der Verantwortliche hat eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten unverzüg-
lich und möglichst binnen 72 Stunden, nachdem sie ihm bekannt geworden ist, der oder dem 
Hessischen Datenschutzbeauftragten zu melden, es sei denn, dass die Verletzung voraussichtlich 
nicht zu einem Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen führt. Erfolgt die 
Meldung an die Hessische Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten 
nicht binnen 72 Stunden, so ist ihr eine Begründung für die Verzögerung beizufügen. § 59 
Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(2) Wird dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten be-
kannt, meldet er diese dem Verantwortlichen unverzüglich. 
 
(3) Die Meldung nach Abs. 1 hat zumindest folgende Informationen zu enthalten: 

1. eine Beschreibung der Art der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten, die, 
soweit möglich, Angaben zu den Kategorien und der ungefähren Anzahl der betroffenen 
Personen, zu den betroffenen Kategorien personenbezogener Daten und zu der ungefäh-
ren Anzahl der betroffenen personenbezogenen Datensätze zu enthalten hat, 

2. den Namen und die Kontaktdaten der oder des Datenschutzbeauftragten oder einer sons-
tigen Anlaufstelle für weitere Informationen, 
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3. eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen der Verletzung des Schutzes personenbe-

zogener Daten und 

4. eine Beschreibung der von dem Verantwortlichen ergriffenen oder vorgeschlagenen 
Maßnahmen zur Behandlung der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten und 
gegebenenfalls der Maßnahmen zur Abmilderung ihrer möglichen nachteiligen Auswir-
kungen. 

 
(4) Wenn und soweit die Informationen nach Abs. 3 nicht zur gleichen Zeit bereitgestellt wer-
den können, hat der Verantwortliche diese Informationen ohne unangemessene weitere Verzö-
gerung schrittweise zur Verfügung stellen. 
 
(5) Der Verantwortliche hat Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten zu dokumen-
tieren. Die Dokumentation hat alle mit den Vorfällen zusammenhängenden Tatsachen, deren 
Auswirkungen und die ergriffenen Abhilfemaßnahmen zu umfassen. 
 
(6) Soweit von einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten personenbezogene Da-
ten betroffen sind, die von einem oder an einen Verantwortlichen in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union übermittelt wurden, sind die in Abs. 3 genannten Informationen 
dem dortigen Verantwortlichen unverzüglich zu übermitteln. 
 
(7) § 37 Abs. 4 findet entsprechende Anwendung.  
 
(8) Weitere Pflichten des Verantwortlichen zu Benachrichtigungen über Verletzungen des 
Schutzes personenbezogener Daten bleiben unberührt. 
 

§ 61 
Benachrichtigung betroffener Personen bei  

Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten 
 
(1) Hat eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich ein hohes Risiko 
für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen zur Folge, so hat der Verantwortliche die 
betroffenen Personen unverzüglich von der Verletzung zu benachrichtigen. § 59 Abs. 1 Satz 2 
gilt entsprechend. 
 
(2) Die Benachrichtigung nach Abs. 1 hat in klarer und einfacher Sprache die Art der Verlet-
zung des Schutzes personenbezogener Daten zu beschreiben und zumindest die in § 60 Abs. 3 
Nr. 2 bis 4 genannten Informationen und Maßnahmen zu enthalten. 
 
(3) Die Benachrichtigung der betroffenen Person nach Abs. 1 ist nicht erforderlich, wenn 

1. der Verantwortliche geeignete technische und organisatorische Sicherheitsvorkehrungen 
getroffen hat und diese Vorkehrungen auf die von der Verletzung des Schutzes personen-
bezogener Daten betroffenen Daten angewandt wurden; dies gilt insbesondere für Vor-
kehrungen wie Verschlüsselungen, durch die die Daten für unbefugte Personen unzu-
gänglich gemacht werden; 

2. der Verantwortliche durch im Anschluss an die Verletzung getroffene Maßnahmen si-
chergestellt hat, dass aller Wahrscheinlichkeit nach das hohe Risiko für die Rechte und 
Freiheiten der betroffenen Personen im Sinne des Abs. 1 nicht mehr besteht, oder 

3. dies mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre; in diesem Fall hat statt-
dessen eine öffentliche Bekanntmachung oder eine ähnliche Maßnahme zu erfolgen, 
durch die die betroffenen Personen vergleichbar wirksam informiert werden. 

 
(4) Wenn der Verantwortliche die betroffenen Personen über eine Verletzung des Schutzes per-
sonenbezogener Daten nicht benachrichtigt hat, kann die oder der Hessische Datenschutzbeauf-
tragte verlangen, dies nachzuholen oder verbindlich feststellen, dass bestimmte der in Abs. 3 
genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Hierbei hat sie oder er die Wahrscheinlichkeit zu be-
rücksichtigen, mit der die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten zu einem hohen 
Risiko im Sinne des Abs. 1 führt. 
 
(5) Die Benachrichtigung der betroffenen Personen nach Abs. 1 kann unter den in § 51 Abs. 2 
genannten Voraussetzungen aufgeschoben, eingeschränkt oder unterlassen werden, soweit nicht 
die Interessen der betroffenen Person aufgrund des von der Verletzung ausgehenden hohen 
Risikos im Sinne des Abs. 1 überwiegen. 
 
(6) § 37 Abs. 4 findet entsprechende Anwendung. 
 

§ 62 



- 37 - 

 
Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschätzung 

 
(1) Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung neuer Technologien, auf-
grund der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung voraussichtlich 
ein hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen zur Folge, so hat der Ver-
antwortliche vorab eine Abschätzung der Folgen der vorgesehenen Verarbeitungsvorgänge für 
den Schutz personenbezogener Daten durchzuführen. § 59 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(2) Für die Untersuchung mehrerer ähnlicher Verarbeitungsvorgänge mit ähnlich hohen Risiken 
kann eine gemeinsame Datenschutz-Folgenabschätzung vorgenommen werden. 
 
(3) Der Verantwortliche hat die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten an 
der Durchführung der Folgenabschätzung zu beteiligen. 
 
(4) Die Folgenabschätzung hat den Rechten und den berechtigten Interessen der von der Verar-
beitung betroffenen Personen und sonstiger Betroffener Rechnung zu tragen und zumindest 
Folgendes zu enthalten: 

1. eine systematische Beschreibung der geplanten Verarbeitungsvorgänge und der Zwecke 
der Verarbeitung, 

2. eine Bewertung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der Verarbeitungsvorgänge 
in Bezug auf deren Zweck, 

3. eine Bewertung der Risiken für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen und 

4. die zur Bewältigung der Risiken geplanten Abhilfemaßnahmen, einschließlich der Garan-
tien, der Sicherheitsvorkehrungen und der Verfahren, durch die der Schutz personenbe-
zogener Daten sichergestellt und die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben nachgewiesen 
werden sollen. 

 
(5) Soweit erforderlich, hat der Verantwortliche eine Überprüfung durchzuführen, ob die Ver-
arbeitung den Maßgaben folgt, die sich aus der Folgenabschätzung ergeben haben. 
 

§ 63 
Zusammenarbeit mit der oder dem Hessischen Datenschutzbeauftragten 

 
Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter haben mit der oder dem Hessischen Daten-
schutzbeauftragten bei der Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben zusammenzuarbeiten. 
 

§ 64 
Vorherige Konsultation der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten 

 
(1) Der Verantwortliche hat vor der Inbetriebnahme von neu anzulegenden Dateisystemen die 
Hessische Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten zu konsultie-
ren, wenn 

1. aus einer Datenschutz-Folgenabschätzung nach § 62 hervorgeht, dass die Verarbeitung 
ein hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen zur Folge hätte, 
sofern der Verantwortliche keine Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos trifft, oder 

2. die Form der Verarbeitung, insbesondere bei der Verwendung neuer Technologien, Me-
chanismen oder Verfahren, ein hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten der betroffe-
nen Personen zur Folge hat. 

Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte kann eine Liste der Verarbeitungsvorgänge 
erstellen, die der Pflicht zur vorherigen Konsultation nach Satz 1 unterliegen. § 59 Abs. 1 Satz 
2 gilt entsprechend. 
 
(2) Der oder dem Hessischen Datenschutzbeauftragten sind im Fall des Abs. 1 vorzulegen: 

1. die nach § 62 durchgeführte Datenschutz-Folgenabschätzung, 

2. gegebenenfalls Angaben zu den jeweiligen Zuständigkeiten des Verantwortlichen, der 
gemeinsam Verantwortlichen und der an der Verarbeitung beteiligten 
Auftragsverarbeiter, 

3. Angaben zu den Zwecken und Mitteln der beabsichtigten Verarbeitung, 

4. Angaben zu den zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen vorge-
sehenen Maßnahmen und Garantien und 

5. die Kontaktdaten der oder des Datenschutzbeauftragten. 
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Auf Anfrage sind der oder dem Hessischen Datenschutzbeauftragten alle sonstigen Informatio-
nen zu übermitteln, die sie oder er benötigt, um die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung sowie 
insbesondere die in Bezug auf den Schutz der personenbezogenen Daten der betroffenen Perso-
nen bestehenden Risiken und die diesbezüglichen Garantien bewerten zu können. 
 
(3) Falls die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte der Auffassung ist, dass die geplante 
Verarbeitung gegen gesetzliche Vorgaben verstoßen würde, insbesondere weil der Verantwortli-
che das Risiko nicht ausreichend ermittelt oder nicht ausreichend eingedämmt hat, kann sie oder 
er dem Verantwortlichen und gegebenenfalls dem Auftragsverarbeiter innerhalb eines Zeitraums 
von bis zu sechs Wochen nach Erhalt des Ersuchens um Konsultation schriftliche Empfehlungen 
unterbreiten, welche Maßnahmen noch ergriffen werden sollten. Die oder der Hessische Daten-
schutzbeauftragte kann diese Frist um einen Monat verlängern, wenn die geplante Verarbeitung 
besonders komplex ist. Sie oder er hat in diesem Fall innerhalb eines Monats nach Eingang des 
Antrags auf Konsultation den Verantwortlichen und gegebenenfalls den Auftragsverarbeiter über 
die Fristverlängerung zusammen mit den Gründen für die Verzögerung zu informieren. 
 
(4) Hat die beabsichtigte Verarbeitung erhebliche Bedeutung für die Aufgabenerfüllung des 
Verantwortlichen und ist sie daher besonders dringlich, kann er mit der Verarbeitung nach Be-
ginn der vorherigen Konsultation, aber vor Ablauf der in Abs. 3 genannten Frist beginnen. In 
diesem Fall sind die Empfehlungen der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten im Nach-
hinein zu berücksichtigen und sind die Art und Weise der Verarbeitung daraufhin gegebenen-
falls anzupassen. 
 
(5) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte ist bei der Ausarbeitung eines Vorschlags für 
eine vom Landtag zu erlassende Gesetzgebungsmaßnahme oder von auf solchen Gesetzge-
bungsmaßnahmen basierenden Regelungsmaßnahmen, die die Verarbeitung personenbezogener 
Daten betreffen, zu konsultieren.  
 

§ 65 
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

 
(1) Der Verantwortliche hat ein Verzeichnis aller Kategorien von Verarbeitungstätigkeiten zu 
führen, die seiner Zuständigkeit unterliegen. Dieses Verzeichnis hat die folgenden Angaben zu 
enthalten: 

1. den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen und gegebenenfalls des gemein-
sam mit ihm Verantwortlichen sowie der oder des Datenschutzbeauftragten, 

2. die Zwecke der Verarbeitung, 

3. die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten offenge-
legt worden sind oder noch offengelegt werden sollen, einschließlich Empfängern in 
Drittländern oder internationalen Organisationen, 

4. eine Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Kategorien personen-
bezogener Daten, 

5. gegebenenfalls die Verwendung von Profiling, 

6. gegebenenfalls die Kategorien von Übermittlungen personenbezogener Daten an ein 
Drittland oder an eine internationale Organisation, 

7. Angaben über die Rechtsgrundlage der Verarbeitung, einschließlich der Übermittlungen, 
für die die personenbezogenen Daten bestimmt sind, 

8. wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für die Löschung oder die Überprüfung der 
Erforderlichkeit der Speicherung der verschiedenen Kategorien personenbezogener Daten 
und 

9. wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen nach § 59. 

 
(2) Der Auftragsverarbeiter hat ein Verzeichnis aller Kategorien von Verarbeitungen zu führen, 
die er im Auftrag eines Verantwortlichen durchführt, das Folgendes zu enthalten hat: 

1. den Namen und die Kontaktdaten des Auftragsverarbeiters, jedes Verantwortlichen, in 
dessen Auftrag der Auftragsverarbeiter tätig ist, sowie gegebenenfalls die Kontaktdaten 
der oder des Datenschutzbeauftragten, 

2. die Kategorien von Verarbeitungen, die im Auftrag jedes Verantwortlichen durchgeführt 
werden, 

3. gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland oder an 
eine internationale Organisation, wenn vom Verantwortlichen entsprechend angewiesen, 
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unter Angabe des betreffenden Drittlands oder der betreffenden internationalen Organisa-
tion und 

4. wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen 
Maßnahmen nach § 59. 

 
(3) Die in den Abs. 1 und 2 genannten Verzeichnisse sind schriftlich oder elektronisch zu füh-
ren. 
 
(4) Verantwortliche und Auftragsverarbeiter haben auf Anfrage ihre Verzeichnisse der oder dem 
Hessischen Datenschutzbeauftragten zur Verfügung zu stellen. 
 

§ 66 
Datenschutz durch Technikgestaltung und datenschutzfreundliche Voreinstellungen 

 
(1) Der Verantwortliche hat sowohl zum Zeitpunkt der Festlegung der Mittel für die Verarbei-
tung als auch zum Zeitpunkt der Verarbeitung selbst angemessene technische und organisatori-
sche Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, die Datenschutzgrundsätze wie etwa die Daten-
sparsamkeit wirksam umzusetzen, und notwendige Garantien in die Verarbeitung aufzunehmen, 
um den gesetzlichen Anforderungen zu genügen und die Rechte der betroffenen Personen zu 
schützen. Er hat hierbei den Stand der Technik, die Implementierungskosten und die Art, den 
Umfang, die Umstände und die Zwecke der Verarbeitung sowie die unterschiedliche Eintritts-
wahrscheinlichkeit und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen Risiken für die Rechte 
und Freiheiten natürlicher Personen zu berücksichtigen. Insbesondere sind die Verarbeitung 
personenbezogener Daten und die Auswahl und Gestaltung von Datenverarbeitungssystemen an 
dem Ziel auszurichten, so wenig personenbezogene Daten wie möglich zu verarbeiten. Perso-
nenbezogene Daten sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu anonymisieren oder zu 
pseudonymisieren, soweit dies nach dem Verarbeitungszweck möglich ist. 
 
(2) Der Verantwortliche hat geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zu treffen, 
die sicherstellen, dass durch Voreinstellungen grundsätzlich nur solche personenbezogenen 
Daten verarbeitet werden, deren Verarbeitung für den jeweiligen bestimmten Verarbeitungs-
zweck erforderlich ist. Dies betrifft die Menge der erhobenen personenbezogenen Daten, den 
Umfang ihrer Verarbeitung, ihre Speicherfrist und ihre Zugänglichkeit. Die Maßnahmen müs-
sen insbesondere sicherstellen, dass die personenbezogenen Daten durch Voreinstellungen nicht 
ohne Eingreifen einer Person einer unbestimmten Anzahl von natürlichen Personen zugänglich 
gemacht werden. 
 

§ 67 
Unterscheidung zwischen verschiedenen Kategorien betroffener Personen 

 
Der Verantwortliche hat bei der Verarbeitung personenbezogener Daten so weit wie möglich 
zwischen den verschiedenen Kategorien betroffener Personen zu unterscheiden. Dies betrifft 
insbesondere folgende Kategorien: 

1. Personen, gegen die ein begründeter Verdacht besteht, dass sie eine Straftat begangen 
haben, 

2. Personen, gegen die ein begründeter Verdacht besteht, dass sie in naher Zukunft eine 
Straftat begehen werden, 

3. verurteilte Straftäter, 

4. Opfer einer Straftat oder Personen, bei denen bestimmte Tatsachen darauf hindeuten, 
dass sie Opfer einer Straftat sein könnten, und  

5. andere Personen wie insbesondere Zeuginnen und Zeugen, Hinweisgeberinnen und Hin-
weisgeber oder Personen, die mit den in den Nr. 1 bis 4 genannten Personen in Kontakt 
oder Verbindung stehen.  

 
§ 68 

Unterscheidung zwischen Tatsachen und persönlichen Einschätzungen 
 
Der Verantwortliche hat bei der Verarbeitung so weit wie möglich danach zu unterscheiden, ob 
personenbezogene Daten auf Tatsachen oder auf persönlichen Einschätzungen beruhen. Zu 
diesem Zweck soll er, soweit dies im Rahmen der jeweiligen Verarbeitung möglich und ange-
messen ist, Bewertungen, die auf persönlichen Einschätzungen beruhen, als solche kenntlich 
machen. Es muss außerdem feststellbar sein, welche Stelle die Unterlagen führt, die der auf 
einer persönlichen Einschätzung beruhenden Bewertung zugrunde liegen. 
 

§ 69 
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Qualitätssicherung personenbezogener Daten vor deren Übermittlung 

 
(1) Der Verantwortliche hat angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um zu gewährleisten, dass 
unrichtige sowie ohne sachlichen Grund unvollständige oder nicht mehr aktuelle personenbezo-
gene Daten nicht übermittelt oder sonst bereitgestellt werden. Zu diesem Zweck hat er, soweit 
dies mit angemessenem Aufwand möglich ist, die Qualität der personenbezogenen Daten vor 
ihrer Übermittlung oder Bereitstellung zu überprüfen. Bei jeder Übermittlung personenbezoge-
ner Daten hat er, soweit dies möglich und angemessen ist, Informationen beizufügen, die es 
dem Empfänger gestatten, die Richtigkeit, die Vollständigkeit und die Zuverlässigkeit der Daten 
sowie deren Aktualität zu beurteilen. 
 
(2) Gelten für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten besondere Bedingungen, so hat 
bei Datenübermittlungen die übermittelnde Stelle den Empfänger darauf hinzuweisen, dass diese 
Bedingungen gelten und einzuhalten sind. Die Hinweispflicht kann dadurch erfüllt werden, dass 
die Daten entsprechend markiert werden. 
 
(3) Die übermittelnde Stelle darf auf Empfänger in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union oder auf Einrichtungen und sonstige Stellen, die nach den Kapiteln 4 und 5 des Titels V 
des Dritten Teils des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union errichtet wurden, 
keine Bedingungen anwenden, die nicht auch für entsprechende innerstaatliche Datenübermitt-
lungen gelten. 
 

§ 70 
Berichtigung und Löschung personenbezogener Daten  

sowie Einschränkung der Verarbeitung 
 
(1) Der Verantwortliche hat personenbezogene Daten zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. § 53 
Abs. 1 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden. 
 
(2) Der Verantwortliche hat personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, wenn ihre Ver-
arbeitung unzulässig ist, ihre Kenntnis für seine Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich ist 
oder sie zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung gelöscht werden müssen. 
 
(3) § 53 Abs. 3 bis 5 ist entsprechend anzuwenden. Sind unrichtige personenbezogene Daten 
oder personenbezogene Daten unrechtmäßig übermittelt worden, ist auch dies dem Empfänger 
mitzuteilen. 
 
(4) Unbeschadet in Rechtsvorschriften festgesetzter Höchstspeicher- oder Löschfristen hat der 
Verantwortliche für die Löschung von personenbezogenen Daten oder eine regelmäßige Über-
prüfung der Notwendigkeit ihrer Speicherung angemessene Fristen vorzusehen und durch ver-
fahrensrechtliche Vorkehrungen sicherzustellen, dass diese Fristen eingehalten werden. 
 

§ 71 
Protokollierung 

 
(1) In automatisierten Verarbeitungssystemen haben Verantwortliche und Auftragsverarbeiter 
mindestens die folgenden Verarbeitungsvorgänge zu protokollieren: 

1. Erhebung, 

2. Veränderung, 

3. Abfrage, 

4. Offenlegung einschließlich Übermittlung, 

5. Kombination und  

6. Löschung. 
 
(2) Die Protokolle über Abfragen und Offenlegungen müssen es ermöglichen, die Begründung, 
das Datum und die Uhrzeit dieser Vorgänge und so weit wie möglich die Identität der Person, 
die die personenbezogenen Daten abgefragt oder offengelegt hat, und die Identität des Empfän-
gers der Daten festzustellen. 
 
(3) Die Protokolle dürfen ausschließlich zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Datenverar-
beitung durch die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten und die Hessische 
Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten sowie zur Eigenüberwa-
chung, der Sicherstellung der Integrität und Sicherheit der personenbezogenen Daten und für 
Strafverfahren verwendet werden. 
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(4) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter haben die Protokolle der oder dem Hessi-
schen Datenschutzbeauftragten auf Anforderung zur Verfügung zu stellen. 
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§ 72 
Vertrauliche Meldung von Verstößen 

 
Der Verantwortliche hat zu ermöglichen, dass ihm vertrauliche Meldungen über in seinem Ve-
rantwortungsbereich erfolgende Verstöße gegen Datenschutzvorschriften zugeleitet werden 
können. 
 

Fünfter Abschnitt 
Datenübermittlungen an Drittländer und an internationale Organisationen 

 
§ 73 

Allgemeine Voraussetzungen 
 
(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen in Drittländern oder an internationale 
Organisationen ist bei Vorliegen der übrigen für Datenübermittlungen geltenden Voraussetzun-
gen zulässig, wenn 

1. die Stelle oder internationale Organisation für die in § 40 genannten Zwecke zuständig ist 
und 

2. die Europäische Kommission nach Art. 36 Abs. 3 der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 
einen Angemessenheitsbeschluss gefasst hat. 

 
(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten hat trotz des Vorliegens eines Angemessen-
heitsbeschlusses im Sinne des Abs. 1 Nr. 2 und des zu berücksichtigenden öffentlichen Interes-
ses an der Datenübermittlung zu unterbleiben, wenn im Einzelfall ein datenschutzrechtlich an-
gemessener und die elementaren Menschenrechte wahrender Umgang mit den Daten beim Emp-
fänger nicht hinreichend gesichert ist oder sonst überwiegende schutzwürdige Interessen einer 
betroffenen Person entgegenstehen. Bei seiner Beurteilung hat der Verantwortliche maßgeblich 
zu berücksichtigen, ob der Empfänger im Einzelfall einen angemessenen Schutz der übermittel-
ten Daten garantiert. 
 
(3) Wenn personenbezogene Daten, die aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Uni-
on übermittelt oder zur Verfügung gestellt wurden, nach Abs. 1 übermittelt werden sollen, muss 
diese Übermittlung zuvor von der zuständigen Stelle des anderen Mitgliedstaats genehmigt wer-
den. Übermittlungen ohne vorherige Genehmigung sind nur dann zulässig, wenn die Übermitt-
lung erforderlich ist, um eine unmittelbare und ernsthafte Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
eines Mitgliedstaats oder eines Drittlandes oder für die wesentlichen Interessen eines Mitglied-
staats abzuwehren, und die vorherige Genehmigung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann. Im 
Fall des Satz 2 ist die Stelle des anderen Mitgliedstaats, die für die Erteilung der Genehmigung 
zuständig gewesen wäre, unverzüglich über die Übermittlung zu unterrichten. 
 
(4) Der Verantwortliche, der Daten nach Abs. 1 übermittelt, hat durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen, dass der Empfänger die übermittelten Daten nur dann an Stellen in anderen 
Drittländern oder andere internationale Organisationen weiterübermittelt, wenn der Verantwort-
liche diese Übermittlung zuvor genehmigt hat. Bei der Entscheidung über die Erteilung der 
Genehmigung hat der Verantwortliche alle maßgeblichen Faktoren zu berücksichtigen, insbe-
sondere die Schwere der Straftat, den Zweck der ursprünglichen Übermittlung und das in dem 
Drittland oder der internationalen Organisation, an das oder an die die Daten weiterübermittelt 
werden sollen, bestehende Schutzniveau für personenbezogene Daten. Eine Genehmigung darf 
nur dann erfolgen, wenn auch eine direkte Übermittlung an die Stelle im anderen Drittland oder 
die andere internationale Organisation zulässig wäre. Die Zuständigkeit für die Erteilung der 
Genehmigung kann auch abweichend geregelt werden. 
 

§ 74 
Datenübermittlung bei geeigneten Garantien 

 
(1) Liegt entgegen § 73 Abs. 1 Nr. 2 kein Beschluss nach Art. 36 Abs. 3 der Richtlinie (EU) 
Nr. 2016/680 vor, ist eine Übermittlung bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen des § 73 
auch dann zulässig, wenn 

1. in einem rechtsverbindlichen Instrument geeignete Garantien für den Schutz personenbe-
zogener Daten vorgesehen sind oder 

2. der Verantwortliche nach Beurteilung aller Umstände, die bei der Übermittlung eine 
Rolle spielen, zu der Auffassung gelangt ist, dass geeignete Garantien für den Schutz 
personenbezogener Daten bestehen. 
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(2) Der Verantwortliche hat Übermittlungen nach Abs. 1 Nr. 2 zu dokumentieren. Die Doku-
mentation hat den Zeitpunkt der Übermittlung, Informationen über die empfangende zuständige 
Behörde, die Begründung der Übermittlung und die übermittelten personenbezogenen Daten zu 
enthalten. Sie ist der oder dem Hessischen Datenschutzbeauftragten auf Anforderung zur Verfü-
gung zu stellen. 
 
(3) Der Verantwortliche hat die Hessische Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Daten-
schutzbeauftragten zumindest jährlich über Übermittlungen zu unterrichten, die aufgrund einer 
Beurteilung nach Abs. 1 Nr. 2 erfolgt sind. In der Unterrichtung kann er die Empfänger und die 
Übermittlungszwecke angemessen kategorisieren. 
 

§ 75 
Ausnahmen für eine Datenübermittlung ohne geeignete Garantien 

 
(1) Liegt entgegen § 73 Abs. 1 Nr. 2 kein Beschluss nach Art. 36 Abs. 3 der Richtlinie (EU) 
Nr. 2016/680 vor und liegen auch keine geeigneten Garantien im Sinne des § 74 Abs. 1 vor, ist 
eine Übermittlung bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen des § 73 auch dann zulässig, 
wenn die Übermittlung erforderlich ist 

1. zum Schutz lebenswichtiger Interessen einer natürlichen Person, 

2. zur Wahrung berechtigter Interessen der betroffenen Person, 

3. zur Abwehr einer gegenwärtigen und erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
eines Staates, 

4. im Einzelfall für die in § 40 genannten Zwecke oder 

5. im Einzelfall zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 
im Zusammenhang mit den in § 40 genannten Zwecken. 

 
(2) Der Verantwortliche hat von einer Übermittlung nach Abs. 1 abzusehen, wenn die Grund-
rechte der betroffenen Person das öffentliche Interesse an der Übermittlung überwiegen. 
 
(3) Für Übermittlungen nach Abs. 1 gilt § 74 Abs. 2 und 3 entsprechend.  
 

§ 76 
Sonstige Datenübermittlung an Empfänger in Drittländern 

 
(1) Verantwortliche können bei Vorliegen der übrigen für die Datenübermittlung in Drittländer 
geltenden Voraussetzungen im besonderen Einzelfall personenbezogene Daten unmittelbar an 
nicht in § 73 Abs. 1 Nr. 1 genannte Stellen in Drittländern übermitteln, wenn die Übermittlung 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben für die in § 40 genannten Zwecke unbedingt erforderlich ist und 

1. im konkreten Fall keine Grundrechte der betroffenen Person das öffentliche Interesse an 
einer Übermittlung überwiegen, 

2. die Übermittlung an die in § 73 Abs. 1 Nr. 1 genannten Stellen wirkungslos oder unge-
eignet wäre, insbesondere weil sie nicht rechtzeitig durchgeführt werden kann, und 

3. der Verantwortliche dem Empfänger die Zwecke der Verarbeitung mitteilt und ihn darauf 
hinweist, dass die übermittelten Daten nur in dem Umfang verarbeitet werden dürfen, in 
dem ihre Verarbeitung für diese Zwecke erforderlich ist. 

 
(2) Im Fall des Abs. 1 hat der Verantwortliche die in § 73 Abs. 1 Nr. 1 genannten Stellen unver-
züglich über die Übermittlung zu unterrichten, sofern dies nicht wirkungslos oder ungeeignet ist. 
 
(3) Für Übermittlungen nach Abs. 1 gilt § 74 Abs. 2 und 3 entsprechend.  
 
(4) Bei Übermittlungen nach Abs. 1 hat der Verantwortliche den Empfänger zu verpflichten, die 
übermittelten personenbezogenen Daten ohne seine Zustimmung nur für den Zweck zu verarbei-
ten, für den sie übermittelt worden sind. 
 
(5) Abkommen im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen und der polizeilichen 
Zusammenarbeit bleiben unberührt. 
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Sechster Abschnitt 
Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden 

 
§ 77 

Gegenseitige Amtshilfe 
 
(1) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte hat den Datenschutzaufsichtsbehörden in 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union Informationen zu übermitteln und Amtshilfe zu 
leisten, soweit dies für eine einheitliche Umsetzung und Anwendung der Richtlinie (EU) 
Nr. 2016/680 erforderlich ist. Die Amtshilfe betrifft insbesondere Auskunftsersuchen und auf-
sichtsbezogene Maßnahmen, beispielsweise Ersuchen um Konsultation oder um Vornahme von 
Nachprüfungen und Untersuchungen. 
 
(2) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte hat alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, 
um Amtshilfeersuchen unverzüglich und spätestens innerhalb eines Monats nach deren Eingang 
nachzukommen. 
 
(3) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte darf Amtshilfeersuchen nur ablehnen, wenn 

1. sie oder er für den Gegenstand des Ersuchens oder für die Maßnahmen, die sie oder er 
durchführen soll, nicht zuständig ist oder 

2. ein Eingehen auf das Ersuchen gegen Rechtsvorschriften verstoßen würde.  
 
(4) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte hat die ersuchende Aufsichtsbehörde des 
anderen Staates über die Ergebnisse oder gegebenenfalls über den Fortgang der Maßnahmen zu 
informieren, die getroffen wurden, um dem Amtshilfeersuchen nachzukommen. Sie oder er hat 
im Fall des Abs. 3 die Gründe für die Ablehnung des Ersuchens zu erläutern. 
 
(5) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte hat die Informationen, um die sie oder er 
von der Aufsichtsbehörde des anderen Staates ersucht wurde, in der Regel elektronisch und in 
einem standardisierten Format zu übermitteln. 
 
(6) Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte hat Amtshilfeersuchen kostenfrei zu erledi-
gen, soweit sie oder er nicht im Einzelfall mit der Aufsichtsbehörde des anderen Staates die 
Erstattung entstandener Ausgaben vereinbart hat. 
 
(7) Ein Amtshilfeersuchen der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten hat alle erforderli-
chen Informationen zu enthalten; hierzu gehören insbesondere der Zweck und die Begründung 
des Ersuchens. Die auf das Ersuchen übermittelten Informationen dürfen ausschließlich zu dem 
Zweck verwendet werden, zu dem sie angefordert wurden. 
 

Siebter Abschnitt 
Haftung und Sanktionen 

 
§ 78 

Schadensersatz und Entschädigung 
 
(1) Hat ein Verantwortlicher einer betroffenen Person durch eine Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, die nach diesem Gesetz oder nach anderen auf ihre Verarbeitung anwendbaren Vor-
schriften rechtswidrig war, einen Schaden zugefügt, ist er oder sein Rechtsträger der betroffe-
nen Person zum Schadensersatz verpflichtet. Die Ersatzpflicht entfällt, soweit bei einer nicht 
automatisierten Verarbeitung der Schaden nicht auf ein Verschulden des Verantwortlichen zu-
rückzuführen ist. 
 
(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann die betroffene Person eine 
angemessene Entschädigung in Geld verlangen. 
 
(3) Lässt sich bei einer automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten nicht ermitteln, 
welche von mehreren beteiligten Verantwortlichen den Schaden verursacht hat, so haftet jeder 
Verantwortliche beziehungsweise sein Rechtsträger. 
 
(4) Bei einem Mitverschulden der betroffenen Person ist § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
entsprechend anzuwenden.  
 
(5) Auf die Verjährung finden die für unerlaubte Handlungen geltenden Verjährungsvorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. 
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(6) Weitergehende sonstige Schadensersatzansprüche bleiben unberührt. 
 
(7) Der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten steht offen. 
 

§ 79 
Strafvorschriften 

 
Für Verarbeitungen personenbezogener Daten durch öffentliche Stellen im Rahmen von Tätig-
keiten nach § 40 findet § 37 entsprechende Anwendung.  
 
 

VIERTER TEIL 
Informationsfreiheit 

 
§ 80 

Anspruch auf Informationszugang 
 
(1) Jeder hat nach Maßgabe des Vierten Teils gegenüber öffentlichen Stellen Anspruch auf Zu-
gang zu amtlichen Informationen (Informationszugang). Abweichend von § 2 Abs. 2 Satz 1 
gelten insoweit auch öffentlich­rechtliche Unternehmen, die am Wettbewerb teilnehmen, als 
öffentliche Stellen. Amtliche Informationen sind alle amtlichen Zwecken dienende Aufzeich-
nungen, unabhängig von der Art ihrer Speicherung. Entwürfe und Notizen, die nicht Bestandteil 
eines Vorgangs werden sollen, gehören nicht dazu. 
 
(2) Soweit besondere Rechtsvorschriften die Auskunftserteilung regeln, gehen sie den Vor-
schriften des Vierten Teils vor. 
 

§ 81 
Anwendungsbereich 

 
(1) Nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 bis 3 gelten die Vorschriften über den Informationszugang 
auch für 

1. den Landtag, nur soweit er öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnimmt und 
auszuschließen ist, dass durch die Gewährung des Informationszugangs die Freiheit des 
Mandats, der Bereich der Abgeordneten- und Fraktionsangelegenheiten sowie die Nicht-
öffentlichkeit von Landtagsberatungen beeinträchtigt wird, 

2. den Hessischen Rechnungshof, die Überörtliche Prüfung kommunaler Körperschaften in 
Hessen, den Landesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, soweit sie 
Verwaltungsaufgaben wahrnehmen, die nicht in Zusammenhang mit ihrer Kontroll- und 
Prüftätigkeit stehen, 

3. die Hessische Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten, 
soweit sie oder er allgemeine Verwaltungsaufgaben wahrnimmt, 

4. die Gerichte, Strafverfolgungs- und Strafvollstreckungsbehörden und sonstige in § 40 
Abs. 2 genannte Stellen sowie Disziplinarbehörden, jedoch nur soweit sie öffentlich-
rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen und nicht, soweit sie im Rahmen ihrer 
justiziellen Tätigkeit handeln, 

5. Finanzbehörden, nur soweit sie nicht in Verfahren nach der Abgabenordnung tätig werden, 

6. Universitätskliniken, Forschungseinrichtungen, Hochschulen, Schulen sowie sonstige 
öffentliche Stellen, soweit sie nicht in den Bereichen Forschung und Lehre, Leistungsbe-
urteilungen und Prüfungen tätig werden, 

7. die Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen der Gemeinden und Landkreise sowie 
deren Vereinigungen ungeachtet ihrer Rechtsform, soweit die Anwendung des Vierten 
Teils durch Satzung ausdrücklich bestimmt wird, 

8. den Hessischen Rundfunk, soweit er Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, 
sowie die Hessische Landesanstalt für privaten Rundfunk und neue Medien, soweit sie 
nicht in den Bereichen Zulassung und Aufsicht tätig wird. 

 
(2) Die Vorschriften des Vierten Teils gelten nicht für 

1. die Polizeibehörden und das Landesamt für Verfassungsschutz, 

2. die Landeskartellbehörde und die Regulierungskammer Hessen, 

3. die Industrie- und Handelskammern und die Handwerkskammern, 

4. Notarinnen und Notare. 
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(3) Soweit ein Informationszugang nach Abs. 1 oder 2 ausgeschlossen ist, gilt dies auch für Datei- 
und Aktenbestandteile, die sich in Dateien oder Akten anderer öffentlicher Stellen befinden. 
 

§ 82 
Schutz besonderer öffentlicher und privater Belange 

 
Ein Anspruch auf Informationszugang besteht nicht  

1. bei Verschlusssachen nach § 2 Abs. 1 des Hessischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes 
vom 19. Dezember 2014 (GVBl. S. 364), 

2. bei Informationen, deren Bekanntwerden nachteilige Auswirkungen haben kann auf  

 a) die inter- und supranationalen Beziehungen, die Beziehung zum Bund oder zu einem 
anderen Land,  

 b) Belange der äußeren oder öffentlichen Sicherheit, 

 c) die Kontroll-, Vollzugs- oder Aufsichtsaufgaben der Finanz-, Regulierungs-, Sparkas-
sen, Versicherungs- und Wettbewerbsaufsichtsbehörden oder  

 d) den Erfolg eines strafrechtlichen Ermittlungs- oder Strafvollstreckungsverfahrens oder den 
Verfahrensablauf eines Gerichts-, Ordnungswidrigkeiten- oder Disziplinarverfahrens, 

3. bei einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegenden Datei- oder Aktenin-
halten,  

4. bei zum persönlichen Lebensbereich gehörenden Geheimnissen oder Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnissen, sofern die betroffene Person nicht eingewilligt hat oder 

5. soweit ein rein wirtschaftliches Interesse an den Informationen besteht. 
 

§ 83 
Schutz personenbezogener Daten 

 
Der Informationszugang zu personenbezogenen Daten ist nur dann und soweit zulässig, wie ihre 
Übermittlung an eine nicht öffentliche Stelle zulässig ist. 
 

§ 84 
Schutz behördlicher Entscheidungsprozesse 

 
(1) Der Antrag auf Informationszugang kann abgelehnt werden für Entwürfe zu Entscheidungen 
sowie für Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung, soweit und solange 
durch die vorzeitige Bekanntgabe der Informationen der Erfolg der Entscheidung oder bevorste-
hender behördlicher Maßnahmen vereitelt würde. Nicht der unmittelbaren Entscheidungsvorbe-
reitung nach Satz 1 dienen regelmäßig Ergebnisse der Beweiserhebung und Gutachten oder 
Stellungnahmen Dritter.  
 
(2) Der Antrag auf Informationszugang ist abzulehnen, 
 
1. wenn die Bekanntgabe der Information den Kernbereich der Willens- und Entscheidungs-

bildung der Landesregierung betrifft, oder 
 
2. zu Protokollen vertraulicher Beratungen. 
 
In den Fällen des Satz 1 besteht nach Abschluss des Entscheidungsprozesses Anspruch auf In-
formationszugang zu den Ergebnisprotokollen, soweit sie nicht vertraulich sind. 
 

§ 85 
Antrag 

 
(1) Ein Informationszugang wird auf Antrag bei der Stelle, die über die begehrten Informatio-
nen verfügt (informationspflichtige Stelle) gewährt. Ist die angerufene Stelle nicht die informati-
onspflichtige Stelle, soll sie der antragstellenden Person die informationspflichtige Stelle benen-
nen. 
 
(2) Im Antrag sollen die begehrten Informationen möglichst genau umschrieben werden. Ein An-
trag, der auf allgemeines Behördenhandeln gerichtet ist und sich auf Informationen bezieht, die 
aus einer Vielzahl von Aktenvorgängen oder Informationsträgern zusammengetragen werden müs-
sen, kann abgelehnt werden, wenn der Informationszugang nur mit unverhältnismäßigem Verwal-
tungsaufwand möglich wäre. Sofern der antragstellenden Person Angaben zur Umschreibung der 
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begehrten Informationen fehlen, ist die angerufene informationspflichtige Stelle zur Beratung ver-
pflichtet. 
 
(3) Betrifft der Antrag Daten Dritter im Sinne der §§ 82 und 83, muss er begründet werden. 
 

§ 86 
Verfahren bei Beteiligung Dritter 

 
Die informationspflichtige Stelle gibt einem Dritten, dessen Belange durch den Antrag auf In-
formationszugang berührt sind, schriftlich Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb eines Mo-
nats, sofern Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass er ein schutzwürdiges Interesse am Ausschluss 
des Informationszugangs haben kann. Die Einwilligung des Dritten zum Informationszugang der 
antragstellenden Person gilt als verweigert, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Anfrage 
durch die zuständige Stelle vorliegt. 
 

§ 87 
Entscheidung 

 
(1) Die informationspflichtige Stelle hat unverzüglich, spätestens innerhalb eines Monats, in den 
Fällen des § 86 spätestens innerhalb von drei Monaten nach Eingang des hinreichend bestimmten 
Antrags zu entscheiden. In den Fällen des § 86 ist die Entscheidung auch dem Dritten bekannt zu 
geben. 
 
(2) Soweit dem Antrag stattgegeben wird, sind die Informationen innerhalb der in Abs. 1 Satz 1 
genannten Frist zugänglich zu machen. In den Fällen des § 86 darf der Informationszugang erst 
gewährt werden, wenn die Entscheidung dem Dritten gegenüber bestandskräftig ist oder die 
sofortige Vollstreckung angeordnet wurde und seit der Bekanntgabe der Anordnung an den Drit-
ten zwei Wochen verstrichen sind. 
 
(3) Die Ablehnung oder teilweise Ablehnung des beantragten Informationszugangs ist innerhalb 
der in Abs. 1 Satz 1 genannten Frist schriftlich bekannt zu geben und zu begründen. Darüber 
hinaus ist mitzuteilen, ob und wann ein Informationszugang ganz oder teilweise zu einem späte-
ren Zeitpunkt voraussichtlich möglich sein könnte. 
 
(4) Können die Informationen nicht oder nicht vollständig innerhalb der in Abs. 1 Satz 1 genann-
ten Frist zugänglich gemacht werden oder erfordern Umfang oder Komplexität eine intensive 
Prüfung, so kann die informationspflichtige Stelle die Frist um einen Monat verlängern. Die 
antragstellende Person ist über die Fristverlängerung unter Angabe der maßgeblichen Gründe 
schriftlich zu informieren. 
 
(5) Für Streitigkeiten nach diesem Teil des Gesetzes ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Ein 
Vorverfahren nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung findet nicht statt. 
 

§ 88 
Kosten 

 
(1) Die Erteilung mündlicher und einfacher schriftlicher Auskünfte sowie die Einsichtnahme in 
Dateien und Akten vor Ort nach dem Vierten Teil dieses Gesetzes sind kostenfrei. Für sonstige 
Amtshandlungen nach diesem Teil werden Kosten (Gebühren und Auslagen) nach Maßgabe des 
Hessischen Verwaltungskostengesetzes erhoben. Von § 9 des Hessischen Verwaltungskostenge-
setzes gelten nur Abs. 1 Satz 1 Nr. 6, insoweit mit der Maßgabe, dass Auslagen für Ausferti-
gungen, Abschriften und Kopien 0,20 Euro je Seite nicht überschreiten dürfen, und Abs. 5. Die 
Gebühren sind auch unter Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes so zu bemessen, dass 
die antragstellenden Personen dadurch nicht von der Geltendmachung ihres Informationsan-
spruchs nach § 80 Abs. 1 abgehalten werden.  
 
(2) Im Fall des § 81 Satz 1 Nr. 6 werden Kosten nach Maßgabe der Satzung erhoben. 
 

§ 89 
Die oder der Hessische Informationsfreiheitsbeauftragte 

 
(1) Jeder, der sich in seinem Recht nach dem Vierten Teil verletzt sieht, kann unbeschadet an-
derweitiger Rechtsbehelfe die Hessische Informationsfreiheitsbeauftragte oder den Hessischen 
Informationsfreiheitsbeauftragten anrufen. 
 
(2) Die Aufgabe der oder des Hessischen Informationsfreiheitsbeauftragten wird von der oder 
dem Hessischen Datenschutzbeauftragten wahrgenommen. 
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(3) Die auskunftspflichtigen Stellen sind verpflichtet, die Hessische Informationsfreiheitsbeauf-
tragte oder den Hessischen Informationsfreiheitsbeauftragten und ihre oder seine Beauftragten in 
der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. Der oder dem Hessischen Informationsfreiheits-
beauftragten ist dabei insbesondere 

1. hinsichtlich des Anliegens, dessentwegen sie oder er angerufen wurde, Auskunft zu ertei-
len und Einsicht in die betreffenden Dateien und Akten zu verschaffen und 

2. Zutritt zu den Diensträumen zu gewähren. 

Stellt die oder der Hessische Informationsfreiheitsbeauftragte Verstöße gegen die Vorschriften 
des Vierten Teils fest, kann sie oder er ihre Behebung in angemessener Frist fordern. Darüber 
ist die zuständige Aufsichtsbehörde zu unterrichten. 
 
(4) Zum 31. Dezember jedes Jahres hat die oder der Hessische Informationsfreiheitsbeauftragte 
dem Landtag und der Landesregierung einen Bericht über ihre oder seine Tätigkeit vorzulegen. 
Die Landesregierung legt ihre Stellungnahme zu dem Bericht dem Landtag vor. 
 
 

FÜNFTER TEIL 
Übergangs- und Schlussvorschriften 

 
§ 90 

Übergangsvorschriften 
 
(1) Vor dem 6. Mai 2016 eingerichtete automatisierte Verarbeitungssysteme sind zeitnah, in 
Ausnahmefällen, in denen dies mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden ist, jedoch 
spätestens bis zum 6. Mai 2023, mit § 71 Abs. 1 und 2 in Einklang zu bringen. 
 
(2) Für die Person, die am 24. Mai 2018 das Amt der oder des Hessischen Datenschutzbeauf-
tragten innehat, gilt bis zur ersten Wahl der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten nach 
dem 25. Mai 2018 § 21 Abs. 4 Satz 1 in der bis zum 24. Mai 2018 geltenden Fassung fort. 
 

§ 91 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 25. Mai 2018 in Kraft. 
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Anlage –Verwaltungskostenverzeichnis 
 
 

Nr. Gegenstand Bemessungsgrundlage 
 

Gebühr 
EUR 

1 2 3 4 
1 Gebühren 

 
  

11 Auskünfte, Akteneinsicht 
 

  

111 schriftliche Auskünfte 
 
Einfache schriftliche Auskünfte sind 
kostenfrei, soweit sich nicht aus 
Registern oder Dateien erteilt wer-
den. 

 30 bis 600 

112 Gewährung von Einsicht in amtliche 
Akten, Karteien, Datenträger usw. 
Die Auslagen sind mit der Gebühr 
nach Nr. 1121 bis 1123 abgegolten. 

  

1121 für Personen, die nicht am Verfahren 
beteiligt sind oder deren Verfahren 
abgeschlossen ist und die nicht betrof-
fene Person im Sinne der Verordnung 
(EU) Nr. 2016/679 sind 

 10 bis 600 

1122 für Personen, die am Verfahren betei-
ligt sind, aber nicht betroffene Person 
im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 
2016/679 sind 

 kostenfrei 

1123 zusätzlich zu 1121 oder 1122 für das 
Versenden von Akten oder Kopien 
aus Akten, auch von Bußgeldakten 
außerhalb eine Bußgeldverfahrens 

je Sendung 12 

132 Aussetzung einer Übermittlung von 
Daten an einen Empfänger in einem 
Drittland oder an eine internationale 
Organisation nach Art. 58 Abs. 2 
Buchst. j  
 

 500 bis 5 000 

14 Stellungnahmen und Genehmigun-
gen nach der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 
 

  

141 Beratung im Rahmen einer Daten-
schutz-Folgenabschätzung nach Art. 
58 Abs. 3 Buchst. a einschließlich 
einer Genehmigung nach Art. 36 
Abs. 5  
 

 500 bis 5 000 

142 Stellungnahme zu und Billigung von 
Verhaltensregeln nach Art. 58 Abs. 
3 Buchst. d in Verbindung mit Art. 
40 Abs. 5  
 

 500 bis 5 000 

143 Erteilung einer Zertifizierung oder 
Billigung von Kriterien für eine 
Zertifizierung nach Art. 58 Abs. 3 
Buchst. f in Verbindung mit Art. 42 
Abs. 5  
 

 1 000 bis 30 000 

144 Genehmigung von Vertragsklauseln 
nach Art. 58 Abs. 3 Buchst. h in 
Verbindung mit Art. 46 Abs. 3 
Buchst. a  

 500 bis 15 000 
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145 Genehmigung von verbindlichen 
internen Vorschriften nach Art. 58 
Abs. 3 Buchst. j in Verbindung mit 
Art. 47  
 

 500 bis 15 000 

2 Auslagen  
 

  

21 Anfertigung von Kopien unabhängig 
von der Art der Herstellung bis DIN 
A 3  
 
- die vom Kostenschuldner beson-
ders beantragt oder 
 
- die aus vom Kostenschuldner zu 
vertretenden Gründen notwendig 
wurden 

je Seite 0,20 

 
 

Artikel 1a 
Änderung des Gesetzes über das Landesamt für Verfassungsschutz 

 
§ 19 des Gesetzes  über das Landesamt  für Verfassungsschutz vom 19. Dezember 1990 (GVBl. 
I S. 753), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. Juni 2013 (GVBl. S. 444), wird wie folgt ge-
fasst: 
 

§ 19 
Geltung datenschutzrechtlicher Vorschriften 

 
(1) Bei der Erfüllung der Aufgaben nach § 2 durch das Landesamt findet das Hessische Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetz vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des 
Art. 1 des Hessischen Gesetzes zur Anpassung des Hessischen Datenschutzrechts an die Verord-
nung (EU) Nr. 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 und zur Informa-
tionsfreiheit] in der jeweils geltenden Fassung wie folgt Anwendung: 
 
1. § 1 Abs. 8, die §§ 4, 14 Abs. 1, § 19 sowie der Zweite Teil finden keine Anwendung, 
 
2. die §§ 41, 46 Abs. 1 bis 4 und die §§ 47 bis 49, 57, 59, 78 und 79 sind entsprechend 

anzuwenden. 
 
(2) Personenbezogene Daten sind nicht zu löschen, sondern nur in der Verarbeitung einzu-
schränken, wenn 
 
1. Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange der betroffenen Person be-

einträchtigt würden, 
 
2. die Daten zur Behebung einer bestehenden Beweisnot unerlässlich sind oder 
 
3. die Verwendung der Daten zu wissenschaftlichen Zwecken erforderlich ist. 
 
In den Fällen des Satz 1 Nr. 3 sind die Daten zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu anonymisie-
ren. 
 
 

Artikel 2 
Änderung des Hessischen Jugendstrafvollzugsgesetzes 

 
Das Hessische Jugendstrafvollzugsgesetz vom 19. November 2007 (GVBl. I S. 758), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30. November 2015 (GVBl. S. 498), wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 a) Die Angabe zu § 59 wird wie folgt gefasst: 

  "§ 59 Auslesen von Datenspeichern" 

 b) Die Angabe zu den §§ 64 und 65 wird wie folgt gefasst: 

  "§ 64 Information und Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht 
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  § 65 Berichtigung, Einschränkung der Verarbeitung und Löschung" 
 
2. § 24 Abs. 8 wird wie folgt gefasst: 

 "(8) Bei schwerer Erkrankung oder Tod von Gefangenen werden die der Anstalt bekann-
ten nächsten Angehörigen, insbesondere die Personensorgeberechtigten, unverzüglich 
benachrichtigt, im Falle der schweren Erkrankung nur, wenn die Gefangenen hierin ein-
gewilligt haben. Dem Wunsch der Gefangenen, auch andere Personen zu benachrichti-
gen, soll nach Möglichkeit entsprochen werden. Die Gefangenen sind bei Aufnahme über 
die Möglichkeit einer Einwilligung zu belehren." 

 
3. § 33 wird folgt geändert: 

 a) Abs. 4 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

  "Abgesehen von den Fällen des § 32 Abs. 3 und 4 dürfen Besuche aus erzieherischen 
Gründen oder aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt offen überwacht 
werden; die Überwachung erstreckt sich hierbei sowohl auf die Gefangenen wie deren 
Besuch. Die Unterhaltung darf nur überwacht werden, soweit dies im Einzelfall aus den 
in Satz 1 genannten Gründen erforderlich ist, und, soweit sie besondere Kategorien per-
sonenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- und Informa-
tionsfreiheitsgesetzes vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Ge-
setzes, ggf. Fundstelle von Art. 1] zum Gegenstand hat, unbedingt erforderlich ist." 

 b) In Abs. 5 werden Satz 1 und 2 durch die folgenden Sätze ersetzt: 

  "Die optische Überwachung eines Besuchs kann auch durch technische Hilfsmittel 
erfolgen, insbesondere durch optisch-elektronische Einrichtungen (Videoüberwa-
chung). Die Aufzeichnung und Speicherung von nach Satz 1 erhobenen Daten sind 
zulässig, wenn sie zum Erreichen des verfolgten Zwecks unbedingt erforderlich 
sind." 

 c) In Abs. 5 Satz 5 wird die Angabe "§ 47" durch "§ 46" ersetzt. 
 
4. In § 34 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter "erforderlich ist" durch "unbedingt erforderlich 

ist; Gefangene sind auf entsprechende Maßnahmen bei Aufnahme hinzuweisen" ersetzt. 
 
5. § 44 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 "Soweit es zur Gewährleistung von Sicherheit oder Ordnung der Anstalt unbedingt erfor-
derlich ist, erfolgt eine offene optische Überwachung der Gefangenen außerhalb der 
Hafträume mit technischen Hilfsmitteln, insbesondere Videoüberwachung." 

 
6. § 49 wird wie folgt geändert: 

 a) Dem Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe "insbesondere Videoüberwachung, soweit dies 
unbedingt erforderlich ist," angefügt. 

 b) In Abs. 6 Satz 2 wird vor dem Wort "erforderlich" das Wort "unbedingt" eingefügt. 
 
7. Die §§ 58 bis 61 werden wie folgt gefasst: 

 "§ 58 
 Zulässigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 

 (1) Die Anstalt und die Aufsichtsbehörde dürfen personenbezogene Daten nur verarbei-
ten, wenn eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt oder soweit dies 
für den Vollzug der Jugendstrafe erforderlich ist und im Falle der Verarbeitung besonde-
rer Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- 
und Informationsfreiheitsgesetzes unbedingt erforderlich ist. Soweit in den folgenden 
Vorschriften nichts Abweichendes geregelt ist, findet das Hessische Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetz Anwendung; dabei finden insbesondere die Vorschriften von 
Teil 3 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes auf die Datenver-
arbeitung durch die Anstalt oder Aufsichtsbehörde Anwendung, soweit die Datenverar-
beitung zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes 
genannten Zwecken erfolgt. Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten sind schutz-
würdige Interessen der Betroffenen in jedem Fall der Verarbeitung zu berücksichtigen; 
sofern der Kernbereich privater Lebensgestaltung betroffen ist, darf keine Verarbeitung 
erfolgen. 

 (2) Zur Sicherung von Ziel und Aufgaben des Vollzugs der Jugendstrafe nach § 2, insbe-
sondere zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, zur Identitäts-
feststellung oder zur Aufrechterhaltung der medizinischen Versorgung und Gesundheits-
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fürsorge unbedingt erforderlich ist, soweit hierfür unbedingt erforderlich, die Verarbei-
tung folgender Daten von Gefangenen mit deren Kenntnis zulässig: 

 1.  biometrische Daten von Fingern und Händen, 

 2.  Lichtbilder,  

 3.  Feststellungen äußerlicher körperlicher Merkmale,  

 4.  Körpermessungen und 

 5.  Gesundheitsdaten.  

 (3) Alle zur Person der Gefangenen erhobenen und für den Vollzug der Jugendstrafe 
erforderlichen Daten einschließlich derjenigen, die nach Abs. 2 Nr. 1 bis 4 erhoben wor-
den sind, sind in eine Gefangenenpersonalakte aufzunehmen, die auch elektronisch ge-
führt werden kann. Gesundheitsdaten und die sonstigen in § 61 Abs. 2 und 3 aufgeführ-
ten personenbezogenen Daten sind getrennt von der Gefangenenpersonalakte zu führen. 

 (4) Die einzelnen Vollzugsbediensteten sowie die in § 61 Abs. 3, § 72 Abs. 1 Satz 2 und 
3, § 73 Abs. 1 und § 77 genannten Personen dürfen von personenbezogenen Daten nur 
Kenntnis erhalten, soweit dies zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgabe oder für die 
Zusammenarbeit nach § 72 Abs. 5 erforderlich ist. Bei personenbezogenen Daten im 
Sinne von Abs. 2 ist über Satz 1 hinaus erforderlich, dass dies zur Erfüllung der ihnen 
obliegenden Aufgabe oder für die Zusammenarbeit nach § 72 Abs. 5 unbedingt erforder-
lich ist. 

 (5) Die Anstalt ist befugt, zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 
die Identität aller Personen festzustellen, die Zugang zur Anstalt begehren. Sofern unbe-
dingt erforderlich, nimmt die Anstalt den Abgleich biometrischer Daten vor. 

 (6) Soweit dies zur Aufrechterhaltung von Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforder-
lich ist, werden Außenbereiche der Anstalt mit technischen Hilfsmitteln, insbesondere 
Videoüberwachung, offen überwacht, sofern keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen. Der Umstand der Überwachung 
und der Name und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sind den Betroffenen durch 
geeignete Maßnahmen zum frühestmöglichen Zeitpunkt kenntlich zu machen. § 33 
Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend; darüber hinaus ist eine Speicherung nur zulässig, wenn 
keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen 
überwiegen. 

 § 58a 
 Überprüfung anstaltsfremder Personen 

 (1) Personen, die in der Anstalt tätig werden sollen und die zur Anstalt oder Aufsichts-
behörde nicht in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen und nicht im Auftrag einer 
anderen Behörde Zugang begehren, können zu diesen Tätigkeiten nur zugelassen werden, 
wenn keine Sicherheitsbedenken bestehen. Die Anstalt nimmt zur Aufrechterhaltung der 
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt mit Einwilligung der betroffenen Person eine Zuver-
lässigkeitsüberprüfung vor. Sie darf dazu 

 1. eine Auskunft nach § 41 Abs. 1 Nr. 1 des Bundeszentralregistergesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 I 
S. 195), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2732), einho-
len, 

 2. Erkenntnisse der Polizeibehörden und, soweit im Einzelfall erforderlich, des Lande-
samts für Verfassungsschutz abfragen. 

 Ist eine Überprüfung in Eilfällen, beispielsweise bei kurzfristig notwendigen Reparatur-
arbeiten, nicht möglich, hat eine entsprechende Beaufsichtigung der Person bei der Tä-
tigkeit in der Anstalt zu erfolgen. Die Vorschriften des Hessischen Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes vom 19. Dezember 2014 (GVBl. S. 364) in seiner jeweils geltenden Fas-
sung bleiben unberührt. 

 (2) Abgesehen von den Fällen des § 32 Abs. 3 und 4 darf die Anstalt auch bei Personen, 
die die Zulassung zum Gefangenenbesuch oder zum Besuch der Anstalt begehren, zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt hierfür mit ihrer Einwilligung 
eine Zuverlässigkeitsüberprüfung vornehmen. Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend; hierbei 
teilt die Anstalt den in Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 genannten Behörden auch mit, dass und für 
welche Gefangenen die Person die Zulassung zum Gefangenenbesuch begehrt. 

 (3) Werden der Anstalt sicherheitsrelevante Erkenntnisse bekannt, wird die betroffene 
Person nicht oder nur unter Beschränkungen zu der Tätigkeit oder dem Besuch zugelas-
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sen. Gleiches gilt, wenn die betroffene Person eine Einwilligung in eine Zuverlässig-
keitsüberprüfung verweigert. 

 (4) Personen nach Abs. 1 und 2 sind über die Benachrichtigung nach § 51 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes hinaus über den Anlass der Zuverlässig-
keitsprüfung, ihren möglichen Umfang nach Abs. 1 und 2 und über die Rechtsfolgen 
nach Abs. 3 mit der Einwilligungsanfrage zu belehren. 

 (5) Im Rahmen der Überprüfung bekannt gewordene Daten dürfen, soweit nicht aufgrund 
einer anderen gesetzlichen Vorschrift ihre Übermittlung gestattet oder vorgeschrieben ist, 
mit Ausnahme des für die Überprüfung einer Entscheidung nach Abs. 3 zuständigen Ge-
richts nicht an Dritte übermittelt werden. 

 (6) Die Zuverlässigkeitsüberprüfung ist in der Regel nach Ablauf einer Frist von fünf 
Jahren zu wiederholen, sofern ihre Erforderlichkeit nach Abs. 1 Satz 1 weiter besteht. 
Sie kann zudem wiederholt werden, wenn neue sicherheitsrelevante Erkenntnisse dies 
nahelegen. 

 § 59 
 Auslesen von Datenspeichern 

 Elektronische Datenspeicher sowie elektronische Geräte mit Datenspeicher, die ohne 
Erlaubnis in die Anstalt eingebracht wurden, dürfen auf schriftliche Anordnung der An-
staltsleitung ausgelesen werden, soweit konkrete Anhaltspunkte die Annahme rechtferti-
gen, dass dies für die Erfüllung von Ziel und Aufgabe des Vollzugs der Jugendstrafe 
nach § 2, insbesondere zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, 
unbedingt erforderlich ist. Die Gründe sind in der Anordnung festzuhalten. Sind die Be-
troffenen bekannt, sind ihnen die Gründe vor dem Auslesen mitzuteilen. Die Gefangenen 
sind bei der Aufnahme über die Möglichkeit des Auslesens von nicht gestatteten Daten-
speichern zu belehren. 

 § 60 
 Zweckbindung und Übermittlung 

 (1) Personenbezogene Daten dürfen zu Zwecken, für die sie nicht erhoben oder gespei-
chert worden sind, nur verarbeitet, insbesondere übermittelt werden, wenn ein Fall der 
§§ 20 bis 27 und 44 bis 45 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgeset-
zes vorliegt, insbesondere soweit dies  

 1. zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes ge-
nannten Zwecken, 

 2. in gerichtlichen Verfahren wegen Maßnahmen nach diesem Gesetz, 

 3. für Maßnahmen der Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe oder Füh-
rungsaufsicht, 

 4. zur Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen der Entlassungsvorbereitung 
und Nachsorge, 

 5. für Entscheidungen in Gnadensachen, 

 6. für sozialrechtliche Maßnahmen, 

 7. für die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für Angehörige der Gefangenen (§ 11 Abs. 1 
Nr. 1 des Strafgesetzbuchs), 

 8. für dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im Zusammenhang mit der Aufnahme 
und Entlassung von Soldaten, 

 9. für ausländerrechtliche Maßnahmen, 

 10. für die Durchführung der Besteuerung, 

 11. zur Ausübung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen sowie zu Ausbildungs- und 
Prüfungszwecken oder 

 12. für gesetzlich angeordnete Statistiken der Rechtspflege 

 erforderlich und bei besonderen Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 
des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes unbedingt erforderlich ist. 

 (2) Bei der Überwachung der Besuche, der Telekommunikation oder des Schriftwechsels 
sowie bei der Überwachung des Inhalts von Paketen und dem Auslesen von Datenspei-
chern bekannt gewordene personenbezogene Daten dürfen über ihre Erhebung oder Spei-
cherung hinaus nur verarbeitet, insbesondere übermittelt werden, wenn dies  

 1. nach Abs. 1 Nr. 1 oder 2 zulässig ist, 
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 2. eine Rechtsvorschrift vorsieht, zwingend voraussetzt oder  

 3. die Wahrung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder die Erreichung des Voll-
zugsziels gebietet 

 und es unbedingt erforderlich ist. Daten nach Satz 1 sind hinsichtlich des Ursprungs ihrer 
Erhebung und Speicherung eindeutig zu kennzeichnen. § 4 Abs. 3 Satz 2 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes bleibt unberührt. 

 (3) Die Anstalt oder Aufsichtsbehörde kann auf Antrag mitteilen, ob sich jemand in Haft 
befindet sowie ob und wann die Entlassung voraussichtlich ansteht, soweit dies nach 
Abs. 1 zulässig ist. Weiterhin können unter den Voraussetzungen des Satzes 1 auf 
schriftlichen Antrag Auskünfte auch über die Vermögensverhältnisse der Gefangenen 
oder ihre Entlassungsadresse erteilt werden, wenn dies zur Feststellung oder Durchset-
zung von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit der Straftat erforderlich ist. Unter 
den Voraussetzungen von § 406d Abs. 2 und 3 der Strafprozessordnung können Mittei-
lungen über die erstmalige Gewährung von vollzugsöffnenden Maßnahmen (§ 13) auch 
durch die Anstalt erfolgen. Die Gefangenen werden vor Mitteilungen nach Satz 1 bis 3 
gehört, es sei denn, es ist zu besorgen, dass dadurch die Verfolgung des Interesses der 
Antragsteller vereitelt oder wesentlich erschwert werden würde. Ist die Anhörung unter-
blieben, werden die betroffenen Gefangenen über die Mitteilung der Anstalt oder Auf-
sichtsbehörde nachträglich unterrichtet. 

 (4) Akten mit personenbezogenen Daten dürfen nur anderen Anstalten, Aufsichtsbehör-
den, den für Strafvollzugs-, strafvollstreckungs- und strafrechtliche Entscheidungen zu-
ständigen Gerichten sowie den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden über-
lassen werden; die Überlassung an andere öffentliche Stellen ist zulässig, soweit die Er-
teilung einer Auskunft einen unvertretbaren Aufwand erfordert oder nach Darlegung der 
die Akteneinsicht begehrenden Stellen für die Erfüllung der Aufgabe nicht ausreicht. 
Entsprechendes gilt für die Überlassung von Akten an die von der Vollzugsbehörde mit 
Gutachten beauftragten Personen oder Stellen. 

 (5) Von der Anstalt oder der Aufsichtsbehörde übermittelte personenbezogene Daten 
dürfen nur zu dem Zweck verarbeitet werden, zu dessen Erfüllung sie übermittelt wor-
den sind. Der Empfänger darf die Daten für andere Zwecke nur verarbeiten, soweit sie 
ihm auch für diese Zwecke hätten übermittelt werden dürfen und wenn im Falle einer 
Übermittlung an nicht öffentliche Stellen die übermittelnde Vollzugsbehörde eingewilligt 
hat. Die Anstalt oder Aufsichtsbehörde hat den Empfänger auf die Zweckbindung nach 
Satz 1 hinzuweisen und für den Fall, dass die übermittelten Daten besondere Kategorien 
personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- und Informa-
tionsfreiheitsgesetzes enthalten, auf diese Einstufung. 

 (6) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten unterbleibt, soweit die in § 61 
Abs. 2 und § 65 Abs. 4 und 6 geregelten Einschränkungen oder besondere gesetzliche 
Verwendungsregelungen entgegenstehen. Dies gilt nicht, wenn ein nach Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 zuständiges Gericht diese Daten anfordert oder dies zur Erfüllung der Aufgaben einer 
in § 119 Abs. 4 Nr. 13 der Strafprozessordnung genannten Stelle im Rahmen eines Be-
suchs der Anstalt erforderlich ist. 

 (7) Die Verantwortung für Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Anstalt 
oder Aufsichtsbehörde. Erfolgt die Übermittlung auf Ersuchen einer öffentlichen Stelle, 
trägt diese die Verantwortung. In diesem Fall prüft die übermittelnde Anstalt oder Auf-
sichtsbehörde nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des Empfän-
gers liegt und die Abs. 2 und 6 der Übermittlung nicht entgegenstehen, es sei denn, dass 
besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. 

 § 61 
 Schutz besonderer Daten 

 (1) Besondere Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes, insbesondere das religiöse oder weltan-
schauliche Bekenntnis von Gefangenen und personenbezogene Daten, die anlässlich ärzt-
licher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Anstalt nicht allgemein kennt-
lich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten über die Gefangenen dürfen in-
nerhalb der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes 
Zusammenleben in der Anstalt erforderlich ist.  

 (2) Personenbezogene Daten, die in der Anstalt tätigen Personen im Sinne von § 203 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 des Strafgesetzbuchs von Gefangenen als Geheimnis anvertraut 
oder über Gefangene als Geheimnis sonst bekannt geworden sind, unterliegen auch ge-
genüber der Anstalt und der Aufsichtsbehörde der Schweigepflicht. Die in Satz 1 genann-
ten Personen sind befugt und verpflichtet, diese Daten gegenüber der Anstaltsleitung zu 
offenbaren, soweit dies für die Sicherheit der Anstalt oder zur Abwehr von erheblichen 
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Gefahren für Leben oder Gesundheit von Gefangenen oder Dritten unbedingt erforderlich 
ist. Eine Befugnis zur Offenbarung besteht auch, soweit es die Feststellung betrifft, ob 
Gefangene fähig sind, an bestimmten vollzuglichen Maßnahmen teilzunehmen oder ob 
sie an Behandlungsmaßnahmen teilnehmen und daran mitwirken. 

 (3) In Abs. 2 gelten Satz 2 und 3 entsprechend für die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 
des Strafgesetzbuchs genannten Personen außerhalb des Vollzugs, die mit der Untersu-
chung, Behandlung oder Betreuung von Gefangenen beauftragt wurden, mit der Maßga-
be, dass die vorgenannten Personen lediglich zu einer Offenbarung befugt sind.  

 (4) Die Gefangenen sind bei der Aufnahme über die nach Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 be-
stehenden Offenbarungsbefugnisse und Offenbarungspflichten zu unterrichten. 

 (5) Die nach Abs. 2 und 3 offenbarten Daten dürfen nur für den Zweck, für den sie of-
fenbart wurden oder für den eine Offenbarung zulässig gewesen wäre, und in dem hier-
für unbedingt erforderlichen Umfang verarbeitet werden." 

 
8. In § 62 Abs. 3 wird die Angabe „§ 15 des Hessischen Datenschutzgesetzes“ durch „§ 58 

des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes“ ersetzt. 
 
9. Die §§ 63 bis 65 werden wie folgt gefasst: 

 "§ 63 
 Datensicherung 

 (1) Mit der Datenverarbeitung befasste Personen dürfen personenbezogene Daten nicht 
unbefugt verarbeiten. Sie sind über die bei ihrer Tätigkeit zu beachtenden Vorschriften 
über den Datenschutz zu unterrichten. Auf die besonderen Anforderungen bei der Verar-
beitung von Daten, die aus Videoüberwachung oder aus Maßnahmen nach § 60 Abs. 2 
und § 61 Abs. 1 und 2 stammen oder besondere Kategorien personenbezogener Daten 
nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes oder 
den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, sind sie gesondert hinzuweisen. 
Das Datengeheimnis besteht auch nach der Beendigung der Tätigkeit fort. 

 (2) Akten und Dateien mit personenbezogenen Daten sind nach Maßgabe des § 59 des 
Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes durch technische und organi-
satorische Maßnahmen gegen unbefugten Zugriff zu schützen. Gefangenenpersonalakten, 
Gesundheitsakten, Krankenblätter und sonstige in § 61 Abs. 2 und 3 aufgeführte perso-
nenbezogene Daten sind getrennt von anderen Unterlagen zu führen und besonders zu si-
chern. 

 § 64 
 Information und Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht 

 Die Betroffenen erhalten Auskunft und Information hinsichtlich der zu ihrer Person ver-
arbeiteten Daten nach Maßgabe der §§ 50 bis 52 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes, soweit die Datenverarbeitung zu den in § 40 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes genannten Zwecken erfolgt; im Übrigen 
nach Maßgabe der §§ 31 bis 33 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheits-
gesetzes. Soweit dies zur Wahrnehmung rechtlicher Interessen erforderlich ist, wird dem 
Betroffenen Akteneinsicht gewährt. 

 § 65 
 Berichtigung, Einschränkung der Verarbeitung und Löschung 

 (1) Personenbezogene Daten sind nach Maßgabe der §§ 53 und 70 des Hessischen Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetzes zu berichtigen, zu löschen oder in der Verar-
beitung einzuschränken, soweit sie zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes genannten Zwecken verarbeitet wurden und in den nachfol-
genden Absätzen keine besonderen Regelungen getroffen sind; im Übrigen gilt § 34 des 
Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes.  

 (2) Personenbezogene Daten, die durch den Einsatz eines elektronischen Überwachungs-
systems erhoben wurden oder hierbei angefallen sind, sind nach Beendigung der Maß-
nahme unverzüglich, Videoaufnahmen oder Ergebnisse von Maßnahmen nach § 59 spä-
testens 72 Stunden nach Ende des Kalendertages, an dem sie angefallen sind, zu löschen, 
soweit nicht zum Zeitpunkt der Entscheidung über die Löschung die weitere Aufbewah-
rung bei Einschränkung der Verarbeitung zu konkreten Beweiszwecken unbedingt erfor-
derlich ist. Sind personenbezogene Daten entgegen § 58 Abs. 1 Satz 3 verarbeitet wor-
den, sind diese unverzüglich, spätestens 24 Stunden nach Ende des Kalendertages, an 
dem sie angefallen sind, zu löschen. Die Tatsache der Löschung nach Satz 1 und 2 ist zu 
dokumentieren; die Dokumentation darf ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkon-
trolle verwendet werden und ist zu löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr erfor-
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derlich ist, spätestens jedoch am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der Dokumenta-
tion folgt. 

 (3) Personenbezogene Daten, die in der Gefangenenpersonalakte oder in anderen zur 
Person der Gefangenen geführten Dateien und Akten gespeichert sind, sind spätestens 
drei Jahre nach der Entlassung oder der Verlegung der Gefangenen in eine andere An-
stalt zu löschen. Sonstige personenbezogene Daten, die in anderen Dateien und Akten 
gespeichert sind, sind, sofern ihre Speicherung nicht mehr erforderlich ist, unverzüglich, 
spätestens nach Ablauf von fünf Jahren ab ihrer Erhebung zu löschen.    

 (4) Eine Löschung personenbezogener Daten unterbleibt, soweit ihre Speicherung bei 
Einschränkung ihrer Verarbeitung nach  

 1. § 53 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes, insbesondere 
aufgrund ärztlicher Dokumentationspflichten, oder  

 2. § 34 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes  

 erfolgt. In ihrer Verarbeitung eingeschränkte Daten sind besonders zu kennzeichnen und 
dürfen außer bei Einwilligung der Betroffenen nur zu dem Zweck verarbeitet, insbeson-
dere übermittelt werden, der ihrer Löschung entgegenstand. Die Einschränkung der Ver-
arbeitung endet, wenn Gefangene erneut zum Vollzug einer Freiheitsentziehung aufge-
nommen werden oder die Betroffenen eingewilligt haben. Bei den in der Verarbeitung 
eingeschränkten personenbezogenen Daten können bis zum Ablauf der Aufbewahrungs-
frist für die Gefangenenpersonalakte oder anderer zur Person der Gefangenen geführten 
Dateien oder Akten die Angaben über Familienname, Vorname, Geburtsname, Geburts-
tag, Geburtsort, Eintritts- und Austrittsdatum gespeichert werden, soweit dies für das 
Auffinden dieser Dateien oder Akten erforderlich ist. 

 (5) Die Erforderlichkeit der Löschung, auch bei in der Verarbeitung eingeschränkten 
personenbezogenen Daten, ist jährlich zu kontrollieren. Die Frist zur Kontrolle perso-
nenbezogener Daten, die in der Gefangenenpersonalakte oder in anderen zur Person der 
Gefangenen geführten Dateien und Akten gespeichert sind, beginnt mit der Entlassung 
oder Verlegung der Gefangenen in eine andere Anstalt, in sonstigen Fällen mit Erhebung 
der personenbezogenen Daten. 

 (6) Folgende Aufbewahrungsfristen von Dateien und Akten, soweit diese in der Verar-
beitung eingeschränkt sind, dürfen nicht überschritten werden: 

 1. 20 Jahre bei Daten aus Gefangenenpersonalakten, Gesundheitsakten und Krankenblät-
tern, 

 2. 30 Jahre bei Daten aus Gefangenenbüchern. 

 Dies gilt nicht, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Aufbewahrung 
für die in Abs. 4 genannten Zwecke weiterhin erforderlich ist. Die Aufbewahrungsfrist 
beginnt mit dem auf das Jahr der Weglegung folgenden Kalenderjahr. Die Vorschriften 
des Hessischen Archivgesetzes vom 26. November 2012 (GVBl. S. 458) in seiner jeweils 
geltenden Fassung bleiben unberührt." 

 
10. § 66 wird wie folgt geändert: 

 a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

  "Die Ergebnisse dienen dem öffentlichen Interesse und sind für die Fortentwicklung 
des Vollzugs nutzbar zu machen." 

 b) Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

  "(5) Für die Übermittlung personenbezogener Daten gilt § 476 der Strafprozessord-
nung mit der Maßgabe entsprechend, dass  

  1. auch elektronisch gespeicherte personenbezogene Daten übermittelt werden 
können und 

  2. besondere Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessi-
schen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes nur übermittelt werden, 
soweit dies für den Zweck nach § 476 Abs. 1 Nr. 1 der Strafprozessordnung 
unbedingt erforderlich ist." 
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Artikel 3 

Änderung des Hessischen Strafvollzugsgesetzes 
 
Das Hessische Strafvollzugsgesetz vom 28. Juni 2010 (GVBl. I S. 185), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. November 2015 (GVBl. S. 498), wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 a) Die Angabe zu § 59 wird wie folgt gefasst: 

  "§ 59 Auslesen von Datenspeichern" 

 b) Die Angabe zu den §§ 64 und 65 wird wie folgt gefasst: 

  "§ 64 Information und Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht 

  § 65 Berichtigung, Einschränkung der Verarbeitung und Löschung" 
 
2. § 24 Abs. 8 wird wie folgt gefasst: 

 "(8) Bei schwerer Erkrankung oder Tod von Gefangenen werden die der Anstalt bekann-
ten nächsten Angehörigen unverzüglich benachrichtigt, im Falle der schweren Erkran-
kung nur, wenn die Gefangenen hierin eingewilligt haben. Dem Wunsch der Gefange-
nen, auch andere Personen zu benachrichtigen, soll nach Möglichkeit entsprochen wer-
den. Die Gefangenen sind bei Aufnahme über die Möglichkeit einer Einwilligung zu be-
lehren." 

 
3. § 34 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 4 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

  "Abgesehen von den Fällen des § 33 Abs. 3 und 4 dürfen Besuche aus Gründen der 
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder aus Gründen der Behandlung offen über-
wacht werden; die Überwachung erstreckt sich hierbei sowohl auf die Gefangenen 
wie deren Besuch. Die Unterhaltung darf nur überwacht werden, soweit dies im Ein-
zelfall aus den in Satz 1 genannten Gründen erforderlich ist, und, soweit sie besonde-
re Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetzes vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle dieses Gesetzes, ggf. Fundstelle von Art. 1] zum Gegenstand hat, unbe-
dingt erforderlich ist." 

 b) Abs. 5 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

  "Die optische Überwachung eines Besuchs kann auch durch technische Hilfsmittel 
erfolgen, insbesondere durch optisch-elektronische Einrichtungen (Videoüberwa-
chung). Die Aufzeichnung und Speicherung von nach Satz 1 erhobenen Daten sind 
zulässig, wenn sie zum Erreichen des verfolgten Zwecks unbedingt erforderlich 
sind." 

 
4. § 35 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 "Abgesehen von den Fällen des § 33 Abs. 3 und 4 darf der Schriftwechsel überwacht 
werden, soweit es zur Erfüllung von Ziel und Aufgaben des Vollzugs der Freiheitsstrafe 
nach § 2, insbesondere aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder aus 
Gründen der Behandlung unbedingt erforderlich ist; Gefangene sind auf entsprechende 
Maßnahmen bei Aufnahme hinzuweisen." 

 
5. § 45 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 "Soweit es zur Gewährleistung von Sicherheit oder Ordnung der Anstalt unbedingt erfor-
derlich ist, erfolgt eine offene optische Überwachung der Gefangenen außerhalb der 
Hafträume mit technischen Hilfsmitteln, insbesondere Videoüberwachung." 

 
6. § 50 wird wie folgt geändert: 

 a) Dem Abs. 2 Nr. 2 werden die Wörter "insbesondere Videoüberwachung, soweit dies 
unbedingt erforderlich ist," angefügt. 

 b) In Abs. 6 Satz 2 wird vor dem Wort "erforderlich" das Wort "unbedingt" eingefügt. 
 
7. Die §§ 58 bis 61 werden wie folgt gefasst: 

 "§ 58 
 Zulässigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 
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 (1) Die Anstalt und die Aufsichtsbehörde dürfen personenbezogene Daten nur verarbei-

ten, wenn eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt oder soweit dies 
für den Vollzug der Freiheitsstrafe erforderlich und im Falle der Verarbeitung besonde-
rer Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- 
und Informationsfreiheitsgesetzes unbedingt erforderlich ist. Soweit in den folgenden 
Vorschriften nichts Abweichendes geregelt ist, findet das Hessische Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetz Anwendung; dabei finden insbesondere die Vorschriften von 
Teil 3 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes auf die Datenver-
arbeitung durch die Anstalt oder Aufsichtsbehörde Anwendung, soweit die Datenverar-
beitung zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes 
genannten Zwecken erfolgt. Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten sind schutz-
würdige Interessen der Betroffenen in jedem Fall der Verarbeitung zu berücksichtigen; 
sofern der Kernbereich privater Lebensgestaltung betroffen ist, darf keine Verarbeitung 
erfolgen. 

 (2) Zur Sicherung von Ziel und Aufgabe des Vollzugs der Freiheitsstrafe nach § 2, ins-
besondere zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, zur Identitäts-
feststellung oder zur Aufrechterhaltung der medizinischen Versorgung und Gesundheits-
fürsorge ist, soweit hierfür unbedingt erforderlich, die Verarbeitung folgender Daten von 
Gefangenen mit deren Kenntnis zulässig: 

 1.  biometrische Daten von Fingern und Händen, 

 2.  Lichtbilder,  

 3.  Feststellungen äußerlicher körperlicher Merkmale,  

 4.  Körpermessungen und 

 5.  Gesundheitsdaten.  

 (3) Alle zur Person der Gefangenen erhobenen und für den Vollzug der Freiheitsstrafe 
erforderlichen Daten einschließlich derjenigen, die nach Abs. 2 Nr. 1 bis 4 erhoben wor-
den sind, sind in eine Gefangenenpersonalakte aufzunehmen, die auch elektronisch ge-
führt werden kann. Gesundheitsdaten und die sonstigen in § 61 Abs. 2 und 3 aufgeführ-
ten personenbezogenen Daten sind getrennt von der Gefangenenpersonalakte zu führen. 

 (4) Die einzelnen Vollzugsbediensteten sowie die in § 61 Abs. 3, § 76 Abs. 1 Satz 2 und 
3, § 77 Abs. 1 und § 81 genannten Personen dürfen von personenbezogenen Daten nur 
Kenntnis erhalten, soweit dies zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgabe oder für die 
Zusammenarbeit nach § 76 Abs. 4 erforderlich ist. Bei personenbezogenen Daten im 
Sinne von Abs. 2 ist über Satz 1 hinaus erforderlich, dass dies zur Erfüllung der ihnen 
obliegenden Aufgabe oder für die Zusammenarbeit nach § 76 Abs. 4 unbedingt erforder-
lich ist. 

 (5) Die Anstalt ist befugt, zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 
die Identität aller Personen, die Zugang zur Anstalt begehren, festzustellen. Sofern unbe-
dingt erforderlich, ist die Anstalt berechtigt, hierzu den Abgleich biometrischer Daten 
vorzunehmen. 

 (6) Soweit dies zur Aufrechterhaltung von Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforder-
lich ist, werden Außenbereiche der Anstalt mit technischen Hilfsmitteln, insbesondere 
Videoüberwachung, offen überwacht, sofern keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen. Der Umstand der Überwachung 
und der Name und die Kontaktdaten der Verantwortlichen sind den Betroffenen durch 
geeignete Maßnahmen zum frühestmöglichen Zeitpunkt kenntlich zu machen. § 34 
Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend; darüber hinaus ist eine Speicherung nur zulässig, wenn 
keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen 
überwiegen. 

 § 58a 
 Überprüfung anstaltsfremder Personen 

 (1) Personen, die in der Anstalt tätig werden sollen und die zur Anstalt oder Aufsichts-
behörde nicht in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen und nicht im Auftrag einer 
anderen Behörde Zugang begehren, können zu diesen Tätigkeiten nur zugelassen werden, 
wenn keine Sicherheitsbedenken bestehen. Die Anstalt nimmt zur Aufrechterhaltung der 
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt und zur Abwendung von Gefahren hierfür mit Ein-
willigung der betroffenen Person eine Zuverlässigkeitsüberprüfung vor. Sie darf dazu 

 1. eine Auskunft nach § 41 Abs. 1 Nr. 1 des Bundeszentralregistergesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 I 
S. 195), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2732), einho-
len, 
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 2. Erkenntnisse der Polizeibehörden und, soweit im Einzelfall erforderlich, des Lande-

samts für Verfassungsschutz abfragen. 

 Ist eine Überprüfung in Eilfällen, beispielsweise bei kurzfristig notwendigen Reparatur-
arbeiten, nicht möglich, hat eine entsprechende Beaufsichtigung der Person bei der Tä-
tigkeit in der Anstalt zu erfolgen. Die Vorschriften des Hessischen Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes vom 19. Dezember 2014 (GVBl. S. 364) in seiner jeweils geltenden Fas-
sung bleiben unberührt. 

 (2) Abgesehen von den Fällen des § 33 Abs. 3 und 4 darf die Anstalt auch bei Personen, 
die die Zulassung zum Gefangenenbesuch oder zum Besuch der Anstalt begehren, zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt mit ihrer Einwilligung eine 
Zuverlässigkeitsüberprüfung vornehmen. Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend; hierbei teilt die 
Anstalt den in Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 genannten Behörden auch mit, dass und für welche 
Gefangenen die Person die Zulassung zum Gefangenenbesuch begehrt. 

 (3) Werden der Anstalt sicherheitsrelevante Erkenntnisse bekannt, wird die betroffene 
Person nicht oder nur unter Beschränkungen zu der Tätigkeit oder dem Besuch zugelas-
sen. Gleiches gilt, wenn die betroffene Person eine Einwilligung in eine Zuverlässig-
keitsüberprüfung verweigert. 

 (4) Personen nach Abs. 1 und 2 sind über die Benachrichtigung nach § 51 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes hinaus über den Anlass der Zuverlässig-
keitsprüfung, ihren möglichen Umfang nach Abs. 1 und 2 und über die Rechtsfolgen 
nach Abs. 3 mit der Einwilligungsanfrage zu belehren. 

 (5) Im Rahmen der Überprüfung bekannt gewordene Daten dürfen, soweit nicht aufgrund 
einer anderen gesetzlichen Vorschrift ihre Übermittlung gestattet oder vorgeschrieben ist, 
mit Ausnahme des für die Überprüfung einer Entscheidung nach Abs. 3 zuständigen Ge-
richts nicht an Dritte übermittelt werden. 

 (6) Die Zuverlässigkeitsüberprüfung ist in der Regel nach Ablauf einer Frist von fünf 
Jahren zu wiederholen, sofern ihre Erforderlichkeit nach Abs. 1 Satz 1 weiter besteht. 
Sie kann zudem wiederholt werden, wenn neue sicherheitsrelevante Erkenntnisse dies 
nahelegen. 

 § 59 
 Auslesen von Datenspeichern 

 Elektronische Datenspeicher sowie elektronische Geräte mit Datenspeicher, die ohne 
Erlaubnis in die Anstalt eingebracht wurden, dürfen auf schriftliche Anordnung der An-
staltsleitung ausgelesen werden, soweit konkrete Anhaltspunkte die Annahme rechtferti-
gen, dass dies für die Erfüllung von Ziel und Aufgabe des Vollzugs der Freiheitsstrafe 
nach § 2, insbesondere zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, 
unbedingt erforderlich ist. Die Gründe sind in der Anordnung festzuhalten. Sind die Be-
troffenen bekannt, sind ihnen die Gründe vor dem Auslesen mitzuteilen. Die Gefangenen 
sind bei der Aufnahme über die Möglichkeit des Auslesens von nicht gestatteten Daten-
speichern zu belehren. 

 § 60  
 Zweckbindung und Übermittlung 

 (1) Personenbezogene Daten dürfen zu Zwecken, für die sie nicht erhoben oder gespei-
chert worden sind, nur verarbeitet, insbesondere übermittelt werden, wenn ein Fall der 
§§ 20 bis 27 und 44 bis 45 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgeset-
zes vorliegt, insbesondere soweit dies  

 1. zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes ge-
nannten Zwecken, 

 2. in gerichtlichen Verfahren wegen Maßnahmen nach diesem Gesetz, 

 3. für Maßnahmen der Gerichtshilfe, Bewährungshilfe oder Führungsaufsicht, 

 4. zur Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen der Entlassungsvorbereitung 
und Nachsorge, 

 5. für Entscheidungen in Gnadensachen, 

 6. für sozialrechtliche Maßnahmen, 

 7. für die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für Angehörige der Gefangenen (§ 11 Abs. 1 
Nr. 1 des Strafgesetzbuchs), 

 8. für dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im Zusammenhang mit der Aufnahme 
und Entlassung von Soldaten, 
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 9. für ausländerrechtliche Maßnahmen, 

 10. für die Durchführung der Besteuerung, 

 11. zur Ausübung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen sowie zu Ausbildungs- und 
Prüfungszwecken oder 

 12. für gesetzlich angeordnete Statistiken der Rechtspflege 

 erforderlich und bei besonderen Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 
des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes unbedingt erforderlich ist. 

 (2) Bei der Überwachung der Besuche, der Telekommunikation oder des Schriftwechsels 
sowie bei der Überwachung des Inhalts von Paketen und dem Auslesen von Datenspei-
chern bekannt gewordene personenbezogene Daten dürfen über ihre Erhebung oder Spei-
cherung hinaus nur verarbeitet, insbesondere übermittelt werden, wenn dies  

 1. nach Abs. 1 Nr. 1 oder 2 zulässig ist,  

 2. eine Rechtsvorschrift vorsieht, zwingend voraussetzt oder  

 3. die Wahrung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder die Erfüllung des Einglie-
derungsauftrags gebietet 

 und es unbedingt erforderlich ist. Daten nach Satz 1 sind hinsichtlich des Ursprungs ihrer 
Erhebung und Speicherung eindeutig zu kennzeichnen. § 4 Abs. 3 Satz 2 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes bleibt unberührt. 

 (3) Die Anstalt oder Aufsichtsbehörde kann auf Antrag mitteilen, ob sich jemand in Haft 
befindet sowie ob und wann die Entlassung voraussichtlich ansteht, soweit dies nach 
Abs. 1 zulässig ist. Weiterhin können unter den Voraussetzungen des Satzes 1 auf 
schriftlichen Antrag Auskünfte auch über die Vermögensverhältnisse der Gefangenen 
oder ihre Entlassungsadresse erteilt werden, wenn dies zur Feststellung oder Durchset-
zung von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit der Straftat erforderlich ist. Unter 
den Voraussetzungen von § 406d Abs. 2 und 3 der Strafprozessordnung können Mittei-
lungen über die erstmalige Gewährung von vollzugsöffnenden Maßnahmen (§ 13) auch 
durch die Anstalt erfolgen. Die Gefangenen werden vor Mitteilungen nach Satz 1 bis 3 
gehört, es sei denn, es ist zu besorgen, dass dadurch die Verfolgung des Interesses der 
Antragsteller vereitelt oder wesentlich erschwert werden würde. Ist die Anhörung unter-
blieben, werden die betroffenen Gefangenen über die Mitteilung der Anstalt oder Auf-
sichtsbehörde nachträglich unterrichtet. 

 (4) Akten mit personenbezogenen Daten dürfen nur anderen Anstalten, Aufsichtsbehör-
den, den für Strafvollzugs-, strafvollstreckungs- und strafrechtliche Entscheidungen zu-
ständigen Gerichten sowie den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden über-
lassen werden; die Überlassung an andere öffentliche Stellen ist zulässig, soweit die Er-
teilung einer Auskunft einen unvertretbaren Aufwand erfordert oder nach Darlegung der 
die Akteneinsicht begehrenden Stellen für die Erfüllung der Aufgabe nicht ausreicht. 
Entsprechendes gilt für die Überlassung von Akten an die von der Vollzugsbehörde mit 
Gutachten beauftragten Personen oder Stellen. 

 (5) Von der Anstalt oder der Aufsichtsbehörde übermittelte personenbezogene Daten 
dürfen nur zu dem Zweck verarbeitet werden, zu dessen Erfüllung sie übermittelt wor-
den sind. Der Empfänger darf die Daten für andere Zwecke nur verarbeiten, soweit sie 
ihm auch für diese Zwecke hätten übermittelt werden dürfen und wenn im Falle einer 
Übermittlung an nicht öffentliche Stellen die übermittelnde Vollzugsbehörde eingewilligt 
hat. Die Anstalt oder Aufsichtsbehörde hat den Empfänger auf die Zweckbindung nach 
Satz 1 hinzuweisen und für den Fall, dass die übermittelten Daten besondere Kategorien 
personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- und Informa-
tionsfreiheitsgesetzes enthalten, auf diese Einstufung. 

 (6) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten unterbleibt, soweit die in § 61 
Abs. 2 und § 65 Abs. 4 und 6 geregelten Einschränkungen oder besondere gesetzliche 
Verwendungsregelungen entgegenstehen. Dies gilt nicht, wenn ein nach Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 zuständiges Gericht diese Daten anfordert oder dies zur Erfüllung der Aufgaben einer 
in § 119 Abs. 4 Nr. 13 der Strafprozessordnung genannten Stelle im Rahmen eines Be-
suchs der Anstalt erforderlich ist. 

 (7) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde 
Anstalt oder Aufsichtsbehörde. Erfolgt die Übermittlung auf Ersuchen einer öffentlichen 
Stelle, trägt diese die Verantwortung. In diesem Fall prüft die übermittelnde Anstalt oder 
Aufsichtsbehörde nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des 
Empfängers liegt und die Abs. 2 und 6 der Übermittlung nicht entgegenstehen, es sei 
denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. 
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 § 61 

 Schutz besonderer Daten 

 (1) Besondere Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes, insbesondere das religiöse oder weltan-
schauliche Bekenntnis von Gefangenen und personenbezogene Daten, die anlässlich ärzt-
licher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Anstalt nicht allgemein kennt-
lich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten über die Gefangenen dürfen in-
nerhalb der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes 
Zusammenleben in der Anstalt erforderlich ist. 

 (2) Personenbezogene Daten, die in der Anstalt tätigen Personen im Sinne von § 203 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 des Strafgesetzbuchs von Gefangenen als Geheimnis anvertraut 
oder über Gefangene als Geheimnis sonst bekannt geworden sind, unterliegen auch ge-
genüber der Anstalt und der Aufsichtsbehörde der Schweigepflicht. Die in Satz 1 genann-
ten Personen sind befugt und verpflichtet, diese Daten gegenüber der Anstaltsleitung zu 
offenbaren, soweit dies für die Sicherheit der Anstalt oder zur Abwehr von erheblichen 
Gefahren für Leben oder Gesundheit von Gefangenen oder Dritten unbedingt erforderlich 
ist. Eine Befugnis zur Offenbarung besteht auch, soweit es die Feststellung betrifft, ob 
Gefangene fähig sind, an bestimmten vollzuglichen Maßnahmen teilzunehmen oder ob 
sie an Behandlungsmaßnahmen teilnehmen und daran mitwirken. 

 (3) In Abs. 2 gelten Satz 2 und 3 entsprechend für die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 
des Strafgesetzbuchs genannten Personen außerhalb des Vollzugs, die mit der Untersu-
chung, Behandlung oder Betreuung von Gefangenen beauftragt wurden, mit der Maßga-
be, dass die vorgenannten Personen lediglich zu einer Offenbarung befugt sind.  

 (4) Die Gefangenen sind bei der Aufnahme über die nach Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 be-
stehenden Offenbarungsbefugnisse und Offenbarungspflichten zu unterrichten. 

 (5) Die nach Abs. 2 und 3 offenbarten Daten dürfen nur für den Zweck, für den sie of-
fenbart wurden oder für den eine Offenbarung zulässig gewesen wäre, und in dem hier-
für unbedingt erforderlichen Umfang verarbeitet werden." 

 
8. In § 62 Abs. 3 wird die Angabe „§ 15 des Hessischen Datenschutzgesetzes“ durch „§ 58 

des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes“ ersetzt. 
 
9. Die §§ 63 bis 65 werden wie folgt gefasst: 

 "§ 63  
 Datensicherung 

 (1) Mit der Datenverarbeitung befasste Personen dürfen personenbezogene Daten nicht 
unbefugt verarbeiten. Sie sind auf die bei ihrer Tätigkeit zu beachtenden Vorschriften 
über den Datenschutz zu unterrichten. Auf die besonderen Anforderungen bei von Ver-
arbeitung von Daten, die aus Videoüberwachung oder aus Maßnahmen nach § 60 Abs. 2 
und § 61 Abs. 1 und 2 stammen oder besondere Kategorien personenbezogener Daten 
nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes oder 
den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, sind sie gesondert hinzuweisen. 
Das Datengeheimnis besteht auch nach der Beendigung der Tätigkeit fort. 

 (2) Akten und Dateien mit personenbezogenen Daten sind nach Maßgabe des § 59 des 
Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes durch technische und organi-
satorische Maßnahmen gegen unbefugten Zugriff zu schützen. Gefangenenpersonalakten, 
Gesundheitsakten, Krankenblätter und sonstige in § 61 Abs. 2 und 3 aufgeführte perso-
nenbezogene Daten sind getrennt von anderen Unterlagen zu führen und besonders zu si-
chern. 

 § 64  
 Information und Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht 

 Die Betroffenen erhalten Auskunft und Information hinsichtlich der zu ihrer Person ver-
arbeiteten Daten nach Maßgabe der §§ 50 bis 52 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes, soweit die Datenverarbeitung zu den in § 40 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes genannten Zwecken erfolgt; im Übrigen 
nach Maßgabe der §§ 31 bis 33 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheits-
gesetzes. Soweit dies zur Wahrnehmung rechtlicher Interessen erforderlich ist, wird dem 
Betroffenen Akteneinsicht gewährt. 

 § 65 
 Berichtigung, Einschränkung der Verarbeitung und Löschung 

 (1) Personenbezogene Daten sind nach Maßgabe der §§ 53 und 70 des Hessischen Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetzes zu berichtigen, zu löschen oder in der Verar-
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beitung einzuschränken, soweit sie zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes genannten Zwecken verarbeitet wurden und in den nachfol-
genden Absätzen keine besonderen Regelungen getroffen sind; im Übrigen gilt § 34 des 
Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes.  

 (2) Personenbezogene Daten, die durch den Einsatz eines elektronischen Überwachungs-
systems erhoben wurden oder hierbei angefallen sind, sind nach Beendigung der Maß-
nahme unverzüglich, Videoaufnahmen oder Ergebnisse von Maßnahmen nach § 59 spä-
testens 72 Stunden nach Ende des Kalendertages, an dem sie angefallen sind, zu löschen, 
soweit nicht zum Zeitpunkt der Entscheidung über die Löschung die weitere Aufbewah-
rung bei Einschränkung der Verarbeitung zu konkreten Beweiszwecken unbedingt erfor-
derlich ist. Sind personenbezogene Daten entgegen § 58 Abs. 1 Satz 3 verarbeitet wor-
den, sind diese unverzüglich, spätestens 24 Stunden nach Ende des Kalendertages, an 
dem sie angefallen sind, zu löschen. Die Tatsache der Löschung nach Satz 1 und 2 ist zu 
dokumentieren; die Dokumentation darf ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkon-
trolle verwendet werden und ist zu löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr erfor-
derlich ist, spätestens jedoch am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der Dokumenta-
tion folgt. 

 (3) Personenbezogene Daten, die in der Gefangenenpersonalakte oder in anderen zur 
Person der Gefangenen geführten Dateien und Akten gespeichert sind, sind spätestens 
fünf Jahre nach der Entlassung oder der Verlegung der Gefangenen in eine andere An-
stalt zu löschen. Sonstige personenbezogene Daten, die in anderen Dateien und Akten 
gespeichert sind, sind, sofern ihre Speicherung nicht mehr erforderlich ist, unverzüglich, 
spätestens nach Ablauf von fünf Jahren ab ihrer Erhebung zu löschen. 

 (4) Eine Löschung personenbezogener Daten unterbleibt, soweit ihre Speicherung bei 
Einschränkung ihrer Verarbeitung nach  

 1. § 53 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes, insbesondere 
aufgrund ärztlichen Dokumentationspflichten, oder  

 2. § 34 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes  

 erfolgt. In ihrer Verarbeitung eingeschränkte Daten sind besonders zu kennzeichnen und 
dürfen außer bei Einwilligung der Betroffenen nur zu dem Zweck verarbeitet, insbeson-
dere übermittelt werden, der ihrer Löschung entgegenstand. Die Einschränkung der Ver-
arbeitung endet, wenn Gefangene erneut zum Vollzug einer Freiheitsentziehung aufge-
nommen werden oder die Betroffenen eingewilligt haben. Bei den in der Verarbeitung 
eingeschränkten personenbezogenen Daten können bis zum Ablauf der Aufbewahrungs-
frist für die Gefangenenpersonalakte oder anderer zur Person der Gefangenen geführten 
Dateien oder Akten die Angaben über Familienname, Vorname, Geburtsname, Geburts-
tag, Geburtsort, Eintritts- und Austrittsdatum gespeichert werden, soweit dies für das 
Auffinden dieser Dateien oder Akten erforderlich ist. 

 (5) Die Erforderlichkeit der Löschung, auch bei in der Verarbeitung eingeschränkten 
personenbezogenen Daten, ist jährlich zu kontrollieren. Die Frist zur Kontrolle perso-
nenbezogener Daten, die in der Gefangenenpersonalakte oder in anderen zur Person der 
Gefangenen geführten Dateien und Akten gespeichert sind, beginnt mit der Entlassung 
oder Verlegung der Gefangenen in eine andere Anstalt, in sonstigen Fällen mit Erhebung 
der personenbezogenen Daten. 

 (6) Folgende Aufbewahrungsfristen von Dateien und Akten, soweit diese in der Verar-
beitung eingeschränkt sind, dürfen nicht überschritten werden: 

 1. 20 Jahre bei Daten aus Gefangenenpersonalakten, Gesundheitsakten und Krankenblät-
tern, 

 2. 30 Jahre bei Daten aus Gefangenenbüchern. 

 Dies gilt nicht, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Aufbewahrung 
für die in Abs. 4 genannten Zwecke weiterhin erforderlich ist. Die Aufbewahrungsfrist 
beginnt mit dem auf das Jahr der Weglegung folgenden Kalenderjahr. Die Vorschriften 
des Hessischen Archivgesetzes vom 26. November 2012 (GVBl. S. 458) in seiner jeweils 
geltenden Fassung bleiben unberührt." 

 
10. § 69 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort "Ergebnisse" die Wörter "dienen dem öf-
fentlichen Interesse und" eingefügt. 

 b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

  "(3) Für die Übermittlung personenbezogener Daten gilt § 476 der Strafprozessord-
nung mit der Maßgabe entsprechend, dass  
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  1. auch elektronisch gespeicherte personenbezogene Daten übermittelt werden 

können und 

  2. besondere Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessi-
schen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes nur übermittelt werden, 
soweit dies für den Zweck nach § 476 Abs. 1 Nr. 1 der Strafprozessordnung 
unbedingt erforderlich ist." 

 
 

Artikel 4 
Änderung des Hessischen Untersuchungshaftvollzugsgesetzes 

 
Das Hessische Untersuchungshaftvollzugsgesetz vom 28. Juni 2010 (GVBl. I S. 185, 208), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Oktober 2017 (GVBl. S. 294), wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 a) Die Angabe zu § 55 wird wie folgt gefasst: 

  "§ 55 Auslesen von Datenspeichern" 

 b) Die Angabe zu den §§ 60 und 61 wird wie folgt gefasst: 

  "§ 60 Information und Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht 

  § 61 Berichtigung, Einschränkung der Verarbeitung und Löschung" 
 
2. § 17 Abs. 7 wird wie folgt gefasst: 

 "(7) Bei schwerer Erkrankung oder Tod von Untersuchungsgefangenen werden die der 
Anstalt bekannten nächsten Angehörigen unverzüglich benachrichtigt, im Falle der 
schweren Erkrankung nur, wenn die Untersuchungsgefangenen hierin eingewilligt haben. 
Dem Wunsch der Untersuchungsgefangenen, auch andere Personen zu benachrichtigen, 
soll nach Möglichkeit entsprochen werden. Die Untersuchungsgefangenen sind bei Auf-
nahme über die Möglichkeit einer Einwilligung zu belehren." 

 
3. § 26 wird folgt geändert: 

 a) Abs. 4 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

  "Abgesehen von den Fällen des § 25 Abs. 3 und 4 dürfen Besuche aus Gründen der 
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder bei Vorliegen einer entsprechenden verfah-
renssichernden Anordnung offen überwacht werden; die Überwachung erstreckt sich 
hierbei sowohl auf die Untersuchungsgefangenen wie deren Besuch. Die Unterhaltung 
darf nur überwacht werden, soweit dies im Einzelfall aus den in Satz 1 genannten 
Gründen erforderlich ist, und, soweit und solange sie besondere Kategorien perso-
nenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- und Informa-
tionsfreiheitsgesetzes zum Gegenstand hat, unbedingt erforderlich ist." 

 b) Abs. 5 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

  "Die optische Überwachung eines Besuchs kann auch durch technische Hilfsmittel 
erfolgen, insbesondere durch optisch-elektronische Einrichtungen (Videoüberwa-
chung). Die Aufzeichnung und Speicherung von nach Satz 1 erhobenen Daten ist zu-
lässig, wenn sie zum Erreichen des verfolgten Zwecks unbedingt erforderlich ist." 

 
4. § 27 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 "Im Übrigen darf der Schriftwechsel von der Anstalt nach Maßgabe der Abs. 3 und 4 
kontrolliert werden, soweit es wegen eines in § 25 Abs. 2 genannten Grundes unbedingt 
erforderlich ist; die Untersuchungsgefangenen sind auf entsprechende Maßnahmen bei 
Aufnahme hinzuweisen." 

 
5. § 30 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 "Soweit es zur Gewährleistung von Sicherheit oder Ordnung der Anstalt unbedingt erfor-
derlich ist, erfolgt eine offene optische Überwachung der Untersuchungsgefangenen au-
ßerhalb der Hafträume mit technischen Hilfsmitteln, insbesondere Videoüberwachung." 

 
6. § 35 wird wie folgt geändert: 

 a) Dem Abs. 2 Nr. 2 werden die Wörter "insbesondere Videoüberwachung, soweit dies 
unbedingt erforderlich ist," angefügt. 

 b) In Abs. 6 Satz 2 wird vor dem Wort "erforderlich" das Wort "unbedingt" eingefügt.  
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7. In § 46 Abs. 5 wird die Angabe "abweichend von § 55 Abs. 1" gestrichen. 
 
8. Die §§ 54 bis 57 werden wie folgt gefasst: 

 "§ 54 
 Zulässigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 

 (1) Die Anstalt und die Aufsichtsbehörde dürfen personenbezogene Daten nur verarbei-
ten, wenn eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt oder soweit dies 
für den Vollzug der Untersuchungshaft erforderlich und im Falle der Verarbeitung be-
sonderer Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetzes unbedingt erforderlich ist. Soweit in den fol-
genden Vorschriften nichts Abweichendes geregelt ist, findet das Hessische Datenschutz- 
und Informationsfreiheitsgesetz Anwendung; dabei finden insbesondere die Vorschriften 
von Teil 3 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes auf die Daten-
verarbeitung durch die Anstalt oder Aufsichtsbehörde Anwendung, soweit die Datenver-
arbeitung zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes 
genannten Zwecken erfolgt. Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten sind schutz-
würdige Interessen der Betroffenen in jedem Fall der Verarbeitung zu berücksichtigen; 
sofern der Kernbereich privater Lebensgestaltung betroffen ist, darf keine Verarbeitung 
erfolgen. 

 (2) Zur Sicherung des Vollzugs, zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt, zur Identitätsfeststellung oder zur Aufrechterhaltung der medizinischen Versor-
gung und Gesundheitsfürsorge ist, soweit hierfür unbedingt erforderlich, die Verarbei-
tung folgender Daten von Untersuchungsgefangenen mit deren Kenntnis zulässig: 

 1.  biometrische Daten von Fingern und Händen, 

 2.  Lichtbilder, 

 3.  Feststellungen äußerlicher körperlicher Merkmale,  

 4.  Körpermessungen und 

 5.  Gesundheitsdaten.  

 (3) Alle zur Person der Untersuchungsgefangenen erhobenen und für den Vollzug der 
Freiheitsstrafe erforderlichen Daten einschließlich derjenigen, die nach Abs. 2 Nr. 1 bis 
4 erhoben worden sind, sind in eine Gefangenenpersonalakte aufzunehmen, die auch 
elektronisch geführt werden kann. Gesundheitsdaten und die sonstigen in § 57 Abs. 2 
und 3 aufgeführten personenbezogenen Daten sind getrennt von der Gefangenenpersonal-
akte zu führen. 

 (4) Die einzelnen Vollzugsbediensteten sowie die in § 57 Abs. 3, § 67 Abs. 1 Satz 2 und 
3, § 68 Abs. 1 und § 72 genannten Personen dürfen von personenbezogenen Daten nur 
Kenntnis erhalten, soweit dies zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgabe oder für die 
Zusammenarbeit nach § 67 Abs. 3 erforderlich ist. Bei personenbezogenen Daten im 
Sinne von Abs. 2 ist über Satz 1 hinaus erforderlich, dass dies zur Erfüllung der ihnen 
obliegenden Aufgabe oder für die Zusammenarbeit nach § 67 Abs. 3 unbedingt erforder-
lich ist. 

 (5) Die Anstalt ist befugt, zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 
hierfür die Identität aller Personen festzustellen, die Zugang zur Anstalt begehren. Sofern 
unbedingt erforderlich, nimmt die Anstalt den Abgleich biometrischer Daten vor. 

 (6) Soweit dies zur Aufrechterhaltung von Sicherheit oder Ordnung der Anstalt hierfür 
erforderlich ist, werden Außenbereiche der Anstalt mit technischen Hilfsmitteln, insbe-
sondere Videoüberwachung, offen überwacht, sofern keine Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen. Der Umstand der 
Überwachung und der Name und die Kontaktdaten der Verantwortlichen sind den Betrof-
fenen durch geeignete Maßnahmen zum frühestmöglichen Zeitpunkt kenntlich zu ma-
chen. § 26 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend; darüber hinaus ist eine Speicherung nur zu-
lässig, wenn keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Be-
troffenen überwiegen. 

 § 54a 
 Überprüfung anstaltsfremder Personen 

 (1) Personen, die in der Anstalt tätig werden sollen und die zur Anstalt oder Aufsichts-
behörde nicht in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen und nicht im Auftrag einer 
anderen Behörde Zugang begehren, können zu diesen Tätigkeiten nur zugelassen werden, 
wenn keine Sicherheitsbedenken bestehen. Die Anstalt nimmt zur Aufrechterhaltung der 
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Sicherheit oder Ordnung der Anstalt mit Einwilligung der betroffenen Person eine Zuver-
lässigkeitsüberprüfung vor. Sie darf dazu 

 1. eine Auskunft nach § 41 Abs. 1 Nr. 1 des Bundeszentralregistergesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 I 
S. 195), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2732), einho-
len, 

 2. Erkenntnisse der Polizeibehörden und, soweit im Einzelfall erforderlich, des Lande-
samts für Verfassungsschutz abfragen. 

 Ist eine Überprüfung in Eilfällen, beispielsweise bei kurzfristig notwendigen Reparatur-
arbeiten, nicht möglich, hat eine entsprechende Beaufsichtigung der Person bei der Tä-
tigkeit in der Anstalt zu erfolgen. Die Vorschriften des Hessischen Sicherheitsüberprü-
fungsgesetzes vom 19. Dezember 2014 (GVBl. S. 364) in seiner jeweils geltenden Fas-
sung bleiben unberührt. 

 (2) Abgesehen von den Fällen des § 25 Abs. 3 und 4 darf die Anstalt auch bei Personen, 
die die Zulassung zum Besuch von Untersuchungsgefangenen oder zum Besuch der An-
stalt begehren, zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt mit ihrer 
Einwilligung eine Zuverlässigkeitsüberprüfung vornehmen. Abs. 1 Satz 3 gilt entspre-
chend; hierbei teilt die Anstalt den in Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 genannten Behörden auch mit, 
dass und für welche Untersuchungsgefangenen die Person die Zulassung zum Besuch be-
gehrt. 

 (3) Werden der Anstalt sicherheitsrelevante Erkenntnisse bekannt, wird die betroffene 
Person nicht oder nur unter Beschränkungen zu der Tätigkeit oder dem Besuch zugelas-
sen. Gleiches gilt, wenn die betroffene Person eine Einwilligung in eine Zuverlässig-
keitsüberprüfung verweigert. 

 (4) Personen nach Abs. 1 und 2 sind über die Benachrichtigung nach § 51 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes hinaus über den Anlass der Zuverlässig-
keitsprüfung, ihren möglichen Umfang nach Abs. 1 und 2 und über die Rechtsfolgen 
nach Abs. 3 mit der Einwilligungsanfrage zu belehren. 

 (5) Im Rahmen der Überprüfung bekannt gewordene Daten dürfen, soweit nicht aufgrund 
einer anderen gesetzlichen Vorschrift ihre Übermittlung gestattet oder vorgeschrieben ist, 
mit Ausnahme des für die Überprüfung einer Entscheidung nach Abs. 3 zuständigen Ge-
richts nicht an Dritte übermittelt werden. 

 (6) Die Zuverlässigkeitsüberprüfung ist in der Regel nach Ablauf einer Frist von fünf 
Jahren zu wiederholen, sofern ihre Erforderlichkeit nach Abs. 1 Satz 1 weiter besteht. 
Sie kann zudem wiederholt werden, wenn neue sicherheitsrelevante Erkenntnisse dies 
nahelegen. 

 § 55 
 Auslesen von Datenspeichern 

 Elektronische Datenspeicher sowie elektronische Geräte mit Datenspeicher, die ohne 
Erlaubnis in die Anstalt eingebracht wurden, dürfen auf schriftliche Anordnung der An-
staltsleitung ausgelesen werden, soweit konkrete Anhaltspunkte die Annahme rechtferti-
gen, dass dies für die Erfüllung von Ziel und Aufgabe des Vollzugs der Untersuchungs-
haft, insbesondere zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, unbe-
dingt erforderlich ist. Die Gründe sind in der Anordnung festzuhalten. Sind die Betroffe-
nen bekannt, sind ihnen die Gründe vor dem Auslesen mitzuteilen. Die Untersuchungs-
gefangenen sind bei der Aufnahme über die Möglichkeit des Auslesens von nicht gestat-
teten Datenspeichern zu belehren. 

 § 56 
 Zweckbindung und Übermittlung 

 (1) Personenbezogene Daten dürfen zu Zwecken, für die sie nicht erhoben oder gespei-
chert worden sind, nur verarbeitet, insbesondere übermittelt werden, wenn ein Fall der 
§§ 20 bis 27 und 44 bis 45 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgeset-
zes vorliegt, insbesondere soweit dies  

 1. zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes ge-
nannten Zwecken, 

 2. in gerichtlichen Verfahren wegen Maßnahmen nach diesem Gesetz, 

 3. für Maßnahmen der Gerichtshilfe, Bewährungshilfe oder Führungsaufsicht, 

 4. zur Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen der Entlassungsvorbereitung 
und Nachsorge, 
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 5. für Entscheidungen in Gnadensachen, 

 6. für sozialrechtliche Maßnahmen, 

 7. für die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für Angehörige der Untersuchungsgefange-
nen (§ 11 Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuchs), 

 8. für dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im Zusammenhang mit der Aufnahme 
und Entlassung von Soldaten, 

 9. für ausländerrechtliche Maßnahmen, 

 10. für die Durchführung der Besteuerung, 

 11. zur Ausübung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen sowie zu Ausbildungs- und 
Prüfungszwecken oder 

 12. für gesetzlich angeordnete Statistiken der Rechtspflege 

 erforderlich und bei besonderen Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 
des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes unbedingt erforderlich ist. 

 (2) Bei der Überwachung der Besuche, der Telekommunikation oder des Schriftwechsels 
sowie bei der Überwachung des Inhalts von Paketen und dem Auslesen von Datenspei-
chern bekannt gewordene personenbezogene Daten dürfen über ihre Erhebung oder Spei-
cherung hinaus nur verarbeitet, insbesondere übermittelt werden, wenn dies  

 1. nach Abs. 1 Nr. 1 oder 2 zulässig ist,  

 2. eine Rechtsvorschrift vorsieht, zwingend voraussetzt oder  

 3. die Wahrung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt, die Sicherung des Vollzugs 
der Untersuchungshaft oder die Umsetzung einer verfahrenssichernden Anordnung 
gebietet 

 und es unbedingt erforderlich ist. Daten nach Satz 1 sind hinsichtlich des Ursprungs ihrer 
Erhebung und Speicherung eindeutig zu kennzeichnen. § 4 Abs. 3 Satz 2 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes bleibt unberührt. 

 (3) Die Anstalt oder Aufsichtsbehörde kann auf Antrag mitteilen, ob sich jemand in 
Untersuchungshaft befindet sowie ob und wann die Entlassung voraussichtlich ansteht, 
soweit dies nach Abs. 1 zulässig ist. Die Untersuchungsgefangenen werden vor der Mit-
teilung gehört, es sei denn, es ist zu besorgen, dass dadurch die Verfolgung des Interes-
ses der Antragsteller vereitelt oder wesentlich erschwert werden würde. Ist die Anhörung 
unterblieben, werden die betroffenen Untersuchungsgefangenen über die Mitteilung der 
Anstalt oder Aufsichtsbehörde nachträglich unterrichtet. Bei einer nicht nur vorläufigen 
Einstellung des Verfahrens, einer unanfechtbaren Ablehnung der Eröffnung des Haupt-
verfahrens oder einem rechtskräftigen Freispruch sind auf Antrag der betroffenen Unter-
suchungsgefangenen die Stellen, die eine Mitteilung nach Satz 1 erhalten haben, in 
Kenntnis zu setzen. Die betroffenen Untersuchungsgefangenen sind bei der Anhörung 
nach Satz 2 auf ihr Antragsrecht hinzuweisen. 

 (4) Akten mit personenbezogenen Daten dürfen nur anderen Anstalten, Aufsichtsbehör-
den, den für strafvollzugs-, strafvollstreckungs- und strafrechtliche Entscheidungen zu-
ständigen Gerichten sowie den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden über-
lassen werden; die Überlassung an andere öffentliche Stellen ist zulässig, soweit die Er-
teilung einer Auskunft einen unvertretbaren Aufwand erfordert oder nach Darlegung der 
die Akteneinsicht begehrenden Stellen für die Erfüllung der Aufgabe nicht ausreicht. 
Entsprechendes gilt für die Überlassung von Akten an die von der Vollzugsbehörde mit 
Gutachten beauftragten Personen oder Stellen. 

 (5) Von der Anstalt oder der Aufsichtsbehörde übermittelte personenbezogene Daten dür-
fen nur zu dem Zweck verarbeitet werden, zu dessen Erfüllung sie übermittelt worden 
sind. Der Empfänger darf die Daten für andere Zwecke nur verarbeiten, soweit sie ihm 
auch für diese Zwecke hätten übermittelt werden dürfen und wenn im Falle einer Übermitt-
lung an nicht öffentliche Stellen die übermittelnde Vollzugsbehörde eingewilligt hat. Die 
Anstalt oder Aufsichtsbehörde hat den Empfänger auf die Zweckbindung nach Satz 1 hin-
zuweisen und für den Fall, dass die übermittelten Daten besondere Kategorien personenbe-
zogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz-Informationsfreiheitsgesetzes 
enthalten, auf diese Einstufung. 

 (6) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten unterbleibt, soweit die in § 57 
Abs. 2 und § 61 Abs.4 und 7 geregelten Einschränkungen oder besondere gesetzliche 
Verwendungsregelungen entgegenstehen. Dies gilt nicht, wenn ein nach Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 zuständiges Gericht diese Daten anfordert oder dies zur Erfüllung der Aufgaben einer 
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in § 119 Abs. 4 Nr. 13 der Strafprozessordnung genannten Stelle im Rahmen eines Be-
suchs der Anstalt erforderlich ist. 

 (7) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde 
Anstalt oder Aufsichtsbehörde. Erfolgt die Übermittlung auf Ersuchen einer öffentlichen 
Stelle, trägt diese die Verantwortung. In diesem Fall prüft die übermittelnde Anstalt oder 
Aufsichtsbehörde nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des 
Empfängers liegt und die Abs. 2 und 6 der Übermittlung nicht entgegenstehen, es sei 
denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. 

 § 57 
 Schutz besonderer Daten 

 (1) Besondere Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes, insbesondere das religiöse oder weltan-
schauliche Bekenntnis von Untersuchungsgefangenen und personenbezogene Daten, die 
anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Anstalt nicht 
allgemein kenntlich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten über die Gefan-
genen dürfen innerhalb der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für 
ein geordnetes Zusammenleben in der Anstalt erforderlich ist. 

 (2) Personenbezogene Daten, die in der Anstalt tätigen Personen im Sinne von § 203 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 des Strafgesetzbuchs von Untersuchungsgefangenen als Geheimnis 
anvertraut oder über Untersuchungsgefangene als Geheimnis sonst bekannt geworden 
sind, unterliegen auch gegenüber der Anstalt und der Aufsichtsbehörde der Schweige-
pflicht. Die in Satz 1 genannten Personen sind befugt und verpflichtet, diese Daten ge-
genüber der Anstaltsleitung zu offenbaren, soweit dies für die Sicherheit der Anstalt oder 
zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leben oder Gesundheit von Untersuchungsge-
fangenen oder Dritten unbedingt erforderlich ist. Eine Befugnis zur Offenbarung besteht 
auch, soweit es die Feststellung betrifft, ob Untersuchungsgefangene fähig sind, an be-
stimmten vollzuglichen Maßnahmen teilzunehmen. 

 (3) In Abs. 2 gelten Satz 2 und 3 entsprechend für die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 
des Strafgesetzbuchs genannten Personen außerhalb des Vollzugs, die mit der Untersu-
chung, Behandlung oder Betreuung von Untersuchungsgefangenen beauftragt wurden, mit 
der Maßgabe, dass die vorgenannten Personen lediglich zu einer Offenbarung befugt sind.  

 (4) Die Untersuchungsgefangenen sind bei der Aufnahme über die nach Abs. 2 Satz 2 
und Abs. 3 bestehenden Offenbarungsbefugnisse und Offenbarungspflichten zu unterrich-
ten. 

 (5) Die nach Abs. 2 und 3 offenbarten Daten dürfen nur für den Zweck, für den sie of-
fenbart wurden oder für den eine Offenbarung zulässig gewesen wäre, und in dem hier-
für unbedingt erforderlichen Umfang verarbeitet werden." 

 
9. In § 58 Abs. 3 wird die Angabe „§ 15 des Hessischen Datenschutzgesetzes“ durch „§ 58 

des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes“ ersetzt. 
 
10. Die §§ 59 bis 61 werden wie folgt gefasst: 

 "§ 59 
 Datensicherung 

 (1) Mit der Datenverarbeitung befasste Personen dürfen personenbezogene Daten nicht 
unbefugt verarbeiten. Sie sind über die bei ihrer Tätigkeit zu beachtenden Vorschriften 
über den Datenschutz zu unterrichten. Auf die besonderen Anforderungen bei der Verar-
beitung von Daten, die aus Videoüberwachung oder aus Maßnahmen im Sinne von § 56 
Abs. 2,  
§ 57 Abs. 1 und 2 stammen oder besondere Kategorien personenbezogener Daten nach 
§ 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes oder den Kern-
bereich privater Lebensgestaltung betreffen, sind sie gesondert hinzuweisen. Das Datenge-
heimnis besteht auch nach der Beendigung der Tätigkeit fort. 

 (2) Akten und Dateien mit personenbezogenen Daten sind nach Maßgabe des § 59 des 
Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes durch technische und organi-
satorische Maßnahmen gegen unbefugten Zugriff zu schützen. Gefangenenpersonalakten, 
Gesundheitsakten, Krankenblätter und sonstige in § 57 Abs. 2 und 3 aufgeführte perso-
nenbezogene Daten sind getrennt von anderen Unterlagen zu führen und besonders zu si-
chern. 
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 § 60 

 Information und Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht 

 Die Betroffenen erhalten Auskunft und Information hinsichtlich der zu ihrer Person ver-
arbeiteten Daten nach Maßgabe der §§ 50 bis 52 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes, soweit die Datenverarbeitung zu den in § 40 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes genannten Zwecken erfolgt; im Übrigen 
nach Maßgabe der §§ 31 bis 33 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheits-
gesetzes. Soweit dies zur Wahrnehmung rechtlicher Interessen erforderlich ist, wird dem 
Betroffenen Akteneinsicht gewährt. 

 § 61 
 Berichtigung, Einschränkung der Verarbeitung und Löschung 

 (1) Personenbezogene Daten sind nach Maßgabe der §§ 53 und 70 des Hessischen Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetzes zu berichtigen, zu löschen oder in der Verar-
beitung einzuschränken, soweit sie zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes genannten Zwecken verarbeitet wurden und in den nachfol-
genden Absätzen keine besonderen Regelungen getroffen sind; im Übrigen gilt § 34 des 
Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes.  

 (2) Personenbezogene Daten, die durch den Einsatz eines elektronischen Überwachungs-
systems erhoben wurden oder hierbei angefallen sind, sind nach Beendigung der Maß-
nahme unverzüglich, Videoaufnahmen oder Ergebnisse von Maßnahmen nach § 55 spä-
testens 72 Stunden nach Ende des Kalendertages, an dem sie angefallen sind, zu löschen, 
soweit nicht zum Zeitpunkt der Entscheidung über die Löschung die weitere Aufbewah-
rung bei Einschränkung der Verarbeitung zu konkreten Beweiszwecken unbedingt erfor-
derlich ist. Sind personenbezogene Daten entgegen § 54 Abs. 1 Satz 3 verarbeitet wor-
den, sind diese unverzüglich, spätestens 24 Stunden nach Ende des Kalendertages, an 
dem sie angefallen sind, zu löschen. Die Tatsache der Löschung nach Satz 1 und 2 ist zu 
dokumentieren; die Dokumentation darf ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkon-
trolle verwendet werden und ist zu löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr erfor-
derlich ist, spätestens jedoch am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der Dokumenta-
tion folgt. 

 (3) Personenbezogene Daten, die in der Gefangenenpersonalakte oder in anderen zur 
Person der Untersuchungsgefangenen geführten Dateien und Akten gespeichert sind, sind 
spätestens zwei Jahre nach der Entlassung oder der Verlegung in eine andere Anstalt zu 
löschen. Sonstige personenbezogene Daten, die in anderen Dateien und Akten gespei-
chert sind, sind, sofern ihre Speicherung nicht mehr erforderlich ist, unverzüglich, spä-
testens nach Ablauf von fünf Jahren ab ihrer Erhebung zu löschen.    

 (4) Eine Löschung personenbezogener Daten unterbleibt, soweit und solange ihre Spei-
cherung bei Einschränkung ihrer Verarbeitung nach  

 1. § 53 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes, insbesondere 
aufgrund ärztlicher Dokumentationspflichten, oder  

 2. § 34 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes  

 erfolgt. In ihrer Verarbeitung eingeschränkte Daten sind besonders zu kennzeichnen und 
dürfen außer bei Einwilligung der Betroffenen nur zu dem Zweck verarbeitet, insbeson-
dere übermittelt werden, der ihrer Löschung entgegenstand. Die Einschränkung der Ver-
arbeitung endet, wenn Untersuchungsgefangene erneut zum Vollzug einer Freiheitsent-
ziehung aufgenommen werden oder die Betroffenen eingewilligt haben. Bei den in der 
Verarbeitung eingeschränkten personenbezogenen Daten können bis zum Ablauf der 
Aufbewahrungsfrist für die Gefangenenpersonalakten oder anderer zur Person der Unter-
suchungsgefangenen geführten Dateien oder Akten die Angaben über Familienname, 
Vorname, Geburtsname, Geburtstag, Geburtsort, Eintritts- und Austrittsdatum gespei-
chert werden, soweit dies für das Auffinden dieser Dateien oder Akten erforderlich ist. 

 (5) Die Erforderlichkeit der Löschung, auch bei in der Verarbeitung eingeschränkten 
personenbezogenen Daten, ist jährlich zu kontrollieren. Die Frist zur Kontrolle perso-
nenbezogener Daten, die in der Gefangenenpersonalakte oder in anderen zur Person der 
Gefangenen geführten Dateien und Akten gespeichert sind, beginnt mit der Entlassung 
oder Verlegung des Gefangenen in eine andere Anstalt, in sonstigen Fällen mit Erhebung 
der personenbezogenen Daten. 

 (6) Erhält die Anstalt von einer nicht nur vorläufigen Einstellung des Verfahrens, einer 
unanfechtbaren Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens oder einem rechtskräfti-
gen Freispruch Kenntnis, so tritt an die Stelle der in Abs. 3 Satz 1 und der in Abs. 5 Satz 
2 genannten Fristen zur Kontrolle personenbezogener Daten, die in der Gefangenenper-
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sonalakte oder in anderen zur Person der Gefangenen geführten Dateien und Akten ge-
speichert sind, eine Frist von einem Monat ab Kenntniserlangung.  

 (7) Folgende Aufbewahrungsfristen von Dateien und Akten, soweit diese in der Verar-
beitung eingeschränkt sind, dürfen nicht überschritten werden: 

 1. 20 Jahre bei Daten aus Gefangenenpersonalakten, Gesundheitsakten und Krankenblät-
tern, 

 2. 30 Jahre bei Daten aus Gefangenenbüchern. 

 Dies gilt nicht, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Aufbewahrung 
für die in Abs. 4 genannten Zwecke weiterhin erforderlich ist. Die Aufbewahrungsfrist 
beginnt mit dem auf das Jahr der Weglegung folgenden Kalenderjahr. Die Vorschriften 
des Hessischen Archivgesetzes vom 26. November 2012 (GVBl. S. 458) in seiner jeweils 
geltenden Fassung bleiben unberührt." 

 
 

Artikel 5 
Änderung des Hessischen Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes 

 
Das Hessische Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz vom 5. März 2013 (GVBl. S. 46), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 5. Oktober 2017 (GVBl. S. 294), wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 a) Die Angabe zu § 59 wird wie folgt gefasst: 

  "§ 59 Auslesen von Datenspeichern" 

 b) Die Angabe zu den §§ 64 und 65 wird wie folgt gefasst: 

  "§ 64 Information und Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht 

  § 65 Berichtigung, Einschränkung der Verarbeitung und Löschung" 
 
2. § 24 Abs. 9 wird wie folgt gefasst: 

 "(9) Bei schwerer Erkrankung oder Tod von Untergebrachten werden die der Einrich-
tung bekannten nächsten Angehörigen unverzüglich benachrichtigt, im Falle der schwe-
ren Erkrankung nur, wenn die Untergebrachten hierin eingewilligt haben. Dem Wunsch 
der Untergebrachten, auch andere Personen zu benachrichtigen, soll nach Möglichkeit 
entsprochen werden. Die Untergebrachten sind bei Aufnahme über die Möglichkeit einer 
Einwilligung zu belehren." 

 
3. § 34 wird folgt geändert: 

 a) Abs. 4 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

  "Abgesehen von den Fällen des § 33 Abs. 3 und 4 dürfen Besuche aus Gründen der 
Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung oder aus Gründen der Behandlung offen 
überwacht werden; die Überwachung erstreckt sich hierbei sowohl auf die Unterge-
brachten wie deren Besuch. Die Unterhaltung darf nur überwacht werden, soweit dies 
im Einzelfall aus den in Satz 1 genannten Gründen erforderlich ist, und, soweit sie 
besondere Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Da-
tenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle dieses Gesetzes, ggf. Fundstelle von Art. 1] zum Gegenstand hat, un-
bedingt erforderlich ist." 

 b) In Abs. 5 werden Satz 1 und 2 durch die folgenden Sätze ersetzt: 

  "Die optische Überwachung eines Besuchs kann auch durch technische Hilfsmittel 
erfolgen, insbesondere durch optisch-elektronische Einrichtungen (Videoüberwa-
chung). Die Aufzeichnung und Speicherung von nach Satz 1 erhobenen Daten ist zu-
lässig, wenn sie zum Erreichen des verfolgten Zwecks unbedingt erforderlich ist." 

 
4. § 35 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 "Abgesehen von den Fällen des § 33 Abs. 3 und 4 darf der Schriftwechsel überwacht 
werden, soweit zur Erfüllung von Ziel und Aufgaben des Vollzugs der Sicherungsver-
wahrung nach § 2, insbesondere aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Einrich-
tung oder aus Gründen der Behandlung unbedingt erforderlich ist; die Untergebrachten 
sind auf entsprechende Maßnahmen bei Aufnahme hinzuweisen." 
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5. § 45 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 "Soweit es zur Gewährleistung von Sicherheit oder Ordnung der Anstalt unbedingt erfor-
derlich ist, erfolgt eine offene optische Überwachung der Gefangenen außerhalb der 
Hafträume mit technischen Hilfsmitteln, insbesondere Videoüberwachung." 

 
6. § 50 wird wie folgt geändert: 

 a) Dem Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe "insbesondere Videoüberwachung, soweit dies 
unbedingt erforderlich ist," angefügt. 

 b) In Abs. 6 Satz 2 wird vor dem Wort "erforderlich" das Wort "unbedingt" eingefügt. 
 
7. Die §§ 58 bis 61 werden wie folgt gefasst: 

 "§ 58 
 Zulässigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 

 (1) Die Einrichtung und die Aufsichtsbehörde dürfen personenbezogene Daten nur verar-
beiten, wenn eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend voraussetzt oder soweit 
dies für den Vollzug der Unterbringung erforderlich und im Falle der Verarbeitung be-
sonderer Kategorien personenbezogener nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- 
und Informationsfreiheitsgesetzes unbedingt erforderlich ist. Soweit in den folgenden 
Vorschriften nichts Abweichendes geregelt ist, findet das Hessische Datenschutzgesetz in 
der jeweils geltenden Fassung Anwendung; dabei finden insbesondere die Vorschriften 
von Teil 3 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes auf die Daten-
verarbeitung durch die Anstalt oder Aufsichtsbehörde Anwendung, soweit die Datenver-
arbeitung zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes 
genannten Zwecken erfolgt. Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten sind schutz-
würdige Interessen der Betroffenen in jedem Fall der Verarbeitung zu berücksichtigen; 
sofern der Kernbereich privater Lebensgestaltung betroffen ist, darf keine Verarbeitung 
erfolgen. 

 (2) Zur Sicherung von Ziel und Aufgabe des Vollzugs der Sicherungsverwahrung nach  
§ 2, insbesondere zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung, 
zur Identitätsfeststellung oder zur Aufrechterhaltung der medizinischen Versorgung und 
Gesundheitsfürsorge ist, soweit hierfür unbedingt erforderlich, die Verarbeitung folgen-
der Daten von Gefangenen mit deren Kenntnis zulässig: 

 1.  biometrische Daten von Fingern und Händen, 

 2. Lichtbilder,  

 3.  Feststellungen äußerlicher körperlicher Merkmale,  

 4.  Körpermessungen und 

 5.  Gesundheitsdaten.  

 (3) Alle zur Person der Untergebrachten erhobenen und für den Vollzug der Unterbrin-
gung erforderlichen Daten einschließlich derjenigen, die nach Abs. 2 Nr. 1 bis 4 erhoben 
worden sind, sind in eine Untergebrachtenpersonalakte aufzunehmen, die auch elektro-
nisch geführt werden kann. Gesundheitsdaten und die sonstigen in § 61 Abs. 2 und 3 
aufgeführten personenbezogenen Daten sind getrennt von der 
Untergebrachtenpersonalakte zu führen. 

 (4) Die einzelnen Vollzugsbediensteten sowie die in § 61 Abs. 3, § 71 Abs. 1 Satz 2 und 
3, § 72 Abs. 1 und § 76 genannten Personen dürfen von personenbezogenen Daten nur 
Kenntnis erhalten, soweit dies zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgabe oder für die 
Zusammenarbeit nach § 4 Abs. 2 und § 71 Abs. 5 erforderlich ist. Bei personenbezoge-
nen Daten im Sinne von Abs. 2 ist über Satz 1 hinaus erforderlich, dass dies zur Erfül-
lung der ihnen obliegenden Aufgabe oder für die Zusammenarbeit nach § nach § 4 
Abs. 2 und § 71 Abs. 5 unbedingt erforderlich ist. 

 (5) Die Einrichtung ist befugt, zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der 
Einrichtung die Identität aller Personen festzustellen, die Zugang zur Einrichtung begeh-
ren. Sofern unbedingt erforderlich, nimmt die Einrichtung den Abgleich biometrischer 
Daten vor. 

 (6) Soweit dies zur Aufrechterhaltung von Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung oder 
zur Abwendung von Gefahren hierfür erforderlich ist, werden Außenbereiche der Ein-
richtung mit technischen Hilfsmitteln, insbesondere Videoüberwachung, offen über-
wacht, sofern keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Be-
troffenen überwiegen. Der Umstand der Überwachung und der Name und die Kontaktda-
ten der Verantwortlichen sind den Betroffenen durch geeignete Maßnahmen zum frü-
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hestmöglichen Zeitpunkt kenntlich zu machen. § 45 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend; da-
rüber hinaus ist eine Speicherung nur zulässig, wenn keine Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen. 

 § 58a 
 Überprüfung einrichtungsfremder Personen 

 (1) Personen, die in der Einrichtung tätig werden sollen und die zur Einrichtung oder 
Aufsichtsbehörde nicht in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis stehen und nicht im Auf-
trag einer anderen Behörde Zugang begehren, können zu diesen Tätigkeiten nur zugelas-
sen werden, wenn keine Sicherheitsbedenken bestehen. Die Einrichtung nimmt zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung und zur Abwendung von Ge-
fahren hierfür mit Einwilligung der betroffenen Person eine Zuverlässigkeitsüberprüfung 
vor. Sie darf dazu 

 1. eine Auskunft nach § 41 Abs. 1 Nr. 1 des Bundeszentralregistergesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 I 
S. 195), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2732), einho-
len, 

 2. Erkenntnisse der Polizeibehörden und, soweit im Einzelfall erforderlich, des Lande-
samts für Verfassungsschutz abfragen. 

 Ist eine Überprüfung in Eilfällen, beispielsweise bei kurzfristig notwendigen Reparatur-
arbeiten, nicht möglich, hat eine entsprechende Beaufsichtigung der Person bei der Tä-
tigkeit in der Einrichtung zu erfolgen. Die Vorschriften des Hessischen Sicherheitsüber-
prüfungsgesetzes vom 19. Dezember 2014 (GVBl. S. 364) in seiner jeweils geltenden 
Fassung bleiben unberührt. 

 (2) Abgesehen von den Fällen des § 33 Abs. 3 und 4 darf die Einrichtung auch bei Per-
sonen, die die Zulassung zum Untergebrachtenbesuch oder zum Besuch der Einrichtung 
begehren, zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung mit ihrer 
Einwilligung eine Zuverlässigkeitsüberprüfung vornehmen. Abs. 1 Satz 3 gilt entspre-
chend; hierbei teilt die Einrichtung den in Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 genannten Behörden auch 
mit, dass und für welche Untergebrachten die Person die Zulassung zum 
Untergebrachtenbesuch begehrt. 

 (3) Werden der Einrichtung sicherheitsrelevante Erkenntnisse bekannt, wird die betroffe-
ne Person nicht oder nur unter Beschränkungen zu der Tätigkeit oder dem Besuch zuge-
lassen. Gleiches gilt, wenn die betroffene Person eine Einwilligung in eine Zuverlässig-
keitsüberprüfung verweigert. 

 (4) Personen nach Abs. 1 und 2 sind über die Benachrichtigung nach § 51 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes hinaus über den Anlass der Zuverlässig-
keitsprüfung, ihren möglichen Umfang nach Abs. 1 und 2 und über die Rechtsfolgen 
nach Abs. 3 mit der Einwilligungsanfrage zu belehren. 

 (5) Im Rahmen der Überprüfung bekannt gewordene Daten dürfen, soweit nicht aufgrund 
einer anderen gesetzlichen Vorschrift ihre Übermittlung gestattet oder vorgeschrieben ist, 
mit Ausnahme des für die Überprüfung einer Entscheidung nach Abs. 3 zuständigen Ge-
richts nicht an Dritte übermittelt werden. 

 (6) Die Zuverlässigkeitsüberprüfung ist in der Regel nach Ablauf einer Frist von fünf 
Jahren zu wiederholen, sofern ihre Erforderlichkeit nach Abs. 1 Satz 1 weiter besteht. 
Sie kann zudem wiederholt werden, wenn neue sicherheitsrelevante Erkenntnisse dies 
nahelegen. 

 § 59 
 Auslesen von Datenspeichern 

 Elektronische Datenspeicher sowie elektronische Geräte mit Datenspeicher, die ohne 
Erlaubnis in die Einrichtung eingebracht wurden, dürfen auf schriftliche Anordnung der 
Einrichtungsleitung ausgelesen werden, soweit konkrete Anhaltspunkte die Annahme 
rechtfertigen, dass dies für die Erfüllung von Ziel und Aufgabe des Vollzugs der Siche-
rungsverwahrung nach § 2, insbesondere zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung, unbedingt erforderlich ist. Die Gründe sind in der Anordnung 
festzuhalten. Sind die Betroffenen bekannt, sind ihnen die Gründe vor dem Auslesen mit-
zuteilen. Die Untergebrachten sind bei der Aufnahme über die Möglichkeit des Ausle-
sens von nicht gestatteten Datenspeichern zu belehren. 

 § 60 
 Zweckbindung und Übermittlung 

 (1) Personenbezogene Daten dürfen zu Zwecken, für die sie nicht erhoben oder gespei-
chert worden sind, nur verarbeitet, insbesondere übermittelt werden, wenn ein Fall der 
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§§ 20 bis 27 und 44 bis 45 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgeset-
zes vorliegt, insbesondere soweit dies  

 1. zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes ge-
nannten Zwecken, 

 2. in gerichtlichen Verfahren wegen Maßnahmen nach diesem Gesetz, 

 3. für Maßnahmen der Gerichtshilfe, Bewährungshilfe oder Führungsaufsicht, 

 4. zur Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen der Entlassungsvorbereitung 
und Nachsorge, 

 5. für Entscheidungen in Gnadensachen, 

 6. für sozialrechtliche Maßnahmen, 

 7. für die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für Angehörige der Untergebrachten (§ 11 
Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuchs), 

 9. für ausländerrechtliche Maßnahmen, 

 10. für die Durchführung der Besteuerung, 

 11. zur Ausübung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen sowie zu Ausbildungs- und 
Prüfungszwecken oder 

 12. für gesetzlich angeordnete Statistiken der Rechtspflege 

 erforderlich und bei besonderen Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 
des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes unbedingt erforderlich ist. 

 (2) Bei der Überwachung der Besuche, der Telekommunikation oder des Schriftwechsels 
sowie bei der Überwachung des Inhalts von Paketen und dem Auslesen von Datenspei-
chern bekannt gewordene personenbezogene Daten dürfen über ihre Erhebung oder Spei-
cherung hinaus nur verarbeitet, insbesondere übermittelt werden, wenn dies  

 1. nach Abs. 1 Nr. 1 oder 2 zulässig ist,  

 2. eine Rechtsvorschrift vorsieht, zwingend voraussetzt oder  

 3. die Wahrung der Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung oder die Erreichung des 
Vollzugsziels gebietet 

 und es unbedingt erforderlich ist. Daten nach Satz 1 sind hinsichtlich des Ursprungs ihrer 
Erhebung und Speicherung eindeutig zu kennzeichnen. § 4 Abs. 3 Satz 2 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes bleibt unberührt. 

 (3) Die Einrichtung oder Aufsichtsbehörde kann auf Antrag mitteilen, ob sich jemand in 
Sicherungsverwahrung befindet sowie ob und wann die Entlassung voraussichtlich an-
steht, soweit dies nach Abs. 1 zulässig ist. Weiterhin können unter den Voraussetzungen 
des Satzes 1 auf schriftlichen Antrag Auskünfte auch über die Vermögensverhältnisse der 
Untergebrachten oder ihre Entlassungsadresse erteilt werden, wenn dies zur Feststellung 
oder Durchsetzung von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit der Straftat erforder-
lich ist. Unter den Voraussetzungen von § 406d Abs. 2 und 3 der Strafprozessordnung 
können Mitteilungen über die erstmalige Gewährung von vollzugsöffnenden Maßnahmen 
nach den §§ 13 und 16 Abs. 2 auch durch die Einrichtung erfolgen. Die Untergebrachten 
werden vor Mitteilungen nach Satz 1 bis 3 gehört, es sei denn, es ist zu besorgen, dass 
dadurch die Verfolgung des Interesses der Antragsteller vereitelt oder wesentlich er-
schwert werden würde. Ist die Anhörung unterblieben, werden die betroffenen Unterge-
brachten über die Mitteilung der Einrichtung oder Aufsichtsbehörde nachträglich unter-
richtet. 

 (4) Akten mit personenbezogenen Daten dürfen nur anderen Einrichtungen, Aufsichtsbe-
hörden, den für strafvollzugs-, strafvollstreckungs- und strafrechtliche Entscheidungen 
zuständigen Gerichten sowie den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden 
überlassen werden; die Überlassung an andere öffentliche Stellen ist zulässig, soweit die 
Erteilung einer Auskunft einen unvertretbaren Aufwand erfordert oder nach Darlegung 
der die Akteneinsicht begehrenden Stellen für die Erfüllung der Aufgabe nicht ausreicht. 
Entsprechendes gilt für die Überlassung von Akten an die von der Vollzugsbehörde mit 
Gutachten beauftragten Personen oder Stellen. 

 (5) Von der Einrichtung oder der Aufsichtsbehörde übermittelte personenbezogene Daten 
dürfen nur zu dem Zweck verarbeitet werden, zu dessen Erfüllung sie übermittelt wor-
den sind. Der Empfänger darf die Daten für andere Zwecke nur verarbeiten, soweit sie 
ihm auch für diese Zwecke hätten übermittelt werden dürfen und wenn im Falle einer 
Übermittlung an nicht öffentliche Stellen die übermittelnde Vollzugsbehörde eingewilligt 
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hat. Die Einrichtung oder Aufsichtsbehörde hat den Empfänger auf die Zweckbindung 
nach Satz 1 hinzuweisen und für den Fall, dass die übermittelten Daten besondere Kate-
gorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes enthalten, auf diese Einstufung. 

 (6) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten unterbleibt, soweit die in § 61 Abs. 
2 und § 65 Abs. 4 und 6 geregelten Einschränkungen oder besondere gesetzliche Ver-
wendungsregelungen entgegenstehen. Dies gilt nicht, wenn ein nach Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
zuständiges Gericht diese Daten anfordert oder dies zur Erfüllung der Aufgaben einer in 
§ 119 Abs. 4 Nr. 13 der Strafprozessordnung genannten Stelle im Rahmen eines Besuchs 
der Einrichtung erforderlich ist. 

 (7) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde 
Einrichtung oder Aufsichtsbehörde. Erfolgt die Übermittlung auf Ersuchen einer öffentli-
chen Stelle, trägt diese die Verantwortung. In diesem Fall prüft die übermittelnde Ein-
richtung oder Aufsichtsbehörde nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Auf-
gaben des Empfängers liegt und die Abs. 2 und 6 der Übermittlung nicht entgegenstehen, 
es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung be-
steht. 

 (8) Für Daten, die im Rahmen einer Maßnahme nach § 14 Abs. 2 erhoben werden, gilt  
§ 463a Abs. 4 der Strafprozessordnung entsprechend mit der Maßgabe, dass 

 1. diese Daten ohne Einwilligung der betroffenen Person nur verwendet werden, soweit 
dies erforderlich ist zur 

  a) Feststellung oder Ahndung eines Verstoßes gegen eine Weisung nach § 14 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 9, 

  b) Wiederergreifung, 

  c) Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr für das Leben, die körperli-
che Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder sexuelle Selbstbestimmung 
Dritter oder 

  d) Verfolgung einer Straftat der in § 66 Abs. 3 Satz 1 des Strafgesetzbuchs ge-
nannten Art, 

 2. sich die Einrichtung zur Verarbeitung der Daten einer öffentlichen Stelle bedienen 
kann, zu deren Aufgaben die elektronische Überwachung von Weisungen nach § 68b 
Abs. 1 Nr. 12 des Strafgesetzbuchs gehört. 

 § 61 
 Schutz besonderer Daten 

 (1) Besondere Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes, insbesondere das religiöse oder weltan-
schauliche Bekenntnis von Untergebrachten und personenbezogene Daten, die anlässlich 
ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Einrichtung nicht allge-
mein kenntlich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten über die Unterge-
brachten dürfen innerhalb der Einrichtung allgemein kenntlich gemacht werden, soweit 
dies für ein geordnetes Zusammenleben in der Einrichtung erforderlich ist. 

 (2) Personenbezogene Daten, die in der Einrichtung tätigen Personen im Sinne von § 203 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 des Strafgesetzbuchs von Untergebrachten als Geheimnis anver-
traut oder über Untergebrachte als Geheimnis sonst bekannt geworden sind, unterliegen 
auch gegenüber der Einrichtung und der Aufsichtsbehörde der Schweigepflicht. Die in 
Satz 1 genannten Personen sind befugt und verpflichtet, diese Daten gegenüber der Ein-
richtungsleitung zu offenbaren, soweit dies für die Sicherheit der Einrichtung oder zur 
Abwehr von erheblichen Gefahren für Leben oder Gesundheit von Untergebrachten oder 
Dritten unbedingt erforderlich ist. Eine Befugnis zur Offenbarung besteht auch, soweit es 
die Feststellung betrifft, ob die Untergebrachten fähig sind, an bestimmten vollzuglichen 
Maßnahmen teilzunehmen oder ob sie an Behandlungsmaßnahmen teilnehmen und daran 
mitwirken. 

 (3) In Abs. 2 gelten Satz 2 und 3 entsprechend für die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 
des Strafgesetzbuchs genannten Personen außerhalb des Vollzugs, die mit der Untersu-
chung, Behandlung oder Betreuung von Untergebrachten beauftragt wurden, mit der 
Maßgabe, dass die vorgenannten Personen lediglich zu einer Offenbarung befugt sind.  

 (4) Die Untergebrachten sind bei der Aufnahme über die nach Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 
bestehenden Offenbarungsbefugnisse und Offenbarungspflichten zu unterrichten. 
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 (5) Die nach Abs. 2 und 3 offenbarten Daten dürfen nur für den Zweck, für den sie of-

fenbart wurden oder für den eine Offenbarung zulässig gewesen wäre, und in dem hier-
für unbedingt erforderlichen Umfang verarbeitet werden." 

 
8. In § 62 Abs. 3 wird die Angabe „§ 15 des Hessischen Datenschutzgesetzes“ durch „§ 58 

des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes“ ersetzt. 
 
9. Die §§ 63 bis 65 werden folgt gefasst: 

 "§ 63 
 Datensicherung 

 (1) Mit der Datenverarbeitung befasste Personen dürfen personenbezogene Daten nicht 
unbefugt verarbeiten. Sie sind über die bei ihrer Tätigkeit zu beachtenden Vorschriften 
über den Datenschutz zu unterrichten. Auf die besonderen Anforderungen bei der Verar-
beitung von Daten, die aus Videoüberwachung oder aus Maßnahmen nach § 60 Abs. 2 
und § 61 Abs. 1 und 2 stammen oder besondere Kategorien personenbezogener Daten 
nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes oder 
den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, sind sie gesondert hinzuweisen. 
Das Datengeheimnis besteht auch nach der Beendigung der Tätigkeit fort. 

 (2) Akten und Dateien mit personenbezogenen Daten sind nach Maßgabe des § 59 des 
Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes durch technische und organi-
satorische Maßnahmen gegen unbefugten Zugriff zu schützen. 
Untergebrachtenpersonalakten, Gesundheitsakten, Krankenblätter und sonstige in § 61 
Abs. 2 und 3 aufgeführte personenbezogene Daten sind getrennt von anderen Unterlagen 
zu führen und besonders zu sichern. 

 § 64 
 Information und Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht 

 Die Betroffenen erhalten Auskunft und Information hinsichtlich der zu ihrer Person ver-
arbeiteten Daten nach Maßgabe der §§ 50 bis 52 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes, soweit die Datenverarbeitung zu den in § 40 des Hessischen 
Datenschutzgesetzes genannten Zwecken erfolgt; im Übrigen nach Maßgabe der §§ 31 
bis 33 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes. Soweit dies zur 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen erforderlich ist, wird dem Betroffenen Aktenein-
sicht gewährt. 

 § 65 
 Berichtigung, Einschränkung der Verarbeitung und Löschung 

 (1) Personenbezogene Daten sind nach Maßgabe der §§ 53 und 70 des Hessischen Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetzes zu berichtigen, zu löschen oder in der Verar-
beitung einzuschränken, soweit sie zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes genannten Zwecken verarbeitet wurden und in den nachfol-
genden Absätzen keine besonderen Regelungen getroffen sind; im Übrigen gilt § 34 des 
Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes.  

 (2) Personenbezogene Daten, die durch den Einsatz eines elektronischen Überwachungs-
systems erhoben wurden oder hierbei angefallen sind, sind nach Beendigung der Maßnah-
me unverzüglich, Videoaufnahmen oder Ergebnisse von Maßnahmen nach § 59 spätestens 
72 Stunden nach Ende des Kalendertages, an dem sie angefallen sind, zu löschen, soweit 
nicht zum Zeitpunkt der Entscheidung über die Löschung die weitere Aufbewahrung bei 
Einschränkung der Verarbeitung zu konkreten Beweiszwecken unbedingt erforderlich ist. 
Sind personenbezogene Daten entgegen § 58 Abs. 1 Satz 3 verarbeitet worden, sind diese 
unverzüglich, spätestens 24 Stunden nach Ende des Kalendertages, an dem sie angefallen 
sind, zu löschen. Die Tatsache der Löschung nach Satz 1 und 2 ist zu dokumentieren; die 
Dokumentation darf ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle verwendet wer-
den und ist zu löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr erforderlich ist, spätestens 
jedoch am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr der Dokumentation folgt. 

 (3) Personenbezogene Daten, die in der Untergebrachtenpersonalakte oder in anderen zur 
Person der Untergebrachten geführten Dateien und Akten gespeichert sind, sind spätes-
tens fünf Jahre nach der Entlassung oder der Verlegung der Untergebrachten in eine an-
dere Anstalt zu löschen. Sonstige personenbezogene Daten, die in anderen Dateien und 
Akten gespeichert sind,  sind, sofern ihre Speicherung nicht mehr erforderlich ist, unver-
züglich, spätestens nach Ablauf von fünf Jahren ab ihrer Erhebung zu löschen.    

 (4) Eine Löschung personenbezogener Daten unterbleibt, soweit ihre Speicherung bei 
Einschränkung ihrer Verarbeitung nach  
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 1. § 53 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes, insbesondere 

aufgrund ärztlicher Dokumentationspflichten, oder  

 2. § 34 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes  

 erfolgt. In ihrer Verarbeitung eingeschränkte Daten sind besonders zu kennzeichnen und 
dürfen außer bei Einwilligung der Betroffenen nur zu dem Zweck verarbeitet, insbeson-
dere übermittelt werden, der ihrer Löschung entgegenstand. Die Einschränkung der Ver-
arbeitung endet, wenn die Untergebrachten erneut zum Vollzug einer Freiheitsentziehung 
aufgenommen werden oder die Betroffenen eingewilligt haben. Bei den in der Verarbei-
tung eingeschränkten personenbezogenen Daten können bis zum Ablauf der Aufbewah-
rungsfrist für die Untergebrachtenpersonalakte oder anderer zur Person der Unterge-
brachten geführten Dateien oder Akten die Angaben über Familienname, Vorname, Ge-
burtsname, Geburtstag, Geburtsort, Eintritts- und Austrittsdatum gespeichert werden, 
soweit dies für das Auffinden dieser Dateien oder Akten erforderlich ist. 

 (5) Die Erforderlichkeit der Löschung, auch bei in der Verarbeitung eingeschränkten 
personenbezogenen Daten, ist jährlich zu kontrollieren. Die Frist zur Kontrolle perso-
nenbezogener Daten, die in der Untergebrachtenpersonalakte oder in anderen zur Person 
der Untergebrachten geführten Dateien und Akten gespeichert sind, beginnt mit der Ent-
lassung oder Verlegung der Untergebrachten in eine andere Anstalt, in sonstigen Fällen 
mit Erhebung der personenbezogenen Daten. 

 (6) Bei der Aufbewahrung von Dateien und Akten, soweit diese in der Verarbeitung 
eingeschränkt sind, dürfen folgende Fristen nicht überschritten werden: 

 1. 20 Jahre bei Daten aus Untergebrachtenpersonalakten, Gesundheitsakten und Kran-
kenblättern, 

 2. 30 Jahre bei Daten aus Untergebrachtenbüchern. 

 Dies gilt nicht, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Aufbewahrung 
für die in Abs. 4 genannten Zwecke weiterhin erforderlich ist. Die Aufbewahrungsfrist 
beginnt mit dem auf das Jahr der Weglegung folgenden Kalenderjahr. Die Vorschriften 
des Hessischen Archivgesetzes vom 26. November 2012 (GVBl. S. 458) in seiner jeweils 
geltenden Fassung bleiben unberührt." 

 
10. § 66 wird wie folgt geändert: 

 a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

  "Die Ergebnisse dienen dem öffentlichen Interesse und sind für die Fortentwicklung 
des Vollzugs nutzbar zu machen." 

 b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

  "(4) Für die Übermittlung personenbezogener Daten gilt § 476 der Strafprozessord-
nung mit der Maßgabe entsprechend, dass  

  1. auch elektronisch gespeicherte personenbezogene Daten übermittelt werden 
können und 

  2. besondere Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessi-
schen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes nur übermittelt werden, 
soweit dies für den Zweck nach § 476 Abs. 1 Nr. 1 der Strafprozessordnung 
unbedingt erforderlich ist." 

 
 

Artikel 6 
Änderung des Hessischen Jugendarrestvollzugsgesetzes 

 
Das Hessische Jugendarrestvollzugsgesetz vom 27. Mai 2015 (GVBl. S. 223) wird wie folgt 
geändert: 
 
1. § 19 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

 "(2) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung kann ein Besuch davon 
abhängig gemacht werden, dass sich die Besucherin oder der Besuchter absuchen oder 
durchsuchen lässt. § 24 Abs. 1 gilt entsprechend. Abgesehen von den Fällen des Abs. 3 
dürfen Besuche und Telefongespräche aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Ein-
richtung oder aus Gründen der Behandlung offen optisch überwacht werden; die Über-
wachung erstreckt sich hierbei sowohl auf die Jugendlichen wie deren Besuch. Die Besu-
che und Telefongespräche dürfen nur überwacht werden, soweit dies im Einzelfall aus 
den in Satz 3 genannten Gründen erforderlich ist, und, soweit sie besondere Kategorien 
personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- und Informa-
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tionsfreiheitsgesetzes vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Ge-
setzes, ggf. Fundstelle von Art. 1] zum Gegenstand haben, unbedingt erforderlich ist. Ein 
Besuch oder ein Telefongespräch darf abgebrochen werden, wenn die Sicherheit oder 
Ordnung der Einrichtung gefährdet ist. Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit Erlaub-
nis übergeben werden. Die optische Überwachung eines Besuchs kann auch durch tech-
nische Hilfsmittel erfolgen, insbesondere durch optisch-elektronische Einrichtungen (Vi-
deoüberwachung); die betroffenen Personen sind hierauf hinzuweisen." 

 
2. § 26 wird wie folgt geändert: 

 a) Dem Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe "insbesondere Videoüberwachung, soweit dies 
für Zwecke nach Abs. 1 unbedingt erforderlich ist," angefügt. 

 b) In Abs. 6 Satz 1 wird vor dem Wort "erforderlich" das Wort "unbedingt" eingefügt. 
 
3. In § 27 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe "5. März 2013 (GVBl. S. 46)" durch "… [einset-

zen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]" ersetzt. 
 
4. Die §§ 37 und 38 werden wie folgt gefasst: 

 "§ 37 
 Kriminologische Forschung 

 "(1) Der Vollzug, insbesondere seine Gestaltung sowie die Maßnahmen und deren Wir-
kungen auf die Erreichung des Vollzugsziels, soll regelmäßig durch den kriminologi-
schen Dienst in Zusammenarbeit mit Hochschulen oder anderen Stellen wissenschaftlich 
begleitet und erforscht werden. Die Ergebnisse dienen dem öffentlichen Interesse und 
sind für die Fortentwicklung des Vollzugs nutzbar zu machen. 

 (2) Für die Übermittlung personenbezogener Daten gilt § 476 der Strafprozessordnung 
mit der Maßgabe entsprechend, dass  

 1. auch elektronisch gespeicherte personenbezogene Daten übermittelt werden können und 

 2. besondere Kategorien personenbezogener Daten nach § 41 Nr. 15 des Hessischen Da-
tenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes nur übermittelt werden, soweit dies für den 
Zweck nach § 476 Abs. 1 Nr. 1 der Strafprozessordnung unbedingt erforderlich ist. 

 § 38 
 Datenschutz 

Die §§ 58 bis 65 des Hessischen Jugendstrafvollzugsgesetzes in ihrer jeweils geltenden Fassung 
gelten entsprechend mit der Maßgabe, dass § 60 Abs. 3 Satz 2 und 3 keine Anwendung findet 
und die Frist nach § 65 Abs. 3 Satz 1 zwei Jahre beträgt." 
 
 

Artikel 7 
Änderung des Hessischen Justizkostengesetzes 

 
§ 4 des Hessischen Justizkostengesetzes vom 15. Mai 1958 (GVBl. S. 60), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24. Januar 2017 (GVBl. S. 12), wird wie folgt geändert: 
 
1. Abs. 2 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

 a) Dem Buchst. a wird das Wort "und" angefügt. 

 b) In Buchst. b wird das Wort "und" gestrichen. 

 c) Buchst. c wird aufgehoben. 
 
2. In Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 Buchst. c wird die Angabe "§ 13 Abs. 5 des Hessischen Daten-

schutzgesetzes in der Fassung vom 7. Januar 1999 (GVBl. I S. 98), geändert durch Ge-
setz vom 20. Mai 2011 (GVBl. I S. 208)," durch "§ 21 Abs. 3 des Hessischen Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetzes" ersetzt. 

 
3. In Abs. 6 Satz 3 wird das Wort "Sperrung" durch die Wörter "Einschränkung der Verar-

beitung" ersetzt. 
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Artikel 8 

Änderung der Hessischen Landeshaushaltsordnung 
 
In § 95 Abs. 3 der Hessischen Landeshaushaltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. März 1999 (GVBl. I S. 248), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2013 (GVBl. 
S. 447), werden nach dem Wort "Daten" die Wörter "sowie deren automatisierten Abruf" einge-
fügt. 
 
 

Artikel 9 
Änderung des Gesetzes über die Hessische Steuerberaterversorgung 

 
In § 11 Satz 2 Nr. 5 des Gesetzes über die Hessische Steuerberaterversorgung vom 13. Dezem-
ber 2001 (GVBl. I S. 578), geändert durch Gesetz vom 30. September 2008 (GVBl. I S. 874), 
wird die Angabe "§ 6 Abs. 3 und" gestrichen. 

 
 

Artikel 10 
Änderung des Hessischen Ingenieurgesetzes 

 
§ 35 Abs. 2 Satz 1 des Hessischen Ingenieurgesetzes vom 30. November 2015 (GVBl. S. 457) 
wird wie folgt gefasst: 
 
"Die Staatsaufsicht erstreckt sich auf die Beachtung dieses Gesetzes und des maßgeblichen 
Rechts der Europäischen Union und der zu ihrer Durchführung ergangenen Rechtsverordnun-
gen, Richtlinien, Entscheidungen und Verwaltungsvorschriften sowie der Satzungen." 
 
 

Artikel 11 
Änderung des Hessischen Straßengesetzes 

 
§ 33 Abs. 2 des Hessischen Straßengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juni 
2003 (GVBl. I S. 166), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2015 (GVBl. S. 254) [ggf. 
einsetzen: Datum und Fundstelle des derzeit im Gesetzgebungsverfahren befindlichen Ände-
rungsgesetzes zum HStrG], wird wie folgt gefasst: 
 
"(2) Der Plan besteht aus Zeichnungen und Erläuterungen, die das Vorhaben, seinen Anlass 
sowie die von dem Vorhaben betroffenen Grundstücke und Anlagen erkennen lassen." 
 
 

Artikel 12 
Änderung des Hessischen Gesetzes über den Bau und  
die Finanzierung öffentlicher Straßen durch Private 

 
Das Hessische Gesetz über den Bau und die Finanzierung öffentlicher Straßen durch Private 
vom 27. November 2002 (GVBl. I S. 705), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. September 
2012 (GVBl. S. 290), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 9 Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe "§ 4 des Hessischen Datenschutzgesetzes in der 

Fassung vom 7. Januar 1999 (GVBl. I S. 98), geändert durch Gesetz vom 20. Mai 2011 
(GVBl. I S. 208)," durch "Art. 28 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1, 
Nr. L 314 S. 72)" ersetzt. 

 
2. § 13 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

 "(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 9 Abs. 1 in 
Verbindung mit der Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 2 die Mautgebühr nicht oder nicht 
rechtzeitig entrichtet." 

 
 

  



- 78 - 

 
Artikel 12a 

Änderung des Gesetzes zum Erlass von Rechtsverordnun-
gen über die technischen Vorschriften für Binnenschiffe 

 
§ 1 des Gesetzes zum Erlass von Rechtsverordnungen über die technischen Vorschriften für 
Binnenschiffe vom 14. Juli 2009 (GVBl. I S. 262), geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 
2012 (GVBl. S. 622), wird wie folgt geändert: 
 
§ 1 wird wie folgt gefasst: 
 

§ 1 
 

Die zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/1629 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. September 2016 zur Festlegung technischer Vorschriften für Binnenschiffe, zur Ände-
rung der Richtlinie 2009/100/EG und zur Aufhebung der Richtlinie 2006/87/EG (ABI. EU Nr. 
L 252 S. 118) für den Bereich der Landeswasserstraßen erforderlichen Rechtsverordnungen 
erlässt die für die Binnenschifffahrt zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister 
 

Artikel 13 
Änderung des Hessischen Schulgesetzes 

 
§ 83 Abs. 4 Satz 5 und § 84 Abs. 2 Satz 6 des Hessischen Schulgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 2017 (GVBl. S. 150) werden aufgehoben. 
 
 

Artikel 14 
Änderung des Hessischen Pressegesetzes 

 
§ 10 des Hessischen Pressegesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 
2003 (GVBl. 2004 I S. 2), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2012 (GVBl. 
S. 622), wird wie folgt gefasst:  
 

"§ 10 

Soweit Unternehmen und Hilfsunternehmen der Presse personenbezogene Daten zu journalisti-
schen oder literarischen Zwecken verarbeiten, ist es den hiermit befassten Personen untersagt, 
diese personenbezogenen Daten zu anderen Zwecken zu verarbeiten (Datengeheimnis). Bei der 
Aufnahme ihrer Tätigkeit sind diese Personen auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das 
Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Im Übrigen finden für die 
Datenverarbeitung zu journalistischen oder literarischen Zwecken außer den Kapiteln I, X und 
XI nur Art. 5 Abs. 1 Buchst. f in Verbindung mit Abs. 2, Art. 24 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, 
Art. 32 Abs. 1 Buchst. b bis d, Abs. 2 und 4 und Art. 82 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 95/46/EG (ABl. EU Nr. L 119 S. 1, Nr. L 314 S. 72) sowie § 83 des Bun-
desdatenschutzgesetzes vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2097) in der jeweils geltenden Fassung 
Anwendung. Art. 82 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 findet nur bei einem Verstoß gegen 
Art. 5 Abs. 1 Buchst. f, Art. 24 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 sowie Art. 32 Abs. 1 Buchst. b bis d, 
Abs. 2 und 4 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 Anwendung. § 83 des Bundesdatenschutzge-
setzes findet mit der Maßgabe Anwendung, dass nur für eine Verletzung des Datengeheimnisses 
nach Satz 1 bis 3 gehaftet wird." 
 
 

Artikel 15 
Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Kreislaufwirtschaftsgesetz 

 
§ 17 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 6. März 2013 
(GVBl. S. 80), geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2015 (GVBl. S. 636), wird wie folgt 
geändert: 
 
1. Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 
a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 
 
b) In Satz 4 wird die Angabe „auch ohne Vorliegen der Voraussetzungen des § 13 Abs. 2 

des Hessischen Datenschutzgesetzes in der Fassung vom 7. Januar 1999 (GVBl. I S. 98), 
geändert durch Gesetz vom 20. Mai 2011 (GVBl. I S. 208),“ gestrichen. 

 
2. Abs. 2 wird aufgehoben. 
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Artikel 16 
Änderung des Hessischen Beamtengesetzes 

 
Das Hessische Beamtengesetz vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 508), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 5. Februar 2016 (GVBl. S. 30), wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

 a) Die Angabe zu § 86 wird wie folgt gefasst:  

  "§ 86  Personaldatenverarbeitung, Inhalt und Führung der Personalakte sowie Zugang 
zur Personalakte". 

 b) Die Angabe zu § 89 wird wie folgt gefasst:  

  "§ 89 Einsichts- und Auskunftsrecht". 

 c) Die Angabe zu § 90 wird wie folgt gefasst:  

  "§ 90 Übermittlung der Personalakte, Auskünfte an Dritte". 

 d) Die Angabe zu § 93 wird wie folgt gefasst:  

  "§ 93 Verarbeitung von Personalaktendaten in automatisierten Verfahren". 
 
2. § 80 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

 a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

  "Zur Erfüllung seiner Pflichten nach Abs. 1 kann sich der Dienstherr geeigneter 
Stellen auch außerhalb des öffentlichen Dienstes nach den Art. 28 und 29 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. 
April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Verkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1, Nr. L 314 S. 72) in der jeweils 
geltenden Fassung bedienen und diesen die zur Beihilfebearbeitung erforderlichen 
Daten übermitteln." 

 b) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

  "Die §§ 87 und 93 Abs. 2 gelten entsprechend." 
 
3. § 86 wird wie folgt geändert: 

 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  

„§ 86 
Personaldatenverarbeitung, Inhalt und Führung der 

Personalakte sowie Zugang zur Personalakte“ 

 b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Satz 1 werden die Wörter "Zugriff auf Personalaktendaten dürfen nur Be-
schäftigte haben" durch "Die Verarbeitung von Personalaktendaten erfolgt 
ausschließlich durch Beschäftigte" ersetzt. 

  bb) In Satz 2 wird die Angabe "der Zugriff auf" durch "die Verarbeitung von" 
ersetzt. 

  cc) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

   "Die oberste Dienstbehörde kann abweichend von Satz 1 die Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten nach den Art. 28 und 29 der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 in der jeweils geltenden Fassung an einen Auftragsverarbeiter über-
tragen." 

 
4. § 89 wird wie folgt geändert: 

 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  

„§ 89 
Einsichts- und Auskunftsrecht“ 

 b) Dem Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 
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  "Die personalaktenführende Behörde bestimmt, wo die Einsicht gewährt wird. Aus-

kunft nach Art. 15 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 über den Inhalt der 
Personalakte kann auch in Form der Einsichtnahme erteilt werden." 

 c) Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

  "(3) Kopien sowie Informationen in einem gängigen elektronischen Format werden 
nach Art. 15 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 auf Verlangen zur Verfü-
gung gestellt, soweit der Schutz wichtiger Ziele des allgemeinen öffentlichen Interes-
ses oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht entgegenstehen." 

5. § 90 wird wie folgt geändert: 

 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  

„§ 90 
Übermittlung der Personalakte, Auskünfte an Dritte“ 

 b) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Satz 1 wird das Wort "vorzulegen" durch die Wörter "zu übermitteln" er-
setzt. 

  bb) In Satz 2 wird das Wort "die Vorlage" durch "die Übermittlung" ersetzt. 

  cc) In Satz 3 wird das Wort "vorgelegt" durch "übermittelt" ersetzt. 

  dd) In Satz 5 wird das Wort "Vorlage" durch "Übermittlung" ersetzt. 

 c) In Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort "Auskünfte" die Wörter "über den Inhalt der 
Personalakte" eingefügt. 

 d) In Abs. 3 wird das Wort "Vorlage" durch "Übermittlung" ersetzt. 
 
6. § 93 wird wie folgt geändert: 

 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  

„§ 93 
Verarbeitung von Personalaktendaten in automatisierten Verfahren“ 

 b) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Satz 1 werden die Wörter "und genutzt" gestrichen. 

  bb) In Satz 3 werden die Wörter "automatisierter Datenabruf" durch "Datenabruf 
in automatisierten Verfahren" ersetzt. 

 c) In Abs. 2 wird das Wort "automatisiert" durch die Wörter "in automatisierten Ver-
fahren" ersetzt. 

 d) In Abs. 3 wird das Wort "automatisiert" durch die Wörter "in automatisierten Ver-
fahren" ersetzt und werden die Wörter "oder genutzt" gestrichen.  

 e) Abs. 4 wird aufgehoben. 

 f) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4 und in Satz 2 werden die Wörter "Verarbeitungs- 
und Nutzungsformen" durch das Wort "Verarbeitungsformen" und die Wörter "au-
tomatisierter Datenübermittlung" durch "der Datenübermittlung in automatisierten 
Verfahren" ersetzt. 

 g) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5. 
 
7. § 96 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 2 Satz 2 wird das Wort "automatisiert" durch die Wörter "in automatisierten 
Verfahren" ersetzt. 

 b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:  

  "(3) Das für das Dienstrecht zuständige Ministerium kann abweichend von Abs. 1 
Nr. 3 die Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach den Art. 28 und 29 der 
Verordnung (EU) Nr. 2016/679 in der jeweils geltenden Fassung an einen 
Auftragsverarbeiter übertragen." 
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Artikel 17 

Änderung des Gesetzes über den Einheitlichen Ansprechpartner Hessen 
 
§ 5 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über den Einheitlichen Ansprechpartner Hessen vom 15. De-
zember 2009 (GVBl. I S. 716), geändert durch Gesetz vom 28. September 2014 (GVBl. 
S. 218), wird wie folgt gefasst: 
 
"Soweit der Dienstleistungserbringer den EAH zur Verfahrensabwicklung in Anspruch nimmt, 
kann er die Rechte nach der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, zum freien Warenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Da-
tenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1, Nr. L 314 S. 72) und nach sonstigen 
datenschutzrechtlichen Vorschriften, die ihm als betroffene Person gegenüber dem Verantwort-
lichen zustehen, auch gegenüber dem EAH geltend machen, unabhängig davon, wer im Einzel-
fall für die Verarbeitung der betroffenen Daten verantwortlich ist." 
 
 

Artikel 18 
Änderung des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung 

 
Das Hessische Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Januar 2005 (GVBl. I S. 14), zuletzt geändert durch Gesetz vom … [einset-
zen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des Gesetzes], wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Übersicht wird wie folgt geändert: 

 a) Nach der Angabe zu § 17 wird folgende Angabe eingefügt: 

  "§ 17a Berichtspflichten gegenüber dem Parlament und der Öffentlichkeit" 

 b) Die Angabe zu den §§ 20 bis 23 wird durch folgende Angabe ersetzt: 

  "§ 20 Datenweiterverarbeitung, Zweckbindung, Grundsatz der hypothetischen Da-
tenneuerhebung 

  § 20a Kennzeichnung 

  § 20b Weiterverarbeitung für die wissenschaftliche Forschung" 

  § 21 Allgemeine Regeln der Datenübermittlung, Übermittlungsverbote und Verwei-
gerungsgründe 

  § 22 Datenübermittlung im innerstaatlichen Bereich und im Bereich der Europäi-
schen Union und deren Mitgliedstaaten 

  § 23 Datenübermittlung im internationalen Bereich" 

 c) Die Angabe zu den §§ 27 bis 29 wird durch folgende Angabe ersetzt: 

  "§ 27 Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung von Daten zu 
den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes ge-
nannten Zwecken, Verwertungsverbot 

  § 27a Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung von Daten zu 
anderen als den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfrei-
heitsgesetzes genannten Zwecken, Verwertungsverbot 

  § 28 Protokollierung bei verdeckten und eingriffsintensiven Maßnahmen, Verwen-
dungsbeschränkung 

  § 29 Information, Benachrichtigung, Auskunft 

  § 29a Datenschutzkontrolle" 

 d) Der Angabe zu § 115 werden ein Komma und das Wort "Außerkrafttreten" angefügt. 
 
2. In § 1 Abs. 6 Satz 4 wird die Angabe "29" durch "29a" ersetzt. 
 
3. Dem § 3 wird als Abs. 4 angefügt: 

 "(4) Soweit dieses Gesetz keine abschließenden Regelungen enthält, ist auf die Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz ergänzend das Hessische Datenschutz- und 
Informationsfreiheitsgesetz in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Die Vorschrif-
ten dieses Gesetzes finden keine Anwendung, soweit das Recht der Europäischen Union, 
insbesondere die Verordnung (EU) Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
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Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1, Nr. L 314 S. 72) 
in der jeweils geltenden Fassung, unmittelbar gilt." 

 
4. § 13 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Nr. 1 wird nach dem Wort „Erhebung“ die Angabe „in diese nach Abs. 9“ 
eingefügt. 

  bb) In Nr. 2 werden nach dem Wort "können" die Wörter "oder die betroffene 
Person die Daten offensichtlich öffentlich gemacht hat" eingefügt. 

 b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

  "(2) Die Polizeibehörden können personenbezogene Daten ferner zu folgenden Kate-
gorien betroffener Personen erheben:  

  1. wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass die Person 
Straftaten mit erheblicher Bedeutung begehen wird,  

  2. wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass die Person 
mit einer in Nr. 1 genannten Person nicht nur in einem flüchtigen oder zufälli-
gen Kontakt, sondern in einer Weise in Verbindung steht oder treten wird, die 
die Erhebung ihrer personenbezogenen Daten zur Verhütung von Straftaten 
mit erheblicher Bedeutung erfordert, weil Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass  

   a)   die Person von der Planung oder Vorbereitung dieser Straftaten oder der 
Verwertung der Tatvorteile Kenntnis hat oder daran mitwirkt oder  

   b)   eine in Nr. 1 genannte Person sich dieser Person zur Begehung dieser 
Straftaten bedienen könnte oder wird, 

  3. wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass die Person 
als Zeugin oder Zeuge, Hinweisgeberin oder Hinweisgeber oder sonstige Aus-
kunftsperson in Betracht kommt, die die Erhebung ihrer personenbezogenen 
Daten zur Verhütung von Straftaten mit erheblicher Bedeutung erfordert, 

  4. wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass die Person 
Opfer einer Straftat mit erheblicher Bedeutung werden könnte, 

  5. wenn die Person sich im räumlichen Umfeld einer Person aufhält, die in be-
sonderem Maße als gefährdet erscheint, und tatsächliche Anhaltspunkte die 
Maßnahme zum Schutz der gefährdeten Person rechtfertigen, oder 

  6. wenn dies zur Leistung von Vollzugshilfe nach den §§ 44 bis 46 erforderlich 
ist." 

 c) Abs. 5 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

  "Die Erhebung nicht gefahren- oder tatbezogener persönlicher Merkmale ist nur in-
soweit zulässig, als dies für Identifizierungszwecke oder zum Schutz der Person oder 
der Bediensteten der Gefahrenabwehr- und der Polizeibehörden erforderlich ist. So-
weit es sich bei der Erhebung nach Satz 1 um eine Erhebung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne des § 41 Nr. 15 des Hessischen Datenschutz- und 
Informationsfreiheitsgesetzes handelt, muss dies unbedingt erforderlich sein." 

 d) Abs. 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

  "Im Anwendungsbereich des § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfrei-
heitsgesetzes sind personenbezogene Daten, ausgenommen in den Fällen des Abs. 1 
Nr. 1 und 2, grundsätzlich bei der betroffenen Person zu erheben." 

 e) Abs. 8 wird wie folgt gefasst: 

  "(8) Werden die personenbezogenen Daten bei der betroffenen Person oder Dritten 
erhoben, sind diese auf die Freiwilligkeit der Auskunft oder auf eine bestehende Aus-
kunftspflicht hinzuweisen. Der Hinweis kann im Einzelfall unterbleiben, wenn er die 
Erfüllung der gefahrenabwehrbehördlichen oder polizeilichen Aufgaben gefährden 
oder erheblich erschweren würde." 

 f) Als Abs. 9 wird angefügt: 

  "(9) Die Erhebung personenbezogener Daten nach Abs. 1 Nr. 1 ist unter Beachtung 
des § 46 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes unbeschadet 
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spezieller Rechtsvorschriften nur dann zulässig, wenn die betroffene Person eine ech-
te Wahlfreiheit hat und nicht aufgefordert oder angewiesen wird, einer rechtlichen 
Verpflichtung nachzukommen; die betroffene Person ist auf die Freiwilligkeit hinzu-
weisen. Werden personenbezogene Daten nach Abs. 1 Nr. 1 für die Zwecke außer-
halb des § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes nach 
den Voraussetzungen des Satz 1 erhoben, findet die Verordnung (EU) Nr. 2016/679, 
insbesondere Art. 6 Abs. 1 Buchst. a, Art. 7, Art. 9 Abs. 2 Buchst. a der Verord-
nung (EU) Nr. 2016/679, Anwendung." 

 
5. § 13a wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe "§ 7 Abs. 2" durch "§ 46" ersetzt. 

 b) In Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe "§ 15" durch "§ 58" ersetzt. 

 c) In Abs. 5 Satz 2 werden nach dem Wort "statt" die Wörter "oder wird die betroffene 
Person aus einem anderen Anlass erneut einer Zuverlässigkeitsüberprüfung unterzo-
gen" eingefügt. 

 
6. In § 13b Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe "5 und" durch "4 bis" und die Angabe "§ 15" 

durch "§ 58" ersetzt. 
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7. § 14 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 Satz 4 wird die Angabe "Abs. 7" jeweils durch "Abs. 8" 
ersetzt. 

 b) In Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe "sowie § 15 des Hessischen Datenschutzgesetzes" 
gestrichen und das Wort "gelten" durch "gilt" ersetzt. 

 c) In Abs. 4 Satz 3 wird nach der Angabe "Abs. 1 Satz 2 und 3" das Komma durch das 
Wort "und" ersetzt und die Angabe "sowie § 15 des Hessischen Datenschutzgesetzes" 
gestrichen. 

 
8. § 15 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 wird die Angabe "Nr. 3" durch "Nr. 5" ersetzt. 

 b) In Abs. 6 werden Satz 3 und 4 durch folgende Sätze ersetzt: 

  "Erlangte Erkenntnisse aufgrund von Anordnungen nach Satz 2 dürfen anderweitig 
nur zum Zwecke der Gefahrenabwehr und nur dann verwertet werden, wenn zuvor 
die Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt worden ist; bei Gefahr im 
Verzug ist die richterliche Entscheidung unverzüglich nachzuholen. Zuständig ist für 
richterliche Entscheidungen nach Satz 3 das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Poli-
zeibehörde ihren Sitz hat; für das Verfahren gilt § 39 Abs. 1 Satz 3. Die Zulässigkeit 
der Verwertung der erlangten Erkenntnisse aufgrund von Anordnungen nach Satz 2 
zum Zwecke der Strafverfolgung richtet sich nach der Strafprozessordnung." 

 c) Abs. 9 wird aufgehoben. 
 
9. § 15a wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Satz 1 wird die Angabe "20. Juni 2013 (BGBl. I S. 1602)" durch "27. Juni 
2017 (BGBl. I S. 1963)" ersetzt. 

  bb) In Satz 6 wird die Angabe "Abs. 6" durch "Abs. 5 bis 7" ersetzt. 

 b) Abs. 5a wird Abs. 6. 

 c) Der bisherige Abs. 6 wird aufgehoben. 

 d) In Abs. 7 wird die Angabe "21. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3198)" durch "17. Au-
gust 2017 (BGBl. I S. 3202)" ersetzt. 

 
9a. § 15b wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 3 wird aufgehoben. 

 b) Die bisherigen Abs. 4 und 5 werden die Abs. 3 und 4. 

 
10. In § 17 Abs. 2 wird nach dem Wort "zulässig," die Angabe "soweit eine Auskunfts-

pflicht nach § 12 Abs. 2 besteht und" eingefügt. 
 
11. Nach § 17 wird als § 17a eingefügt: 

 "§ 17a 
 Berichtspflichten gegenüber dem Parlament und der Öffentlichkeit 

 
 Die Landesregierung berichtet dem Landtag alle zwei Jahre über die nach den §§ 15 bis 

16 getroffenen Maßnahmen sowie über Polizeiliche Beobachtungen nach § 17, soweit bei 
den genannten Maßnahmen eine richterliche Anordnung oder richterliche Bestätigung der 
Anordnung erforderlich ist, und über Übermittlungen nach § 23. Abweichend von Satz 1 
ist dem Landtag über die nach § 15 Abs. 4 und 6 Satz 3 getroffenen Maßnahmen jährlich 
zu berichten. In diesen Berichten wird insbesondere dargestellt, in welchem Umfang, 
von welchen Befugnissen, aus Anlass welcher Art von Verdachtslagen Gebrauch ge-
macht wurde und inwieweit die betroffenen Personen hierüber benachrichtigt wurden. 
Die parlamentarische Kontrolle wird auf der Grundlage dieser Berichte von einer parla-
mentarischen Kontrollkommission ausgeübt. § 20 Abs. 2 bis 4, § 21 sowie § 22 Abs. 4 
des Gesetzes über das Landesamt für Verfassungsschutz vom 19. Dezember 1990 
(GVBl. I S. 753), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. Juni 2013 (GVBl. S. 444), in 
der jeweils geltenden Fassung gelten entsprechend. Der Landtag macht die Berichte in 
anonymisierter Form öffentlich." 
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12. Dem § 19 wird als Abs. 6 angefügt: 

 "(6) Soweit sich die Maßnahmen nach Abs. 1 bis 5 auf besondere Kategorien personen-
bezogener Daten beziehen, sind die §§ 20 und 43 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes und Art. 9 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 zu beachten." 
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13. § 20 wird wie folgt gefasst: 

 "§ 20 
 Datenweiterverarbeitung, Zweckbindung,  

Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung 

 (1) Die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden können personenbezogene Daten, die 
sie selbst erhoben haben, unter Berücksichtigung der jeweiligen Datenerhebungsvor-
schrift weiterverarbeiten 

 1. zur Erfüllung derselben Aufgabe und 

 2. zum Schutz derselben Rechtsgüter oder sonstigen Rechte oder zur Verhütung dersel-
ben Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten. 

 Satz 1 gilt entsprechend für personenbezogene Daten, denen keine Erhebung vorausge-
gangen ist, mit der Maßgabe, dass für die Weiterverarbeitung der Zweck der Speiche-
rung zu berücksichtigen ist. Für die Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten, 
die aus Maßnahmen nach § 15 Abs. 4 erlangt wurden, muss eine Gefahr im Sinne der 
Vorschrift vorliegen. 

 (2) Die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden können zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
personenbezogene Daten zu anderen Zwecken als denjenigen, zu denen sie erhoben wor-
den sind, weiterverarbeiten, wenn unter Berücksichtigung der jeweiligen Datenerhe-
bungsvorschrift 

 1. mindestens 

  a) vergleichbar schwerwiegende Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten verhütet 
oder 

  b) vergleichbar bedeutsame Rechtsgüter oder sonstige Rechte geschützt  

  werden sollen und 

 2. sich im Einzelfall konkrete Ermittlungsansätze 

  a) zur Verhütung solcher Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten ergeben oder 

  b) zur Abwehr von in einem übersehbaren Zeitraum drohenden Gefahren für 
mindestens vergleichbar bedeutsame Rechtsgüter oder sonstige Rechte erken-
nen lassen. 

 Abweichend von Satz 1 können die vorhandenen zur Identifizierung dienenden Daten 
einer Person, wie insbesondere Namen, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, Staats-
angehörigkeit, Anschrift (Grunddaten), auch weiterverarbeitet werden, um diese Person 
zu identifizieren. Abs. 8 und 9, die §§ 24, 25 und 45 des Hessischen Datenschutz- und 
Informationsfreiheitsgesetzes sowie § 20b und besondere Vorschriften zur Weiterverar-
beitung bleiben unberührt. Satz 1 bis 3 gelten entsprechend für personenbezogene Daten, 
denen keine Erhebung vorausgegangen ist, mit der Maßgabe, dass für die Weiterverar-
beitung der Zweck der Speicherung zu berücksichtigen ist. 

 (3) Für die Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten, die durch einen verdeck-
ten Einsatz technischer Mittel in oder aus Wohnungen erlangt wurden, gilt Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 Buchst. b mit der Maßgabe entsprechend, dass eine Gefahr im Sinne des § 15 
Abs. 4 vorliegen muss. Personenbezogene Daten, die durch Herstellung von Lichtbildern 
oder Bildaufzeichnungen über eine Person im Wege eines verdeckten Einsatzes techni-
scher Mittel in oder aus Wohnungen erlangt wurden, dürfen nicht zu Strafverfolgungs-
zwecken weiterverarbeitet werden. 

 (4) Bei der Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten ist durch organisatorische 
und technische Vorkehrungen sicherzustellen, dass die Abs. 1 bis 3 beachtet werden. 

 (5) Die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden können personenbezogene Daten nach 
Maßgabe der Abs. 1 bis 4 weiterverarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich ist und soweit andere Rechtsvorschriften keine besonderen Voraussetzungen 
vorsehen. 

 (6) Die Polizeibehörden können, soweit Bestimmungen der Strafprozessordnung oder 
andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, personenbezogene Daten, die sie im 
Rahmen der Verfolgung von Straftaten gewonnen haben, zur Abwehr einer Gefahr oder 
zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten weiterverarbeiten. Soweit es sich um Da-
ten von Personen handelt, die verdächtig sind, eine Straftat begangen zu haben, sind die 
Daten zu löschen, sobald der Verdacht entfällt. 

 (7) Die Polizeibehörden können zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten personen-
bezogene Daten über die in § 13 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 genannten Personen weiterverarbei-
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ten. Eine automatisierte Weiterverarbeitung personenbezogener Daten über die in § 13 
Abs. 2 Nr. 2 bis 5 genannten Personen ist jedoch nur zulässig, soweit dies zur vorbeu-
genden Bekämpfung von Straftaten mit erheblicher Bedeutung erforderlich ist. 

 (8) Die Polizeibehörden und die Hessische Hochschule für Polizei und Verwaltung kön-
nen gespeicherte personenbezogene Daten zur polizeilichen Aus- oder Fortbildung oder 
effektiven Wirksamkeitskontrolle oder zu statistischen Zwecken weiterverarbeiten. Die 
Daten sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu anonymisieren. Die Abs. 1, 2, 4 bis 7 
und § 68 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes finden insoweit 
keine Anwendung. Eine Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten, die aus in 
Abs. 3 genannten Maßnahmen erlangt wurden, ist ausgeschlossen; dies gilt nicht, soweit 
die Weiterverarbeitung dieser Daten für die Zwecke nach Satz 1 unerlässlich ist. 

 (9) Die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden können zur Vorgangsverwaltung oder 
zur befristeten Dokumentation behördlichen Handelns personenbezogene Daten aus-
schließlich zu diesem Zweck oder zu dem in Abs. 10 Satz 1 genannten Zweck weiterver-
arbeiten. Abs. 1 bis 7 finden insoweit keine Anwendung. Die personenbezogenen Daten 
nach Satz 1 können auch zu den in den §§ 13a und 13b genannten Zwecken weiterverar-
beitet werden. 

 (10) Die Polizeibehörden können für die Planung von Maßnahmen der Kriminalitätsbe-
kämpfung vorhandene personenbezogene Daten über Vermisstenfälle, auswertungsrele-
vante Straftaten und verdächtige Wahrnehmungen zur Erstellung eines Kriminalitätslage-
bildes weiterverarbeiten. Ein Kriminalitätslagebild darf Daten von Geschädigten, Zeu-
ginnen und Zeugen sowie anderen nicht tatverdächtigen Personen nur enthalten, soweit 
dies zur Zweckerreichung erforderlich ist. Die automatisiert verarbeiteten personenbezo-
genen Daten sind spätestens am Ende des der Speicherung folgenden Jahres zu löschen. 

 (11) Die Polizeibehörden zeichnen Notrufe und Meldungen über sonstige Notrufeinrich-
tungen sowie den Funkverkehr ihrer Leitstellen auf. Gefahrenabwehr- und Polizeibehör-
den können sonstige Telekommunikation aufzeichnen, wenn dies für ihre Aufgabenerfül-
lung erforderlich ist; auf die Aufzeichnung soll hingewiesen werden, soweit dadurch die 
Aufgabenerfüllung nicht gefährdet wird. Soweit erforderlich, können die Aufzeichnun-
gen 

 1. zur Abwehr einer Gefahr, 

 2. zur Strafverfolgung oder 

 3. zur Dokumentation behördlichen Handelns 

 weiterverarbeitet werden. Aufzeichnungen sind spätestens nach drei Monaten zu löschen, 
wenn sie nicht zu einem Zweck nach Satz 3 verarbeitet werden. 

 (12) § 13 Abs. 9 gilt bei der Weiterverarbeitung personenbezogener Daten entsprechend. 
Bei Bewertungen ist § 68 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes 
zu beachten. In den Fällen, in denen bereits Daten zu einer Person vorhanden sind, kön-
nen zu dieser Person auch personengebundene Hinweise, die zum Schutz dieser Person 
oder zum Schutz der Bediensteten der Gefahrenabwehr- und der Polizeibehörden erfor-
derlich sind, und weitere Hinweise, die geeignet sind, dem Schutz Dritter oder der Ge-
winnung von Ermittlungsansätzen zu dienen, weiterverarbeitet werden." 

 
14. Nach § 20 werden als §§ 20a und 20b eingefügt: 

 "§ 20a 
 Kennzeichnung 

 (1) Bei der Speicherung in polizeilichen Informationssystemen sind personenbezogene 
Daten wie folgt zu kennzeichnen: 

 1. Angabe des Mittels der Erhebung der Daten einschließlich der Angabe, ob die Daten 
offen oder verdeckt erhoben wurden, 

 2. Angabe der Kategorie betroffener Personen bei denjenigen Personen, zu denen der 
Identifizierung dienende Daten, wie insbesondere Namen, Geschlecht, Geburtsdatum, 
Geburtsort, Staatsangehörigkeit, Anschrift, angelegt wurden (Grunddaten), 

 3. Angabe der Rechtsgüter oder sonstiger Rechte, deren Schutz die Erhebung dient, 
oder der Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, deren Verfolgung oder Verhütung die 
Erhebung dient, 

 4. Angabe der Stelle, die die Daten erhoben hat. 

 Die Kennzeichnung nach Satz 1 Nr. 1 kann auch durch die Angabe der Rechtsgrundlage 
der jeweiligen Mittel der Datenerhebung ergänzt werden. Personenbezogene Daten, de-



- 88 - 

 
nen keine Erhebung vorausgegangen ist, sind, soweit möglich, nach Satz 1 zu kenn-
zeichnen; darüber hinaus sind die erste Daten verarbeitende Stelle sowie, soweit mög-
lich, derjenige, von dem die Daten erlangt wurden, anzugeben. 

 (2) Personenbezogene Daten, die nicht entsprechend den Anforderungen des Abs. 1 ge-
kennzeichnet sind, dürfen so lange nicht weiterverarbeitet oder übermittelt werden, bis 
eine Kennzeichnung entsprechend den Anforderungen des Abs. 1 erfolgt ist. 

 (3) Nach einer Übermittlung an eine andere Stelle ist die Kennzeichnung nach Abs. 1 
durch diese Stelle aufrechtzuerhalten. 

 (4) Die Abs. 1 bis 3 gelten nicht, soweit eine Kennzeichnung tatsächlich nicht möglich 
ist. Die Abs. 1 bis 3 gelten ebenfalls nicht, solange eine Kennzeichnung technisch nicht 
möglich ist oder einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde. 

 § 20b 
 Weiterverarbeitung für die wissenschaftliche Forschung 

 (1) Eine Weiterverarbeitung oder Übermittlung von personenbezogenen Daten, die aus 
den in § 20 Abs. 3 genannten Maßnahmen erlangt wurden, ist ausgeschlossen. Dies gilt 
nicht, soweit die Weiterverarbeitung für die polizeiliche Eigenforschung und effektive 
Wirksamkeitskontrolle unerlässlich ist. 

 (2) Personenbezogene Daten dürfen nur an Amtsträger, für den öffentlichen Dienst be-
sonders Verpflichtete oder Personen, die zur Geheimhaltung verpflichtet worden sind, 
übermittelt werden. 

 (3) Durch organisatorische und technische Maßnahmen hat die die wissenschaftliche 
Forschung betreibende Stelle zu gewährleisten, dass die Daten gegen unbefugte Kennt-
nisnahme geschützt sind. 

 (4) Im Übrigen finden die §§ 24 und 45 des Hessischen Datenschutz- und Informa-
tionsfreiheitsgesetzes Anwendung. 

 
 
15. § 21 wird wie folgt gefasst: 

 "§ 21 
 Allgemeine Regeln der Datenübermittlung,  

Übermittlungsverbote und Verweigerungsgründe 

 (1) Die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden können personenbezogene Daten unter 
Beachtung des § 20 Abs. 1 bis 3 sowie der nachstehenden Bestimmungen übermitteln. 
Die empfangende Stelle, Tag und wesentlicher Inhalt der Übermittlung sind festzuhalten; 
dies gilt nicht für das automatisierte Abrufverfahren (§ 24). Bewertungen dürfen anderen 
als Gefahrenabwehr- und Polizeibehörden nicht übermittelt werden. Dies gilt nicht, so-
weit Fahndungsaufrufe mit einer Warnung verbunden sind. 

 (2) Eine Übermittlung hat zu unterbleiben, wenn für die übermittelnde Gefahrenabwehr- 
oder Polizeibehörde erkennbar ist, dass unter Berücksichtigung der Art der Daten und ih-
rer Erhebung die schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person das Allgemeininte-
resse an der Übermittlung überwiegen, oder besondere gesetzliche Verwendungsregelun-
gen entgegenstehen. Die Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflich-
ten oder von Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf Rechtsvorschrif-
ten beruhen, bleibt unberührt. 

 (3) Die Datenübermittlung nach § 22 Abs. 5 und § 23 hat darüber hinaus zu unterblei-
ben, 

 1. wenn hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des Bundes oder der Länder beein-
trächtigt würden, 

 2. wenn hierdurch der Erfolg laufender Ermittlungen oder Leib, Leben oder Freiheit 
einer Person gefährdet würde oder 

 3. soweit Grund zu der Annahme besteht, dass dadurch gegen den Zweck eines deut-
schen Gesetzes verstoßen würde, oder 

 4. wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Übermittlung der Daten zu 
den in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union enthaltenen Grundsätzen, 
insbesondere dadurch, dass durch die Nutzung der übermittelten Daten im Empfän-
gerstaat Verletzungen von elementaren rechtsstaatlichen Grundsätzen oder Menschen-
rechtsverletzungen drohen, in Widerspruch stünde. 
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 (4) Die Übermittlung darf nicht zu einer Erweiterung des Kreises der Stellen nach den 

§§ 41 und 61 des Bundeszentralregistergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 I S. 195), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2732), führen, die von Eintragungen, die in ein Füh-
rungszeugnis nicht aufgenommen werden, Kenntnis erhalten, und muss das Verwer-
tungsverbot im Bundeszentralregister getilgter oder zu tilgender Eintragungen nach den 
§§ 51, 52 und 63 des Bundeszentralregistergesetzes berücksichtigen. 

 (5) Die übermittelnde Gefahrenabwehr- oder Polizeibehörde prüft die Zulässigkeit der 
Übermittlung. Erfolgt die Übermittlung aufgrund eines Ersuchens der empfangenden 
Stelle, hat die übermittelnde Gefahrenabwehr- oder Polizeibehörde nur zu prüfen, ob das 
Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben der empfangenden Stelle liegt. Die Zu-
lässigkeit der Übermittlung im Übrigen prüft sie nur, wenn hierfür im Einzelfall beson-
derer Anlass besteht. Die empfangende Stelle hat der übermittelnden Gefahrenabwehr- 
oder Polizeibehörde die erforderlichen Angaben zu machen. 

 (6) Die empfangende Stelle darf die übermittelten personenbezogenen Daten, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur zu dem Zweck verarbeiten, zu dem sie ihr 
übermittelt worden sind. Eine Verarbeitung für andere Zwecke ist unter Beachtung des 
§ 20 Abs. 2 und 3 zulässig; im Falle des § 22 Abs. 3 gilt dies nur, soweit zusätzlich die 
übermittelnde Gefahrenabwehr- oder Polizeibehörde zustimmt. Bei Übermittlungen nach 
§ 22 Abs. 3 und § 23 hat die übermittelnde Gefahrenabwehr- oder Polizeibehörde die 
empfangende Stelle darauf hinzuweisen.  

 (7) Sind mit personenbezogenen Daten, die übermittelt werden dürfen, weitere personen-
bezogene Daten der betroffenen Person oder eines Dritten in Akten so verbunden, dass 
eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die Über-
mittlung auch dieser Daten zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen der betroffenen 
Person oder eines Dritten an der Geheimhaltung offensichtlich überwiegen; eine Ver-
wendung dieser Daten ist unzulässig. 

 (8) Andere besondere Rechtsvorschriften über die Datenübermittlung bleiben unberührt." 
 
16. § 22 wird wie folgt geändert: 

 a) In der Überschrift werden die Wörter "innerhalb des öffentlichen Bereichs" durch 
"im innerstaatlichen Bereich und im Bereich der Europäischen Union und deren Mit-
gliedstaaten" ersetzt. 

 b) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Satz 2 werden die Wörter "sowie der anderen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union und der am Schengen-Besitzstand teilhabenden assoziierten Staa-
ten" gestrichen. 

  bb) Satz 4 und 5 werden aufgehoben. 

 c) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Satz 1 werden die Wörter "Im Übrigen" durch "Liegen die Voraussetzun-
gen des Abs. 1 nicht vor," ersetzt. 

  bb) In Satz 2 wird das Wort "unterrichten" durch "benachrichtigen" ersetzt. 

 d) Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

  (3) Die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden können in den Fällen des Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 personenbezogene Daten auch an nicht öffentliche Stellen 
übermitteln. Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Über die Übermittlungen ist ein Nach-
weis zu führen, aus dem der Anlass, der Inhalt, die empfangende Stelle, der Tag der 
Übermittlung sowie die Aktenfundstelle hervorgehen. Er ist am Ende des Kalender-
jahres, das dem Jahr seiner Erstellung folgt, zu löschen oder zu vernichten. Die Lö-
schung oder Vernichtung unterbleibt, solange der Nachweis für Zwecke einer bereits 
eingeleiteten Datenschutzkontrolle oder zur Verhinderung oder Verfolgung einer 
Straftat mit erheblicher Bedeutung benötigt wird oder Grund zu der Annahme besteht, 
dass im Falle einer Löschung schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beein-
trächtigt würden. Besteht Grund zu der Annahme, dass durch die Übermittlung der 
der Erhebung der Daten zugrunde liegende Zweck gefährdet würde, ist vor der 
Übermittlung die Zustimmung der Stelle einzuholen, von der die Daten übermittelt 
wurden; die übermittelnde Stelle kann bestimmte von ihr übermittelte Daten so kenn-
zeichnen oder mit einem Hinweis versehen, dass vor einer Übermittlung ihre Zu-
stimmung einzuholen ist." 

 e) In Abs. 4 wird die Angabe "Satz 1 und Abs. 3 Satz 1" durch "Satz 3" ersetzt. 
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 f) Als neuer Abs. 5 wird eingefügt: 

  "(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten entsprechend für die Übermittlung von personenbezoge-
nen Daten an  

  1. öffentliche und nicht öffentliche Stellen in Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sowie an über- und zwischenstaatliche Stellen der Europäischen Union 
oder deren Mitgliedstaaten,  

 
  2. Polizeibehörden oder sonstige für die Zwecke des § 40 des Hessischen Daten-

schutz- und Informationsfreiheitsgesetzes zuständige öffentliche Stellen der am 
Schengen-Besitzstand teilhabenden assoziierten Staaten." 

 g) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6. 
 
17. § 23 wird wie folgt gefasst: 

 "§ 23 
 Datenübermittlung im internationalen Bereich 

 (1) Die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden können personenbezogene Daten zu 
Zwecken des § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes unter 
Beachtung der §§ 73 bis 75 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgeset-
zes an für Zwecke des § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgeset-
zes zuständige  

 1. öffentliche Stellen in anderen als den in § 22 Abs. 5 genannten Staaten (Drittländer) 
und  

 2. andere über- und zwischenstaatliche Stellen, die in § 22 Abs. 5 nicht genannt sind,  

 übermitteln, soweit dies erforderlich ist zur Erfüllung einer Aufgabe der übermittelnden 
Gefahrenabwehr- oder Polizeibehörde oder zur Abwehr einer erheblichen Gefahr durch 
die empfangende Stelle. Entsprechendes gilt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür be-
stehen, dass Straftaten von erheblicher Bedeutung begangen werden sollen. 

 (2) Die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden können zu Zwecken des § 40 des Hes-
sischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes unter Beachtung des § 76 des 
Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes auch an die dort genannten 
Stellen personenbezogene Daten übermitteln. Zusätzlich können personenbezogene Daten 
unter den Voraussetzungen des Satzes 1 an andere über- und zwischenstaatlichen Stellen 
als die in Abs. 1 genannten übermittelt werden, soweit ein Fall des Abs. 1 vorliegt. 

 (3) Abs. 1 gilt für die Übermittlung zu Zwecken außerhalb des § 40 des Hessischen Da-
tenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes unter Beachtung der Art. 44 bis 49 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 2016/679 an öffentliche Stellen in anderen als den in § 22 Abs. 5 ge-
nannten Staaten (Drittländer) und an andere über- und zwischenstaatliche Stellen als die 
in § 22 Abs. 5 genannten entsprechend. 

 (4) Zur Beurteilung der Zulässigkeit der Datenübermittlung ist eine fortlaufend aktuali-
sierte Aufstellung über die Einhaltung der elementaren rechtsstaatlichen Grundsätze und 
Menschenrechtsstandards sowie das Datenschutzniveau in den jeweiligen Drittländern, 
die die speziellen Erfordernisse des polizeilichen Informationsaustauschs berücksichtigt, 
heranzuziehen. Hierbei sind insbesondere die jeweils aktuellen Erkenntnisse und maß-
geblich zu berücksichtigen, ob ein Angemessenheitsbeschluss der Europäischen Kommis-
sion nach Art. 36 der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, 
Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung so-
wie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI 
des Rates (ABl. EU Nr. L 119 S. 89) oder nach Art. 45 der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 vorliegt." 

 (5) § 22 Abs. 4 gilt entsprechend. 

 
18. § 24 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

  aa) Die Absatzbezeichnung „(1)" wird gestrichen. 

  bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 
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   aaa) In Nr. 2 wird das Wort „Verwaltungsfachhochschule" durch die Wörter 

"Hessische Hochschule für Polizei und Verwaltung" ersetzt. 

   bbb) In Nr. 4 werden nach dem Wort „Gefahrenabwehrbehörden" die Wörter 
„und sonstige öffentliche Stellen" eingefügt. 

  cc) Folgender Satz wird angefügt: 

   "Die speichernde Stelle hat in den Fällen des Satzes 2 Nr. 1 bis 6 zu gewähr-
leisten, dass die Übermittlung festgestellt und überprüft werden kann, mindes-
tens durch geeignete Stichprobenverfahren." 

 b) Die Abs. 2 und 3 werden aufgehoben. 
 
19. § 26 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 3 Satz 2 und 3 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

  "Die getroffenen Maßnahmen sind zu dokumentieren. Diese Dokumentation ist ge-
sondert aufzubewahren und durch technische und organisatorische Maßnahmen zu si-
chern. Sie ist sechs Monate nach der Benachrichtigung nach § 29 Abs. 5 oder nach 
dem endgültigen Zurückstellen der Benachrichtigung nach § 29 Abs. 6 zu löschen; ist 
die Datenschutzkontrolle nach § 29a noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu 
deren Abschluss aufzubewahren." 

 b) Abs. 5 wird aufgehoben. 
 
20. § 27 wird wie folgt gefasst: 

 "§ 27 
 Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung von Daten  

zu den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes  
genannten Zwecken, Verwertungsverbot 

 (1) Personenbezogene Daten und die dazugehörigen Unterlagen sind nach Maßgabe der 
§§ 53 und 70 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes zu berichti-
gen, zu löschen oder in der Verarbeitung einzuschränken, soweit sie zu den in § 40 des 
Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes genannten Zwecken verarbei-
tet wurden und in Abs. 2 bis 6 keine besonderen Regelungen getroffen sind. 

 (2) Ergänzend zu § 53 Abs. 2 und § 70 Abs. 2 des Hessischen Datenschutz- und Infor-
mationsfreiheitsgesetzes sind personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen und die 
dazugehörigen Unterlagen unverzüglich zu vernichten, wenn  

 1. bei der nach bestimmten Fristen vorzunehmenden Überprüfung oder aus Anlass einer 
Einzelfallbearbeitung festgestellt wird, dass ihre Kenntnis für die speichernde Stelle 
zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich 
ist, oder 

 2. die durch eine verdeckte Datenerhebung gewonnenen Daten für den der Anordnung 
zugrunde liegenden Zweck, zur Strafverfolgung oder zur Strafvollstreckung oder für 
eine etwaige gerichtliche Kontrolle nicht mehr erforderlich sind, soweit keine zulässi-
ge Weiterverarbeitung erfolgt; die Löschung bedarf der Zustimmung der Staatsan-
waltschaft, wenn die Daten zur Strafverfolgung oder Strafvollstreckung verarbeitet 
worden sind. 

 Im Fall des Satzes 1 Nr. 2 gilt, dass anstatt die personenbezogenen Daten zu löschen und 
die dazugehörigen Unterlagen zu vernichten die Einschränkung der Verarbeitung erfolgt, 
wenn die betroffene Person über eine verdeckte Datenerhebung noch nicht unterrichtet 
worden ist, es sei denn, dass die Datenerhebung den Kernbereich privater Lebensgestal-
tung betroffen hat. Die Daten nach Satz 2 dürfen nur verwendet werden für die Zwecke 
der Benachrichtigung der betroffenen Person und um eine Prüfung zu ermöglichen, ob 
die Maßnahme rechtmäßig durchgeführt worden ist. 

 (3) Wird festgestellt, dass personenbezogene Daten in Akten unrichtig sind, ist die in § 53 
Abs. 1, § 70 Abs. 1 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes ge-
nannte Berichtigungspflicht dadurch zu erfüllen, dass dies in der Akte vermerkt oder auf 
sonstige Weise festgehalten wird. Bestreitet die betroffene Person die Richtigkeit sie betref-
fender personenbezogener Daten und lässt sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtig-
keit feststellen, sind die Daten entsprechend zu kennzeichnen, um eine Einschränkung der 
Verarbeitung nach § 53 Abs. 1 Satz 3 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfrei-
heitsgesetzes zu ermöglichen. Die Verarbeitung personenbezogener Daten in Akten ist ein-
zuschränken, wenn die Verarbeitung nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, § 53 Abs. 2 oder § 70 
Abs. 2 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes zu löschen sind. Die 
Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten in Akten nach Satz 3 sowie 
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§ 53 Abs. 3 Satz 1 und § 70 Abs. 3 Satz 1 des Hessischen Datenschutz- und Informa-
tionsfreiheitsgesetzes ist durch Anbringung eines entsprechenden Vermerks vorzunehmen. 
Die Akten sind spätestens zu vernichten, wenn die gesamte Akte zur Erfüllung der in der 
Zuständigkeit der speichernden Stelle liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich ist. Per-
sonenbezogene Daten in Akten über eine verdeckte Datenerhebung sind nach Maßgabe des 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 zu vernichten. Im Übrigen gilt Abs. 2 entsprechend. 

 (4) Die Ministerin oder der Minister des Innern wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die Fristen, nach deren Ablauf zu prüfen ist, ob die weitere Speicherung der Daten 
zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist und gegebenenfalls nach deren Ablauf eine Lö-
schung vorzusehen ist, zu bestimmen. Bei Daten, die nach § 20 Abs. 6 gespeichert sind, 
dürfen die Fristen für die Prüfung 

 1. bei Erwachsenen zehn Jahre, 

 2. bei Jugendlichen fünf Jahre und 

 3. bei Kindern zwei Jahre 

 nicht überschreiten, wobei nach Art und Zweck der Speicherung sowie Art und Bedeu-
tung des Anlasses zu unterscheiden ist. Die Frist beginnt regelmäßig mit dem letzten An-
lass der Speicherung, jedoch nicht vor Entlassung der betroffenen Person aus einer Jus-
tizvollzugsanstalt oder Beendigung einer mit Freiheitsentzug verbundenen Maßregel der 
Besserung und Sicherung. Werden innerhalb der Frist nach Satz 2 und 3 weitere perso-
nenbezogene Daten über dieselbe Person gespeichert, gilt für alle Speicherungen gemein-
sam die Frist, die als letzte abläuft. Bei Daten, die nach § 20 Abs. 7 über die in § 13 
Abs. 2 Nr. 2 bis 5 genannten Personen gespeichert sind, dürfen die Fristen für die Prü-
fung drei Jahre nicht überschreiten; die Entscheidung, dass eine weitere Speicherung er-
forderlich ist, trifft die Behördenleitung oder eine von dieser beauftragte Bedienstete oder 
ein von dieser beauftragter Bediensteter. 

 (5) Bei Daten aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung sowie im Falle der Unzu-
lässigkeit der Speicherung und in sonstigen Fällen des Abs. 2 Satz 1 besteht ein Verwer-
tungsverbot; § 53 Abs. 3 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes 
findet insoweit keine Anwendung. Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu lö-
schen. Die Tatsachen der Erfassung der Daten und der Löschung im Fall der Unzuläs-
sigkeit der Speicherung, einschließlich der Daten aus dem Kernbereich privater Lebens-
gestaltung, sind zu dokumentieren. Im Fall des Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 ist die Tatsache der 
Löschung zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke der Da-
tenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist sechs Monate nach der Benachrichtigung 
nach § 29 Abs. 5 oder nach dem endgültigen Zurückstellen der Benachrichtigung nach 
§ 29 Abs. 6 zu löschen; ist die Datenschutzkontrolle nach § 29a noch nicht beendet, ist 
die Dokumentation bis zu ihrem Abschluss aufzubewahren. Satz 1 bis 6 gelten für perso-
nenbezogene Daten in Akten entsprechend. 

 (6) Anstelle der Löschung und Vernichtung nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder Abs. 3 Satz 5 
können die Datenträger an ein öffentliches Archiv abgegeben werden, soweit besondere 
archivrechtliche Regelungen dies vorsehen." 

 
21. Nach § 27 wird als § 27a eingefügt: 

 "§ 27a 
 Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung von Daten  

zu anderen als den in § 40 des Hessischen Datenschutz- und  
Informationsfreiheitsgesetzes genannten Zwecken, Verwertungsverbot 

 (1) Ergänzend zu Art. 18 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 gilt für 
Datenverarbeitungen zu Zwecken außerhalb des § 40 des Hessischen Datenschutz- und 
Informationsfreiheitsgesetzes, dass insbesondere im Fall von Aussagen oder Bewertungen 
die Frage der Richtigkeit nicht den Inhalt der Aussage oder der Bewertung betrifft. Wenn 
die Richtigkeit oder Unrichtigkeit der Daten nicht festgestellt werden kann, tritt an die 
Stelle der Berichtigung nach Art. 16 der Verordnung (EU) 2016/679 eine Einschränkung 
der Verarbeitung nach Art. 18 der Verordnung (EU) 2016/679. Die oder der Verant-
wortliche hat die betroffene Person, die ihr Recht auf Berichtigung geltend gemacht hat, 
über die an die Stelle der Berichtigung tretende Einschränkung der Verarbeitung schrift-
lich zu unterrichten. Satz 3 gilt nicht, soweit bereits die Erteilung dieser Information eine 
Gefährdung im Sinne des § 32 Abs. 1 des Hessischen Datenschutz- und Informa-
tionsfreiheitsgesetzes mit sich bringen würde. Die Unterrichtung nach Satz 3 ist zu be-
gründen, es sei denn, dass die Mitteilung der Gründe den mit dem Absehen von der Un-
terrichtung verfolgten Zweck gefährden würde. § 33 Abs. 3 des Hessischen Datenschutz- 
und Informationsfreiheitsgesetzes gilt entsprechend. Die oder der Verantwortliche hat die 
sachlichen oder rechtlichen Gründe für die Entscheidung zu dokumentieren. 
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 (2) Wird festgestellt, dass personenbezogene Daten in Akten unrichtig sind, ist die in 

Art. 16 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 genannte Berichtigungspflicht dadurch zu er-
füllen, dass dies in der Akte vermerkt oder auf sonstige Weise festgehalten wird. Bestrei-
tet die betroffene Person die Richtigkeit sie betreffender personenbezogener Daten und 
lässt sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen, sind die Daten entspre-
chend zu kennzeichnen, um eine Verarbeitungseinschränkung nach Abs. 1 Satz 2 zu er-
möglichen. 

 (3) Ergänzend zu Art. 17 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 gilt § 27 Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 5 im Fall der Löschung und Vernichtung personenbezogener Daten zu 
Zwecken außerhalb des § 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsge-
setzes entsprechend. Bei personenbezogenen Daten in Akten gilt § 27 Abs. 3 Satz 3 bis 6 
entsprechend; an die Stelle der Löschung nach Art. 17 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 tritt die Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 der Verordnung 
(EU) Nr. 2016/679. 

 (4) Abweichend von § 34 Abs. 1 und 2 des Hessischen Datenschutz- und Informa-
tionsfreiheitsgesetzes gilt für die Verarbeitung personenbezogener Daten zu Zwecken au-
ßerhalb des § 40 des Hessischen Datenschutz und Informationsfreiheitsgesetzes das Recht 
der betroffenen Person auf und die Pflicht der oder des Verantwortlichen zur Löschung 
personenbezogener Daten und zur Vernichtung der dazugehörigen Unterlagen nach 
Art. 17 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 ergänzend zu Art. 17 Abs. 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 2016/679 nicht, wenn 

 1. Grund zu der Annahme besteht, dass eine Löschung schutzwürdige Interessen einer 
betroffenen Person beeinträchtigen würde, 

 2. die Daten zu Beweiszwecken weiter aufbewahrt werden müssen, 

 3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unver-
hältnismäßig hohem Aufwand möglich ist oder 

 4. im Fall des § 27 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 die betroffene Person über eine verdeckte Da-
tenerhebung noch nicht unterrichtet worden ist, es sei denn, dass die Datenerhebung 
den Kernbereich privater Lebensgestaltung betroffen hat. 

 In den Fällen des Satzes 1 tritt an die Stelle einer Löschung oder Vernichtung die Ein-
schränkung der Verarbeitung nach Art. 18 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679. Bei per-
sonenbezogenen Daten in Akten gilt Satz 2 mit der Maßgabe, dass anstelle der Vernich-
tung die Verarbeitung personenbezogener Daten in Akten durch Anbringung eines ent-
sprechenden Vermerks einzuschränken ist. In ihrer Verarbeitung nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 
eingeschränkte Daten dürfen nur zu dem Zweck, der ihrer Löschung entgegenstand, oder 
sonst mit Einwilligung der betroffenen Person verwendet werden. In ihrer Verarbeitung 
nach Satz 1 Nr. 4 eingeschränkte Daten dürfen nur verwendet werden für die Zwecke 
der Benachrichtigung der betroffenen Person und um eine Prüfung zu ermöglichen, ob 
die Maßnahme rechtmäßig durchgeführt worden ist. 

 (5) Die oder der Verantwortliche hat die betroffene Person über die Einschränkung der 
Verarbeitung nach Abs. 4 Satz 1 Nr.  1 bis 3 schriftlich zu unterrichten. Dies gilt nicht, 
soweit bereits die Erteilung dieser Information eine Gefährdung im Sinne des § 32 
Abs. 1 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes mit sich bringen 
würde. Die Unterrichtung nach Satz 1 ist zu begründen, es sei denn, dass die Mitteilung 
der Gründe den mit dem Absehen von der Unterrichtung verfolgten Zweck gefährden 
würde. § 33 Abs. 3 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes gilt 
entsprechend. Die oder der Verantwortliche hat die sachlichen oder rechtlichen Gründe 
für die Entscheidung zu dokumentieren. 

 (6) Ergänzend zu Art. 17 und 18 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 gelten § 53 Abs. 4 
und § 70 Abs. 4 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes und § 27 
Abs. 4 und 6 entsprechend." 

 
22. Die §§ 28 und 29 werden wie folgt gefasst: 

 "§ 28 
 Protokollierung bei verdeckten und eingriffsintensiven  

Maßnahmen, Verwendungsbeschränkung 

 (1) Bei der Erhebung von Daten nach den §§ 15, 15a Abs. 1, 2 Satz 1 und Abs. 3 sowie 
den §§ 15b, 16, 17 und 26 sind zu protokollieren: 

 1. das zur Datenerhebung eingesetzte Mittel, 

 2. der Zeitraum des Einsatzes, 

 3. die Angaben, die die Feststellung der erhobenen Daten ermöglichen, sowie 
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 4. die Organisationseinheit, die die Maßnahme durchführt. 

 (2) Zu protokollieren sind je nach Durchführung der konkreten Maßnahme auch bei 

 1. Maßnahmen nach § 15 Abs. 2 und 6, bei denen Vorgänge außerhalb von Wohnungen 
erfasst wurden, die Zielperson und die erheblich mitbetroffenen Personen, 

 2. Maßnahmen nach § 15 Abs. 4 die Person, gegen die sich die Maßnahme richtete, 
sonstige überwachte Personen und die Personen, die die überwachte Wohnung zur 
Zeit der Durchführung der Maßnahme innehatten oder bewohnten, 

 3. Maßnahmen nach § 15 Abs. 6, bei denen Vorgänge innerhalb von Wohnungen erfasst 
wurden, und nach § 16 die Zielperson, die erheblich mitbetroffenen Personen und die 
Personen, deren nicht allgemein zugängliche Wohnung betreten wurde, 

 4. Maßnahmen nach § 15a Abs. 1, 2 Satz 1 sowie Abs. 3 die Beteiligten der überwach-
ten und betroffenen Telekommunikation sowie die Zielperson, 

 5. Maßnahmen nach § 15b die Beteiligten der überwachten Telekommunikation und die 
Angaben zur Identifizierung des informationstechnischen Systems und die daran vor-
genommenen nicht nur flüchtigen Veränderungen, 

 6. Maßnahmen nach § 17 die Zielperson und die Personen, deren personenbezogene 
Daten gemeldet worden sind, 

 7. Maßnahmen nach § 26 die im Übermittlungsersuchen nach § 26 Abs. 2 enthaltenen 
Merkmale und die betroffenen Personen, gegen die nach Auswertung der Daten wei-
tere Maßnahmen getroffen wurden. 

 (3) Nachforschungen zur Feststellung der Identität einer in Abs. 2 bezeichneten Person 
sind nur vorzunehmen, wenn dies unter Berücksichtigung der Eingriffsintensität der 
Maßnahme gegenüber dieser Person, des Aufwands für die Feststellung ihrer Identität 
sowie der daraus für diese oder andere Personen folgenden Beeinträchtigungen geboten 
ist. Die Zahl der Personen, deren Protokollierung unterblieben ist, ist im Protokoll anzu-
geben. 

 (4) Die Protokolldaten dürfen nur verwendet werden für die Zwecke der Benachrichti-
gung und um eine Prüfung zu ermöglichen, ob die Maßnahme rechtmäßig durchgeführt 
worden ist. Sie sind bis zum Ablauf der Datenschutzkontrolle nach § 29a aufzubewahren 
und sodann automatisiert zu löschen, es sei denn, dass sie für den in Satz 1 genannten 
Zweck noch erforderlich sind. 

 § 29 
 Information, Benachrichtigung, Auskunft 

 (1) Die Betroffenen erhalten Information, Benachrichtigung oder Auskunft hinsichtlich 
der zu ihrer Person verarbeiteten Daten nach Maßgabe der §§ 50 bis 52 des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes, soweit die Datenverarbeitung zu den in 
§ 40 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes genannten Zwecken 
erfolgt, und im Übrigen nach Maßgabe der §§ 31 bis 33 des Hessischen Datenschutz- 
und Informationsfreiheitsgesetzes und der Art. 13 bis 15 der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679, soweit in den Abs. 2 bis 7 nichts Abweichendes geregelt ist. 

 (2) Abweichend von § 31 Abs. 1 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheits-
gesetzes kann die oder der Verantwortliche die Information der betroffenen Person nach 
Art. 13 Abs. 1 bis 3 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten zu Zwecken außerhalb des § 40 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes insoweit und solange aufschieben, einschränken oder unter-
lassen, wie andernfalls die Erteilung der Information die Voraussetzungen des § 31 
Abs. 1 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes erfüllt. § 31 
Abs. 3 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes findet insoweit 
keine Anwendung. Abweichend von § 32 Abs. 1 des Hessischen Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes kann die oder der Verantwortliche die Information nach 
Art. 14 Abs. 1, 2 und 4 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 insoweit und solange auf-
schieben, einschränken oder unterlassen, wie andernfalls die Erteilung der Information 
die Voraussetzungen des § 32 Abs. 1 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfrei-
heitsgesetzes erfüllt. Im Fall der Einschränkung gilt § 33 Abs. 3 des Hessischen Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetzes entsprechend. 

 (3) Ergänzend zu § 33 Abs. 1 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsge-
setzes kann bei Datenverarbeitungen zu Zwecken außerhalb des § 40 des Hessischen Da-
tenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes die Auskunftserteilung über die personenbe-
zogenen Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, und zu Informationen nach 
Art. 15 Abs. 1 Buchst. a bis h der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 auch teilweise oder 
vollständig eingeschränkt werden. § 33 Abs. 2 des Hessischen Datenschutz- und Infor-
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mationsfreiheitsgesetzes findet insoweit keine Anwendung. Die oder der Verantwortliche 
hat die betroffene Person über das Absehen von oder die Einschränkung einer Auskunft 
unverzüglich schriftlich zu unterrichten. Dies gilt nicht, soweit bereits die Erteilung die-
ser Informationen eine Gefährdung im Sinne des § 32 Abs. 1 des Hessischen Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetzes mit sich bringen würde. Die Unterrichtung 
nach Satz 3 ist zu begründen, es sei denn, dass die Mitteilung der Gründe den mit dem 
Absehen von oder der Einschränkung der Auskunft verfolgten Zweck gefährden würde. 
Die oder der Verantwortliche hat die sachlichen und rechtlichen Gründe für die Ent-
scheidung zu dokumentieren. § 33 Abs. 3 des Hessischen Datenschutz- und Informa-
tionsfreiheitsgesetzes gilt ergänzend auch bei der Einschränkung der Auskunft. 

 (4) Werden personenbezogene Daten von Kindern, die ohne Kenntnis der Sorgeberech-
tigten erhoben worden sind, gespeichert, sind die Sorgeberechtigten zu benachrichtigen, 
sobald die Aufgabenerfüllung dadurch nicht mehr erheblich gefährdet wird. Von der Un-
terrichtung kann abgesehen werden, solange zu besorgen ist, dass sie zu erheblichen 
Nachteilen für das Kind führt. 

 (5) Wurden personenbezogene Daten durch Maßnahmen nach § 28 Abs. 2 erlangt, sind 
die dort jeweils bezeichneten betroffenen Personen hierüber nach Abschluss der Maß-
nahme zu benachrichtigen. Nachforschungen zur Feststellung der Identität oder zur An-
schrift einer zu benachrichtigenden Person sind nur vorzunehmen, wenn dies unter Be-
rücksichtigung der Eingriffsintensität der Maßnahme gegenüber dieser Person, des Auf-
wands für die Feststellung ihrer Identität sowie der daraus für diese oder anderes Perso-
nen folgenden Beeinträchtigungen geboten ist.  

 (6) Eine Benachrichtigung nach Abs. 5 ist zurückzustellen, solange sie 

 1. den Zweck der Maßnahme, 

 2. ein sich an den auslösenden Sachverhalt anschließendes strafrechtliches Ermittlungs-
verfahren, 

 3. den Bestand des Staates, 

 4. Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder 

 5. Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung im öffentlichen Interesse geboten ist, 

 gefährden würde. Im Falle des Einsatzes einer V-Person oder VE-Person erfolgt die 
Benachrichtigung erst, sobald dies auch ohne Gefährdung der Möglichkeit der weiteren 
Verwendung der V-Person oder VE-Person möglich ist. Die Entscheidung über das Zu-
rückstellen einer Benachrichtigung trifft die Behördenleitung oder eine von dieser beauf-
tragte Bedienstete oder ein von dieser beauftragter Bediensteter. Wird die Benachrichti-
gung aus einem der vorgenannten Gründe zurückgestellt, ist dies zu dokumentieren. 
Über die Zurückstellung der Benachrichtigung ist die oder der Hessische Datenschutzbe-
auftragte spätestens sechs Monate nach Abschluss der Maßnahme und danach in halb-
jährlichen Abständen in Kenntnis zu setzen. 

 (7) Eine Benachrichtigung nach Abs. 5 unterbleibt, soweit dies im überwiegenden Inte-
resse einer betroffenen Person liegt. Zudem kann die Benachrichtigung einer in § 28 
Abs. 2 Nr. 4 und 5 bezeichneten Person, gegen die sich die Maßnahme nicht gerichtet 
hat, unterbleiben, wenn diese von der Maßnahme nur unerheblich betroffen ist und anzu-
nehmen ist, dass sie kein Interesse an der Benachrichtigung hat. Die Entscheidung über 
das Unterbleiben einer Benachrichtung trifft die Behördenleitung oder eine von dieser 
beauftragte Bedienstete oder ein von dieser beauftragter Bediensteter. 

 (8) Sind die personenbezogenen Daten in ein anhängiges Strafverfahren eingeführt, so ist 
vor Erteilung der Auskunft an die betroffene Person oder vor der Benachrichtigung der 
betroffenen Person die Zustimmung der Staatsanwaltschaft herbeizuführen." 

 
23. Nach § 29 wird als § 29a eingefügt: 

 "§ 29a 
 Datenschutzkontrolle 

 Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte führt unbeschadet ihrer oder seiner sons-
tigen Aufgaben und Kontrollen mindestens alle zwei Jahre zumindest stichprobenartig 
Kontrollen bezüglich der Datenverarbeitung bei nach § 28 Abs. 2 zu protokollierenden 
Maßnahmen und von Übermittlungen nach § 23 durch." 

 
24. § 115 wird wie folgt geändert: 

 a) Der Überschrift werden ein Komma und das Wort "Außerkrafttreten" angefügt. 

 b) Folgender Satz wird angefügt: 
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  "§ 20a Abs. 4 Satz 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2029 außer Kraft." 
 
 

Artikel 19 
Änderung des Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes 

 
§ 55 Abs. 1 des Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Januar 2014 (GVBl. S. 26) wird wie folgt gefasst: 
 
"(1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten gelten die Bestimmungen der Verordnung 
(EU) Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 
119 S. 1, Nr. L 314 S. 72) und des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften." 
 
 

Artikel 20 
Änderung des Hessischen Spielhallengesetzes 

 
In § 12 Abs. 1 Nr. 16 des Hessischen Spielhallengesetzes vom 28. Juni 2012 (GVBl. S. 213), 
geändert durch Gesetz vom … [einsetzen: Datum und Fundstelle des derzeit im Gesetzgebungs-
verfahren befindlichen Änderungsgesetzes zum HessSpielhG], werden die Wörter "und Lö-
schung" gestrichen. 
 
 

Artikel 21 
Änderung des Hessischen Disziplinargesetzes 

 
§ 33 des Hessischen Disziplinargesetzes vom 21. Juli 2006 (GVBl. I S. 394), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218), wird wie folgt geändert:  
 
1. In Abs. 1 wird das Wort "Vorlage" durch "Übermittlung" ersetzt und werden die Wörter 

"oder Nutzung" gestrichen. 
 
2. In Abs. 2 wird das Wort "Vorlage" durch "Übermittlung" ersetzt. 
 
 

Artikel 22 
Änderung des Hessischen Personalvertretungsgesetzes 

 
Das Hessische Personalvertretungsgesetze vom 24. März 1988 (GVBl. I S. 103), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 16. Dezember 2015 (GVBl. S. 594), wird wie folgt geändert: 
 
 
1. § 62 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

 a) In Satz 2 wird das Wort "vorzulegen" durch die Wörter "zu übermitteln" ersetzt. 

 b) In Satz 4 wird das Wort "Zustimmung" durch "Einwilligung" ersetzt. 

 c) In Satz 5 werden die Wörter "zur Kenntnis zu bringen" durch "offen zu legen" er-
setzt. 

 d) Folgende Sätze werden angefügt: 

  „Vor Einführung, Anwendung, Änderung oder Erweiterung eines automatisierten 
Verfahrens zur Verarbeitung personenbezogener Daten der Beschäftigten (§ 81 
Abs. 1 Satz 1) hat die Dienststelle dem Personalrat das Verzeichnis von Verarbei-
tungstätigkeiten (§ 65 des Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes) 
mit dem Hinweis zu übermitteln, dass er eine Stellungnahme des Hessischen Daten-
schutzbeauftragten fordern kann. Macht der Personalrat von dieser Möglichkeit Ge-
brauch, beginnt die von ihm einzuhaltende Frist erst mit der Vorlage der von der 
Dienststellenleitung einzuholenden Stellungnahme.“ 

 
2. In § 81 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „automatisierter“ die Wörter „Verfahren 

zur“ eingefügt. 
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3. In § 106 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 37 Abs. 2 Satz 1 des Hessischen Daten-

schutzgesetzes“ durch „§ 28 Abs. 2 Satz 1 des Hessischen Datenschutz- und Informa-
tionsfreiheitsgesetzes“ ersetzt. 

 
 

Artikel 23 
Änderung des Heilberufsgesetzes 

 
Das Heilberufsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Februar 2003 (GVBl. I S. 66, 
242), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2016 (GVBl. S. 329), wird wie folgt 
geändert: 
 
1. § 2 Abs. 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

 "Für die Kammern gelten die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 
119 S. 1, Nr. L 314 S. 72) in der jeweils geltenden Fassung sowie des Hessischen Da-
tenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung." 

 
2. § 9 Satz 6 wird wie folgt gefasst: 

 "Dabei sind die Rechtsvorschriften zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) in der 
jeweils geltenden Fassung einzuhalten." 

 
 

Artikel 24 
Änderung des Hessischen Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst 

 
§ 18 Abs. 4 des Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst vom 28. September 2007 
(GVBl. I S. 659), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Oktober 2014 (GVBl. S. 214), wird 
wie folgt gefasst:  
 
"(4) Im Übrigen finden die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1, Nr. L 314 
S. 72) in der jeweils geltenden Fassung sowie des Hessischen Datenschutz- und Informa-
tionsfreiheitsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung Anwendung." 
 
 

Artikel 25 
Änderung des Hessischen Krankenhausgesetzes 2011 

 
§ 12 des Hessischen Krankenhausgesetzes 2011 vom 21. Dezember 2010, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 4. Mai 2017 (GVBl. S. 66), wird wie folgt geändert: 
 
1. Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

 "(1) Für Krankenhäuser gelten die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und 
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU 
Nr. L 119 S. 1, Nr. L 314 S. 72) in der jeweils geltenden Fassung sowie des Hessischen 
Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung abwei-
chend von dessen § 2 Abs. 2 uneingeschränkt nach Maßgaben der Abs. 2 bis 5."  

 
2. In Abs. 3 wird die Angabe "§ 33" durch "§ 24" ersetzt. 
 
 

Artikel 26 
Änderung des Patientenmobilitätsgesetzes 

 
§ 5 Abs. 2 des Patientenmobilitätsgesetzes vom 20. November 2013 (GVBl. S. 638) wird wie 
folgt gefasst: 
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"(2) Die Bereitstellung der Informationen hat im Einklang mit den Kapiteln II und III der Richt-
linie 2011/24/EU und der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1, Nr. L 314 S. 72) in der jeweils geltenden 
Fassung sowie dem Grundsatz der Unschuldsvermutung zu erfolgen." 
 
 

Artikel 27 
Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes 

 
Das Maßregelvollzugsgesetz vom 3. Dezember 1981 (GVBl. I S. 414), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 4. Mai 2017 (GVBl. S. 66), wird wie folgt geändert: 
 
1. § 5a Satz 2 wird wie folgt geändert: 

 a) Die Angabe "1. Juli 2014 (GVBl. S. 154)" wird durch "4. Mai 2017 (GVBl. S. 66)" 
ersetzt. 

 b) In Nr. 3 werden nach dem Wort "Fassung" die Wörter "der Bekanntmachung" einge-
fügt und wird die Angabe "21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1133)" durch "17. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2581)" ersetzt. 

 
2. In § 7 Abs. 1 Satz 1 werden nach der Angabe "2088" ein Komma und die Angabe "1977 

S. 436" eingefügt und wird die Angabe "25. April 2013 (BGBl. I S. 935)" durch 
"17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581)" ersetzt. 

 
3. Dem § 19 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

 "§ 34 Abs. 5 des Hessischen Strafvollzugsgesetzes vom 28. Juni 2010 (GVBl. I S. 185), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des 
Hessischen Gesetzes zur Anpassung des Hessischen Datenschutzrechts an die Verordnung 
(EU) Nr. 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) Nr. 2016/680 und zur Infor-
mationsfreiheit], ist entsprechend anwendbar." 

 
4. § 31 Satz 4 wird aufgehoben. 
 
5. In § 32 wird die Angabe "vom 28. Juni 2010 (GVBl. I S. 185), geändert durch Gesetz 

vom 5. März 2013 (GVBl. S. 46)," gestrichen. 
 
 
 
6. § 36 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

 "(1) § 58 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2, 5 und 6, die §§ 59, 60 Abs. 1, 2, 3 Satz 1, 2, 4 
und 5, Abs. 4 bis 7, die §§ 61, 62 Abs. 1, § 63 Abs. 2 Satz 1 und § 65 Abs. 1, 2, 4 bis 
6 des Hessischen Strafvollzugsgesetzes gelten entsprechend mit der Maßgabe, dass 

 1. Daten über die untergebrachte Person bei ihr erhoben werden sollen und bei Dritten 
erhoben werden dürfen, soweit die Daten zur Beurteilung des Gesundheitszustands 
der untergebrachten Person oder zu ihrer Eingliederung erforderlich sind oder soweit 
eine Erhebung bei der untergebrachten Person nicht möglich ist, 

 2. zu den Daten über die untergebrachte Person auch die Angaben über gegenwärtige 
oder frühere Krankheiten, Körperschäden und Verhaltensauffälligkeiten der unterge-
brachten Person zählen, 

 3. die Übermittlung der Daten der untergebrachten Person an Personen und Stellen au-
ßerhalb der Einrichtung auch zulässig ist, soweit dies zur Weiterbehandlung der un-
tergebrachten Person durch eine Einrichtung, in die sie im Rahmen des Maßregel-
vollzugs verlegt worden ist oder verlegt werden soll, oder durch eine forensisch-
psychiatrische Ambulanz erforderlich ist, 

 4. Kenntnisse aus der Überwachung der Besuche, des Schriftwechsels, der Ferngesprä-
che oder sonstiger Sendungen und der Überprüfung der Mobilfunkendgeräte und Da-
tenträger auch verwertet werden dürfen, soweit dies aus Gründen der Behandlung ge-
boten ist, 

 5. bei der Übersendung der Personalakte Daten, die dem § 203 des Strafgesetzbuchs 
unterliegen, nur übermittelt werden dürfen, soweit sie für den Zweck des Empfängers 
erforderlich sind, 
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 6. der Aufsichtsbehörde Daten, die dem § 203 des Strafgesetzbuches unterliegen, nur 

übermittelt werden dürfen, soweit sie für die Zwecke der Fach- und Rechtsaufsicht 
nach § 3 erforderlich sind, 

 7. bei der Aufbewahrung von Daten aus der Personal- und Krankenakte eine Frist von 
30 Jahren nicht überschritten werden darf." 

 
 

Artikel 28 
Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Therapieunterbringungsgesetz 

 
In § 7 Abs. 1 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Therapieunterbringungsgesetz vom 
27. Juni 2013 (GVBl. S. 442) werden nach der Angabe "(GVBl. S. 46)" ein Komma und die 
Angabe "zuletzt geändert durch Gesetz vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle 
dieses Gesetzes], in der jeweils geltenden Fassung" und in § 7 Abs. 2 nach der Angabe "(GVBl. 
S. 290)" ein Komma und die Angabe "zuletzt geändert durch Gesetz vom … [einsetzen: Ausfer-
tigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]," eingefügt. 
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Artikel 29 
Änderung des Hessischen Vermessungs- und Geoinformationsgesetzes 

 
§ 9 Abs. 5 des Hessischen Vermessungs- und Geoinformationsgesetzes vom 6. September 2007 
(GVBl. I S. 548), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. September 2012 (GVBl. S. 290), wird 
wie folgt geändert: 
 
1. Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

 "Auf Eigentumsangaben, die nach Satz 1 in Übereinstimmung mit dem Grundbuch zu 
führen sind, finden die Art. 16, 18 und 21 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 
119 S. 1, Nr. L 314 S. 72) keine Anwendung." 

 
2. Folgender Satz wird angefügt: 

 "Satz 4 gilt nicht, wenn die betroffene Person die fehlende Übereinstimmung der Eigen-
tumsangaben mit dem Grundbuch geltend macht." 

 
 

Artikel 30 
Aufhebung bisherigen Rechts 

 
Das Hessische Datenschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Januar 1999 
(GVBl. I S. 98), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Juli 2016 (GVBl. S. 121), wird aufge-
hoben.  
 
 

Artikel 31 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 25. Mai 2018 in Kraft.  
 
 

 


